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RedaktionsschluÑ fÜr die nÉchsten Ausgaben

Zu diesem Heft

Das Europa der Familienplaner einigermaÑen umfassend dar-
zustellen, das wÜrde leicht ein Buch fÜllen - und dieses Buch ist
noch nicht geschrieben worden. Was wir statt dessen in dieser Aus-
gabe bieten kÇnnen, sind ein paar Kapitel, nicht sehr systematisch

zusammengestellt. Dennoch geben sie das Material her fÜr ein
paar allgemeinere Beobachtungen: Erstens ist in den verschiede-
nen LÉndern in unterschiedlichen Formen die Entwicklung nicht-
staatlicher FamilienplanungsaktivitÉten in einem groÑen Umfang
von Gesetzgebung und staatlichem Handeln bestimmt, und zwar
einerseits dadurch begrenzt, andererseits aber immer wieder zur
Opposition und zur GesetzesÜbertretung herausgefordert. Dem-
gegenÜber ist eine harmonische Zusammenarbeit mit dem Staat
und seinen BehÇrden und eine funktionale Arbeitsteilung eher die
Ausnahme.

Zweitens kann der EinfluÑ der internationalen Zusammen-
arbeit zwischen den nicht-staatlichen Familienplanungsorganisa-

tionen in Europa auf die Entwicklung der nationalen Familienpla-

nungsarbeit kaum hoch genug eingeschÉtzt werden. Dieser Ein-
fluÑ tritt in vielerlei Gestalt und oft erst mit erheblicher zeitlicher

VerzÇgerung zutage, er erstreckt sich auf inhaltliche und organisa-

torische Aspekte. Die gegenseitige BestÉtigung und Ermutigung

ist ein wichtiger integraler Bestandteil des Erfahrungsaustausches

Über die LÉndergrenzen hinweg.

HierfÜr hat sich die Organisationsform und Arbeitsweise derRe-

gion Europa des Internationalen Verbandes fÜr geplante Eltern-

schaft (International Planned Parenthood Federation ã IPPF) im

Laufe der Jahrzehnte bewÉhrt. Der Region gehÇren einundzwan-

zigMitgliedsorganisationen inallenTeilen Europas an; mit den Fa-

milienplanern in den LÉndern, die noch keine Mitgliedsorganisa-

tion haben, bestehen enge Arbeitsbeziehungen.

Die Pro Familia Deutsche Gesellschaft fÜr Sexualberatung und

Familienplanung hat die IPPF 1952 mitgegrÜndet und ist in ihrer

Region Europa seitdem ein aktives Mitglied. Daher berichtet die-

se Zeitschrift nicht nur in dieser Ausgabe Über das, was im Europa

der Familienplaner geschieht, sondern sie betrachtet es als einen

stÉndigen Bereich der Berichterstattung. FÜr eine der nÉchsten

Ausgaben ist eine åbersicht Über Finanzierungsmodelle europÉi-

scher Familienplanungsorganisationen vorgesehen.

FÜr die åbersetzung einzelner BeitrÉge dieser Ausgabe sorgten
Meike Loth-Kraemer und JÜrgen Heinrichs.
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Mikolaj Kozakiewicz

Die Idee der Familienplanung in Polen

hat eine lange Geschichte. 1930 startete ei-

ne Gruppe progressiver Arzte und Schrift-

steller eine Kampagne, um das Verbot von

SchwangerschaftsabbrÜchen abzuschaf-

fen, und grÜndete eine Bewegung, deren

Ziel es war, Informationen Über die Verhin-

derung unerwÜnschter Schwangerschaften

zu verbreiten. Diese Kampagne schlug letz-

ten Endes fehl, obwohl aus dieser AktivitÉt

die âLiga fÜr die Sittenreformá entstand,

die ihren Namen bald in âGesellschaft fÜr

bewuÑte Mutterschaft und Sittenreformá

Énderte. 1934 schlug der KongreÑ dieser

Gesellschaft vor, an die polnische Regie-

rung eine Resolution Über Sexualreform,

Geburtenkontrolle und die Gesetzgebung

Über die DurchfÜhrung von Schwanger-

schaftsabbrÜchen zu richten.

Von Anfang an war diese Gesellschaft

stÉndigen Angriffen von seiten der TÇ-

misch-katholischen Kirche ausgesetzt, ob-

wohl sie unter der Intelligenz viele AnhÉn-

ger gewann. Nach 1935, nach dem Tod von

Marschall Pilsudski, entwickelte sich die

polnische Politik zunehmend nach rechts

und zeigte eine Tendenz zum Faschismus.

Die Bedeutung und Macht der Kirche

wuchs entsprechend, was sich auf die Ge-

sellschaft fÜr bewuÑte Mutterschaft, die un-

ter Geldmangel litt, nachteilig auswirkte.

Die Angriffe der Kirchenvertreter und

reaktionÉrer Politiker hÇrten bei Ausbruch

des Zweiten Weltkrieges auf.

Um es zusammenzufassen: WÉhrend

der Jahre 1932-39 war in Polen die Idee der

Familienplanung immer mit progressiven,

liberal-demokratischen und linksgerichte-

ten politischen Zielen verbunden, von der

Rechten und der Kirche angegriffen und

von der wenig gebildeten Arbeiterklasse -

an die ihre Botschaft hauptsÉchlich gerich-

tet war - ignoriert oder mit Feindseligkeit

betrachtet.

Neubeginn nach

dem Zweiten Weltkrieg

Nach dem Zweiten Weltkrieg Énderte sich

die Situation radikal. Erstens litt Polen un-

ter einem enormen BevÇlkerungsverlust

(sechs Millionen: 644000 Kriegsgefallene,

5,4 Millionen Tote durch Besatzungsterror

und Ausrottung). AuÑerdem bewirkten

geÉnderte polnische Grenzen sowie Ein-

Aus dem Land

des Papstes

Dieser Beitrag schildert die Diskus-

sion um Fragen der Familienplanung,

wie sie in jenem Land seit Über fÜnfzig

Jahren gefÜhrt werden, in welchem Jo-

hannes Paul II. groÑ geworden ist. Sein

vehementes Auftreten gegen EmpfÉng-

nisverhÜtung auch in LÉndern mit ho-

hen Geburtenraten beruht ja nicht nur

auf seiner vatikanischen Pflicht - es gab

PÉpste, die dieses Thema mit weniger

Energie in den Vordergrund stellten -

sondern hat vermutlich auch etwas mit

seinem innerkirchlichen Werdegang zu

tun. Und der fand in Polen statt.

und Auswanderung eine Verminderung

der einheimischen BevÇlkerung von 35

Millionen im Jahre 1939 auf 21 Millionen

im Jahre 1945. Als Folge dieser Ereignisse

wurde eine grÇÑere BevÇlkerung und eine

hohe spontane Geburtenrate fÜr notwen-

dig gehalten.

Nach dem Krieg betrug Polens BevÇlke-

rung 21 Millionen, um 1950 25 Millionen,

1960 30 Millionen und erreichte 1984 den

Vorkriegsstand von 35 Millionen. Wenn

dieses Anwachsen auch fÜr die Polen wÜn-

schenswert war, so bedeutete es doch, ins-

besondere nach 1955, eine enorme Çkono-

mische Belastung fÜr die polnische Wirt-

schaft. Der Staat war nicht in der Lage, fÜr

eine wachsende BevÇlkerung, die mit den

ZerstÇrungen des Krieges zu leben hatte,

angemessene Unterkunft, Erziehung und

Gesundheit zu gewÉhrleisten. Der Wett-

laufzwischen dem wirtschaftlichen Wachs-

tum und der zunehmenden BevÇlkerung

endete zu deren Nachteil und fÜhrte in Re-

gierungskreisen, den traditionellen Geg-

nern der Familienplanung, zu den ersten

Anzeichen der Einsicht, daÑ ein langsame-

res BevÇlkerungswachstum erforderlich ist.

Die GrÜndung des kommunistischen

Staates in Polen verringerte die traditionell

unbegrenzte Macht der rÇmisch-katholi-

schen Kirche durch die verfassungsmÉÑige

Trennung von Kirche und Staat und da-

durch, daÑ bestimmte Erziehungs- und Ge-

sundheitsdienste dem EinfluÑ der Kirche

entzogen wurden. Die Konsequenz daraus

war, daÑ eine Gesetzgebung Über

VerhÜtung und Schwangerschaftsabbruch

mÇglich wurde und daÑ die Familienpla-

nungsbewegung ihre ersten Dienste einzu-

richten begann - was vor dem Krieg un-

mÇglich war. Um 1957 war Familienpla-

nung in Polen fest etabliert.

Wie andere kommunistische Gesell-

schaften legte Polen groÑen Wert aufErzie-

hung der Massen, und in den fÜnf Jahren

nach Kriegsende wurde das Analphabeten-

tum schnell beseitigt. Das Niveau der Bil-

dung, gemessen an der Zahl der Schuljahre

pro Kopf, verdoppelte sich in den StÉdten

und vervierfachte sich in den DÇrfern. In

den sechziger Jahren besuchten Jugendli-

che in den StÉdten zwÇlf Jahre lang die

Schule, in den DÇrfern zehn Jahre. Durch

diese Entwicklung wurden die Massen Über

sexuelle Dinge einschlieÑlich VerhÜtung

informiert, was zu kulturellen VerÉnderun-

gen unter der heutigen Erwachsenengene-

ration beitrug. Dies und vier vorangegan-

gene Gesetzesreformen - Legalisierung

der Scheidung, Herabsetzung des VolljÉh-

rigkeitsalterss von 21 auf 18 Jahre,

EinfÜhrung der nichtkirchlichen Heirat als

einzige gesetzliche Form und EinfÜhrung

der gesetzlichen Gleichstellung von eheli-

chen und unehelichen Kindern - haben

den Charakter der polnischen Gesellschaft

verÉndert.

Entwicklung einer

Mitgliederorganisation

Unter BerÜcksichtigung dieser seit 1945

eingetretenen VerÉnderungen verabschie-

dete 1956 der Sejm (Parlament) der Polni-

schen Volksrepublik ein Gesetz, das den

Schwangerschaftsabbruch bei sozialen so-

wie medizinischen GrÜnden legalisierte.

Ein Jahr spÉter wurde auf Initiative einer

Gruppe von Årzten und Sozialarbeitern die

âGesellschaft fÜr bewuÑte Mutterschaftá

im November 1957 wieder ins Leben geru-

fen. Wie vorauszusehen war, hatte die Ver-

abschiedung des Gesetzes zum Schwan-

gerschaftsabbruch feindselige Propaganda

von seiten der Kirche, wenn auch nur inner-

halb ihrer eigenen Mauern wÉhrend der

Predigten, hervorgerufen. Zu dieser Zeit

kam das Bestehen einer nicht-staatlichen

Organisation, um die BevÇlkerung Über

ihre Rechte in bezug aufSchwangerschafts-

abbruch zu informieren, um Sexualerzie-

hung zu organisieren, um die ersten Fami-

lienplanungsberatungsstellen zu errichten,

um GynÉkologen und Arzte auszubilden

und um die Produktion von VerhÜtungs-

mitteln zu entwickeln, einer liberalen und
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verstÉndnisvollen Regierung taktisch gele-

gen. Denn sie konnte Angriffe der Kirche

an diese Organisation weiterleiten.

UrsprÜnglich herrschte in der Gesell-

schaft fÜr bewuÑte Mutterschaft der Be-

rufsstand der Arzte (in erster Linie GynÉ-

kologen) vor, deren Hauptinteresse dem

Schwangerschaftsabbruch und der VerhÜ-

tung galt. Anfang der sechzigerJahre erwei-

terte die Gesellschaft ihr BetÉtigungsfeld

und schloÑ Gesundheit und Wohlergehen

der Familie sowie Sexualerziehung als

Grundlage fÜr das Ehe- und Familienleben

mit ein - Bereiche, die bei ihrer Arbeit

schlieÑlich Schwangerschaftsabbruch und

VerhÜtung Überlagerten. Zu dieser Zeit

schlossen sich neue Mitglieder dieser Ge-

sellschaft an.

Dieses weitere Spektrum machte die Si-

tuation fÜr die Gesellschaft noch schwieri-

ger. Unverheiratetes Zusammenleben, Se-

xualitÉt und sogar Fortpflanzung waren

Themen, die nicht nur bei der Kirche, son-

dern auch bei der Mehrheit der BevÇlke-

rung aller Bildungsstufen erhebliche Ver-

wirrung stifteten. Puritanismus war ein We-

senszug des polnischen Kommunismus,

dessen BefÜrworter in ihrer Haltung zu se-

xuellen Dingen der Kirche auffÉllig Éhnlich

waren, wÉhrend sie bei allem anderen ihr

diagonal entgegengesetzt waren.

WÉhrend der sechziger und siebziger

Jahre befaÑte sich die staatliche Zensur zu-

nehmend mit âunmoralischená und âobs-

zÇnená VerÇffentlichungen, einschlieÑlich

der VerÇffentlichungen der Gesellschaft

(die 1970 ihren Namen in Familienpla-

nungsverband abgeÉndert hatte). Dies soll-

te sich als ein grÇÑeres Hindernis fÜr die Ar-

beit des Verbandes erweisen, als die Angrif-

fe der Kirche. Es sollte viele Jahre dauern,

um nicht nur bei der BevÇlkerung, sondern

auch bei den herrschenden BehÇrden alt-

hergebrachte Vorurteile und Tabus aufzu-

brechen im Zusammenhang mit Themen

wie vorehelicher Verkehr, Masturbation,

HomosexualitÉt und VerhÜtungsmittel fÜr

Jugendliche.

Angriffe von Staat

und Kirche

Zum Teil als Folge der neuen Gesetzge-

bung und aufGrund demographischer Ver-

Énderungen war am Ende der sechziger

Jahre das BevÇlkerungswachstum aufjÉhr-

lich 0,7-0,8 Prozent gefallen, und die Rate

der Lebendgeburten war von 30 im Jahre

1956 auf 18,7 im Jahre 1968 gesunken. Dies

erregte Besorgnis sowohl aufseiten der Re-

gierungals auch derKirche. 1970 war mit ei-

niger verdeckter Hilfe der Kirche die Regie-

rung Edward Giereks an die Macht gekom-

men. Teil ihres Programms fÜr die be-

schleunigte wirtschaftliche Entwicklung

Polens umfaÑte eine zuwachsfÇrdernde

BevÇlkerungspolitik. Diese Politik wurde in

den Massenmedien in Form einer mathe-

matischen Formel fÜr die Modellfamilie: 2

+ 3 verkÜndet. Frauen mit acht und mehr

Kindern wurden in den Medien und von

der Kirche zu âMÜtterheldinnená ernannt.

Die Kombination einer aufAnreizen basie-

renden, zuwachsorientierten Politik mit ei-

nem Aufschwung in der polnischen Wirt-

schaft und einem Zeitraum, in dem sich

eine groÑe Anzahl der BevÇlkerung in der

fruchtbarsten Altersstufe befindet, be-

wirkte zwischen 1971 und 1983 ein Wachs-

tum der BevÇlkerung von Über einem Pro-

zent im Jahr.

Zunehmende wirtschaftliche Probleme

seit 1975 habenjedoch den Staat aus politi-

schen GrÜnden in eine engere Verbindung

mit der Kirche gebracht. Unter Druck von

Gierek persÇnlich war der polnische Fami-

lienplanungsverband gezwungen, seinen

Namen in âFamilienentwicklungsverbandá

- Towarzystwa Roswoju Rodziny (TRR) -

umzuÉndern. 1976 wurde die Lieferung

von Papier an TRR fÜr VerÇffentlichungen

eingestellt. AufGrund eines lokalen Regie-

rungsverbotes wurde es schwieriger, Spen-

den von Einzelpersonen und Organisatio-

nen, auf die TRR angewiesen war, zu sam-

meln oder anzunehmen. Trotz der Pro-
teste von TRR wurde der Import von Ver-

hÜtungsmitteln gedrosselt und die Produk-
tion im Lande erschwert.

WÉhrend der Jahre 1976-78 waren Ver-

hÜtungsmittel praktisch nicht mehr verfÜg-

bar, mitAusnahme eines kleinen Bestandes
aus der TRR-eigenen Fabrik âSecuritasá,

die Probleme hatte, Rohstoffe zu bekom-

men. Das staatliche pharmazeutische Ver-

kaufszentrum weigerte sich unter dem Vor-

wand, es bestÜnde kein Bedarf, Spermizide

und die von Securitas hergestellten IUDs

zu vertreiben. Derart unter Druck gesetzt,

geriet TRR in groÑe finanzielle Schwierig-

keiten, wodurch dann wiederum Sexualer-

ziehungs- und Familienplanungsdienste im

ganzen Land nur noch eingeschrÉnkt ange-

boten werden konnten. Ein çVorbereitung

fÜr das Familienlebená benannter Kurs, der

1974 in mehr als zweitausend Schulen als

Wahlfach eingefÜhrt wurde, war das Ergeb-

nis intensiver Arbeit von TRR-Fachleuten.

Seine Inhalte wurden jedoch zunehmend

angegriffen und eingeengt durch den

Druck der Kirche, die argumentierte, diese

Inhalte stÜnden im Widerspruch zu katho-

lischem Gewissen und Lehre.

Bei der drohenden wirtschaftlichen Kri-

seinPolen, die mit sozialen und politischen

Spannungen einherging, die die Form einer

Untergrundopposition gegen das Regime

anzunehmen begannen, suchte die Regie-

rung bei der Kirche noch weitere UnterstÜt-

zung - oder zumindest ihre NeutralitÉt.
Der Bereich der MÜtter- und Familienge-

sundheit wurde als geeignete Basis fÜr die

Zusammenarbeit zwischen Staat und Kir-

che gewÉhlt. WÉhrend der Jahre 1978-79

tauchten sogar Politiker nichtkirchlicher

åberzeugung auf, die BemÜhungen unter-

stÜtzten, die Legalisierung des Schwanger-

schaftsabbruches wieder rÜckgÉngig zu ma-

chen, und diealternative GesetzesentwÜrfe

in den Massenmedien diskutierten. TRR

unternahm es, die bestehende Gesetzge-

bung zu verteidigen und unter der aufge-

klÉrten Äffentlichkeit UnterstÜtzung dafÜr

zu gewinnen.

Die Entwicklung nach

dem August 1980

Im August 1980 erschÜtterte das be-

rÜhmte sozio-politische Erdbeben Polen in

Form der Streiks in Danzig und der Entste-

hung der âSolidaritÉtá-Bewegung wenig

spÉter. Der Deckmantel der SolidaritÉt

wurde schnell von zuvor im Untergrund tÉ-

tigen, stark reaktionÉren rÇmisch-katholi-

schen Organisationen als Mittel fÜr offene

Kampagnen benutzt. So begannen zum

Beispiel âGaudium Vitaeá und âSorge um

das Lebená eine gnadenlose Kampagne ge-

gen VerhÜtung im allgemeinen und TRR

im besonderen. SolidaritÉt selbst nahm mit

Ausnahme von einigen Gruppen im sÜdli-

chen Polen keine Stellung zu demographi-

schen und medizinischen Themen im Zu-

sammenhangmit Familienplanung und Se-

xualerziehung.

Die enge Verbindung zur Kirche gewÉhr-

te jedoch leider manchen ihrer Mitglieder

Freiraum fÜr AktivitÉten gegen Familien-

planung. Als ein Ergebnis dieser AktivitÉ-

ten wurde 1981 vom Erziehungsministe-

rium der Schulkurs âVorbereitung fÜr das

Familienlebená vollkommen eingestellt.

Diese konservative Offensive richtete sich

mit Hilfe von-aus den Vereinigten Staaten

importierten - VerÇffentlichungen gegen

alle drei Bereiche der TRR-AktivitÉten:

VerhÜtung, Schwangerschaftsabbruch und

nichtkirchliche Sexualerziehung. Die Mas-

senmedien schienen zu dieser Zeit der An-

ti-Familienplanungsbewegung frei zur Ver-

fÜgung zu stehen, und TRR-Mitglieder

wurden verleumdet und physisch bedroht.

Wegen dieser heftigen Angriffe -TRR wur-

de als ein Mitglied einer âvon London aus

arbeitenden babytÇtenden Mafiaá be-

schimpft - verlieÑ ein Drittel ihrer Mitglie-

der diese Organisation. Um 1981/82 stand

TRR am Rande des Bankrotts.

Gegenwehr und Erstarkung

Um 1981/82 stand TRR am Rande des

Bankrotts.



Durch die BemÜhungen mehrerer TRR-

Mitglieder, die Medien zu einem Gegen-

propagandamanÇver zu benutzen, wende-

te sich die Lage. WÉhrend seines heftigsten

Kampfes verÇffentlichte TRR seine âErklÉ-

rung zur Familienplanung in Polená und

begann, von den Nachrichten-und Fern-

sehmedien Gebrauch zu machen, um die

Haltung der Kirche anzugreifen.

Nach EinfÜhrung des Kriegsrechts im

Dezember 1981 (das im Juli 1983 wieder

aufgehoben wurde) wurden Organisatio-

nen wie âGaudium Vitaeá und âSorge um

das Lebená verboten. Dadurch wurden die

Angriffe auf TRR abrupt beendet. Ironi-

scherweise gab es in den Jahren 1982/83 ei-

ne Rekordziffer von Geburten, was die Re-

gierung als weitere Bedrohung ihrer BemÜ-

hungen, die wirtschaftliche StabilitÉt wie-

derherzustellen, ansah. Die Regierung

nahm langsam und diskret eine nicht zu-

wachsorientierte Haltung zur BevÇlkerung

an. TRR erhielt wieder vom Gesundheits-

ministerium ZuschÜsse, die bald 50-60Pro-

zent seines Budgets ausmachten. Dies er-

mÇglichte die Errichtung neuer Beratungs-

zentren; die Wiederaufnahme der Papier-

lieferungen ermÇglichte die VerÇffentli-

chung von Bildungsmaterialien.

1984 wurdevomErziehungsministerium

unter Beteiligung von TRR ein neues Pro-

gramm fÜr das Schulfach âErziehung zum

Familienlebená vorbereitet. Eine Stunde

pro Woche ist in der ersten und zweiten

Klasse weiterfÜhrender Schulen (Alter der

SchÜler 15 und 16 Jahre) als Pflichtfach vor-

gesehen.

Eine neue, in Beratungen mit TRR er-

stellte Vorlage des RegierungsprÉsidiums

(verfaÑt im Dezember 1984) wird bald an-

genommen werden, die die zustÉndigen

Ministerien und Massenmedien verpflich-

tet, die nationale Produktion von moder-

nen VerhÜtungsmitteln zu entwickeln und

die âGesundheitserziehungá der ganzen

Gesellschaft zu fÇrdern, mit derdeutlich er-

klÉrten Zielsetzung einer âdemographi-

schen Erziehungá, die das BewuÑtsein des

Zusammenhanges zwischen BevÇlke-

rungswachstumsrate und den Aussichten

aufAuswege ausdertiefen wirtschaftlichen

Krise verstÉrken soll.

TRR bleibt die bedeutendste Einrich-

tung fÜr die Bereitstellung von Familien-

planungsdiensten und Sexualerziehung in

Polen, trotz der Versuche, auf demselben

Gebiet tÉtige Gegenorganisationen unter

der Schirmherrschaft der Kirche zu grÜn-

den.

Professor Dr. Mikolaj Kozakiewicz arbeitet als Soziologe an
der Polnischen Akademie der Wissenschaften und ist PrÉsi-
dent der polnischen Familienplanungsorganisation sowie Vi-
zeprÉsident der Region Europa der IPPF.

Julian Heddy

Der formalen GrÜndung des Interna-

tionalen Verbandes fÜr geplante Eltern-

schaft (International Planned Parent-

hood Federation - IPPF) in Bombay

1952 gingen nach dem Zweiten Welt-

krieg zwei Tagungen voraus, an denen

europÉische Familienplaner fÜhrend be-

teiligt waren.

1946 beriefdie in Norwegengeborene

Elise Ottensen-Jensen in Stockholm ei-

ne Versammlung aktiver Familienplaner

aus einer Reihe von europÉischen LÉn-

dern und aus denUSA ein, die gleichzei-

tig mit der Jahresversammlung des

Schwedischen Verbandes fÜr Sexualer-

ziehung, den sie selbst 1933 gegrÜndet

hatte, stattfand.

Bei dieser Tagung wurde das erste In-

ternationale Komitee zur Familienpla-

nung gegrÜndet, dem unter anderen an-

gehÇrten: Conrad van Emde Boas (Nie-

derlande), Leo Kaprio (Finnland), Chris

Brusgaard (Norwegen), Edward Grif-

fiths (England) und Abraham Stone, Le-

na Levine und Margaret Sanger (USA).

Als Zielsetzung des Komitees wurde for-

muliert: âFÇrderung der physischen und

geistigen Gesundheit, des Wohlerge-

hens und GlÜcks des einzelnen, der Fa-

milie und der Gesellschaft in einer

neuen, freien und vereinten Weltá. Um
dieses Ziel zu verwirklichen, nahm die

Konferenz die folgenden Resolutionen

an:

1. Jedes Kind hat das Recht, von bei-

den Elternteilen erwÜnscht zu sein, und

alle Eltern sollten das Recht haben, die

Zahl der Kinder, die sie zur Welt bringen

wollen, selbst zu bestimmen.

2. Es ist das Recht aller Menschen,

wissenschaftlich begrÜndete Informa-

tionen Über EmpfÉngniskontrolle und

Behandlung von Unfruchtbarkeit und

fachgerechte Beratung zu erhalten.

3. Es ist das Recht aller Kinder, wis-

senschaftlich begrÜndete Sexualinfor-

mationen als Teil ihrer allgemeinen Er-

ziehung zu erhalten, und das Recht der

Jugendlichen, in geeigneter Weise auf

die Ehe vorbereitet zu werden.

4. InHochschulen und UniversitÉten

sollten MÇglichkeiten bestehen zurAus-

bildung von Arzten, Krankenschwe-

stern, Hebammen und anderen Erzie-

Elise Ottensen-
Jensen,
die GrÜnderin
von IPPF Europa

hern auf dem Gebiet der Sexual- und

Eheberatung.

5. Wissenschaftliche Forschung auf

dem Gebiet der SexualitÉt und der

menschlichen Fruchtbarkeit sowie die

Entwicklung zuverlÉssiger VerhÜtungs-

methoden, die allgemein angewandt

werden kÇnnen, werden dringend benÇ-

tigt.

Eine zweite Konferenz, als deren

Schwerpunkt ursprÜnglich SexualitÉt

und Familienleben geplant war und die

1948 von Helena Wright (England) in

Cheltenham organisiert wurde, wandte

sich statt dessen dem Thema BevÇlke-

rung und Weltressourcen zu und wurde

von neomalthusianischen Ideen be-

herrscht.

Aufteilung in Regionen

Als nach GrÜndung der IPPF (1952),
mit Elise Ottensen als ihrer ersten PrÉsi-

dentin, die Welt verwaltungsmÉÑig in

geographische Regionen aufgeteilt war,

einschlieÑlich der Region, die damals

Europa, den Nahen Osten und Afrika

umfaÑte, wurden die Prinzipien von

1946 zur Basis fÜr die Arbeit dieser Re-

gion.

Mitte der fÜnfziger Jahre wurde Joan

Rettie zur RegionssekretÉrin ernannt.

1964 wurde eine gesonderte Region fÜr

Afrika gegrÜndet und 1971 wurde auch

der Nahe Osten eine gesonderte Region

(Mittlerer Osten und Nordafrika/ME-

NA). 1983 wurde von der Mitgliederver-

sammlung die AbÉnderung desNamens

in Region der Arabische Welt gebilligt.

UnterAnerkennung der vielenUnter-

schiede innerhalb Europas bei den poli-

tischen Systemen, sozio-Çkonomischen

Bedingungen, kulturellen HintergrÜn-
den, Sprachen, Religionen und Geset-

zen war es von Anfang an Ziel der Euro-

pa-Region, unter allen europÉischen

LÉndern gegenseitiges VerstÉndnis zu

finden fÜr das Recht eines jeden einzel-
nen, sich frei zu Mutter- und Vaterschaft

(Fortsetzung Seite 5)



Elisabeth Jandl-Jager

Die Geschichte der Ästerreichischen

Gesellschaft fÜr Familienplanung (OGF)

geht bis ins Jahr 1966 zurÜck. Damals wur-

de die Ästerreichische Gesellschaft fÜr Se-

xualerziehung und Familienplanung mit

Sitz in Salzburg gegrÜndet. 1970 wurde der

Name in Ästerreichische Gesellschaft fÜr

Familienplanung geÉndert und ihr Sitz

nach Wien verlegt. Diese GrÜndung ist vor

allem dem Engagement von Årzten, beson-
ders Klinikchefs fÜr GynÉkologie, zu ver-

danken. Sie haben damals in einer gemein-

samen Aktion beschlossen, in Ästerreich

Beratungsstellen fÜr Familienplanung, ins-

besondere auch fÜr Kontrazeption, zu

erÇffnen. Dies zu einem Zeitpunkt, als

auch in Ästerreich moderne, sichere Kon-

trazeptiva noch nicht allgemein verbreitet

waren. Dadurch erhielt die Verschreibung

von modernen Kontrazeptiva, vor allem in-

nerhalb der Arzteschaft, einen vÇllig ande-

ren Status und wurde zu einem akzeptier-

ten Bereich Érztlicher TÉtigkeit. Diese ge-

meinsame Aktion kam durch dasBemÜhen

des damaligen PrÉsidenten der ÄGF, Pro-

fessor Hugo Husslein zustande. Er war es

auch, der Verbindung mit der IPPF auf-

nahm. Dadurch war es mÇglich, daÑ die

IPPF zunÉchst die Errichtung der ersten

Beratungsstellen der ÄGF finanziell unter-

stÜtzte. Im Jahre 1973 wurde die OGF

Mitglied der IPPF.

Das Ziel der Gesellschaft ist die FÇrde-

rung von Familienplanung und verantwor-

tungsbewuÑter Elternschaft. ZurDurchset-

zung ihrer Ziele hat die Gesellschaft Bera-

tungsstellen in Wiener SpitÉlern erÇffnet.

Derzeit fungiert sie als RechtstrÉger fÜr

fÜnf Beratungsstellen im Wiener Raum.

Seit 1969 veranstaltet die Gesellschaft fast

jÉhrlich eine Tagung zur Fortbildung von

Arzten, Psychologen, Sozialarbeitern, Juri-

sten und anderen Personen, die sich fÜr

Fragen der Familienplanung interessieren

und in Beratungsstellen arbeiten. Die mei-

sten Tagungsberichte wurden publiziert.

DarÜberhinaus hat die OGF 1971 eine

InformationsbroschÜre herausgegeben

und 1974 die BroschÜre çAn ein junges

Paaré publiziert. An den staatlichen Bro-

schÜren çDamit ein Kind kein Zufall istè,

çGlÜckliche Paare - Wunschkinderè haben

Mitglieder der OÄGF mitgearbeitet. Einige

Jahre hindurch bestand eine eigene Ver-

einszeitschrift çFamilienberatung aktuellè,

die allerdings aus Geldmangel wieder ein-

gestellt werden muÑte.

Seit 1975 unterstÜtzt die OGF sÉmtliche

Fortbildungstagungen fÜr Familienberater,

die zunÉchst vom Bundeskanzleramt, dann

vom Finanzministerium und nun schlieÑ-

lich vom Bundesministerium fÜr Familie,

Jugend und Konsumentenschutz durchge-

fÜhrt wurden. (Diese Wanderung derKom-

petenz fÜr die Familienberatungsstellen

durch die verschiedenen Ministerien ist nur

ein Hinweis darauf, welche sehr verschie-

denen Phasen Familienberatung in Oster-

reich in den letzten Jahren durchgemacht

hat.) Die Mitglieder der ÄGF haben diese

Tagungen gestaltet und auch regelmÉÑig als

Vortragende oder Gruppenleiter daran teil-

genommen. Seit der Schaffung einer staat-

lichen Stelle fÜr die Familienberatung war

die OGF als Berater in Fragen der Fami-

lienplanung tÉtig.

Staatliche FÇrderung

1974 wurde ein Gesetz beschlossen, das

die staatliche Subventionierung von priva-

ten Familienberatungsstellen vorsieht,

wenn bestimmte Auflagen (eine in be-

stimmter Weise interdisziplinÉr zusam-
mengesetztes Team, bestimmte Mindest-

anzahl von Beratungsstunden, etc.) erfÜllt

werden. Nach diesem Gesetz wurden in der

Zwischenzeit 180 Beratungsstellen erÇff-

net, auch die fÜnf Beratungsstellen der

OGF werden vollstÉndig subventioniert.

Dieses Gesetz war ursprÜnglich als Begleit-

maÑnahme zur Straffreistellung des

Schwangerschaftsabbruchs in den ersten

dreiMonaten gedacht. Heute ist die Bedeu-

tung der Familienberatungsstellen in ganz

Ästerreich, als eine der wenigen allgemein

verbreiteten psychosozialen Versorgungs-

einrichtungen, weit Über diesen ursprÜngli-

chen AnlaÑ hinausgewachsen,

Weitere TÉtigkeiten der OGF umfaÑten

im Jahre 1977 die Herstellung eines Films

zu Fragen der Familienplanung, im Jahr

1981 die Einrichtung eines Tonbanddien-

stes.

Die ÄGF war zunÉchst als Verein konzi-

piert, der dem Gedanken der Familienpla-

nung und deren praktischer DurchfÜhrung

in Ästerreich breiten Raum geben sollte.

Dieses Vereinsziel wurde nach EinfÜhrung

der staatlich subventionierten Familienbe-

ratungsstellen dahingehend geÉndert, daÑ

der Verein in erster Linie staatliche Stellen

in Fragen der Familienplanung berÉt, allge-

meine Äffentlichkeitsarbeit betreibt, sowie

speziell fÜr Årzte und in Familienbera-

tungsstellen tÉtige Personen spezifische

Fortbildung und Informationen anbietet.

DarÜberhinaus hat die OGF auch die

Forschung aufdem Gebiet der Sexualerzie-

hung und Geburtenregelung unterstÜtzt.

Gleich nach der Zulassung des Intrauterin-

pessars in Ästerreich im Jahre 1973 wurden

Erfahrungen und Ergebnisse mit hormo-

neller Kontrazeption und IUD publiziert.

WÉhrend die ÄGF von Anfang an eine Ge-

sellschaft von Arzten, insbesondere GynÉ-

kologen war, hat sich der Schwerpunkt in

der Zwischenzeit etwas verÉndert. Den

Årzten gilt nach wie vor die besondere Auf-

merksamkeit, da wir im Vorstand der OGF

sie als wesentliche TrÉger des Gedankens

der Familienplanung, insbesondere der

modernen Kontrazeption, betrachten. Da-

her bemÜhen wir uns, ihre TÉtigkeit zu un-

terstÜtzen und zu fÇrdern und die Arzte fÜr

diese TÉtigkeit auch stÉndig mit den neue-

sten wissenschaftlichen Informationen zu

versorgen. Die OGF widmete sich in den

letzten Jahren verstÉrkt der Aus- und Wei-

terbildung der Berater in Familienbera-

tungsstellen, also Psychologen, Sozialar-

beiter, Juristen und besonders der Zusam-

menarbeit in einem multidisziplinÉren

Team.

Von Anfang an war die Zusammenarbeit

mit einschlÉgigen pharmazeutischen Fir-

men fÜr die ÄGF lebensnotwendig, da wir

nur mit deren UnterstÜtzung in den ersten

Jahren arbeiten konnten. Dank der staatli-

chen Subventionierung ist diese UnterstÜt-

zung heute unnÇtig geworden, allerdings

hat die ÄGF im Jahre 1984gemeinsam mit

der einzigen Firma, die in Ästerreich Schei-

dendiaphragmen anbietet, eine Werbe-

kampagne zur grÇÑeren Verbreitung des

Scheidendiaphragmas in Ästerreich durch-

gefÜhrt. Soweit wir bisher feststellen kÇn-

nen, war diese Kampagne durchaus erfolg-

reich.

Kampfgegen die Opposition

In der derzeitigen wirtschaftlichen Re-

zession und den damit zusammenhÉngen-

den Budgetreduktionen ist es fÜr die ÄGF

besonders schwierig, fÜr ihre Vorhaben ei-

ne ausreichende Finanzierung zu finden.

Das Familienministerium ist stÉndig unter-

dotiert und kann daher unsere BemÜhun-

gen auch nicht in dem AusmaÑ unterstÜt-

zen, wie wir uns das wÜnschen wÜrden.



Gleichzeitig mit der wirtschaftlichen Re-

zession hat sich in Ästerreich auch das Kli-

ma fÜr unsere Arbeit verschÉrft. Die Grup-

pierungen, die die Straffreistellung der Ab-

treibung rÜckgÉngig machen mÇchten und

EinschrÉnkungen fÜr die ZugÉnglichkeit

von Kontrazeptiva, etwa fÜr Jugendliche,

verlangen, haben sich verstÉrkt zu Wort ge-

meldet und haben eine weite PublizitÉt ge-

funden. In diesem Klima schiene es uns be-

sonders nÇtig, mit Projekten an die Offent-

lichkeit zu treten, was unter anderem aus fi-

nanziellen GrÜnden nicht mÇglich ist.

Ein weiteres Problem desOGF ist die ge-

ringe Mitgliederzahl, wodurch auch die

MÇglichkeit, durch freiwillige Mitarbeit

von Mitgliedern Projekte zu entwickeln,

verhÉltnismÉÑig gering ist. Durch die eher

Érztliche Mitgliedschaft inderOGF besteht

auÑerdem ein verstÉrktes Interesse an me-

dizinischer AufklÉrung und nicht so sehran

allgemeiner Äffentlichkeitsarbeit. In der

derzeitigen Situation behilft sich die OGF,

indem sie sich bemÜht, mit Éhnlich einge-

stellten Beratungsstellen und deren

RechtstrÉgern zusammenzuarbeiten.Au-

Berdem stellen sich die Mitglieder derOGF

dem Familienministerium als Berater und

Gutachter zur VerfÜgung. Eine groÑe Hilfe

bei dieser AktivitÉt ist die Mitgliedschaft in

der IPPF, die uns die MÇglichkeit gibt, uns

Über internationale Entwicklungen im Be-

reich der Familienplanung in medizini-

scher und sozialer Hinsicht stÉndig aufdem

Laufenden zu halten, sowie die Zusam-

menarbeit mit anderen Vereinen auf dem

Gebiet der Familienplanung in Europa.

Nicht zuletzt konnten wir durch die Un-

terstÜtzung der IPPF wÉhrend der letzten

beiden Jahre den Familienberatern in

Ästerreich das çpro familia magazinè zur

VerfÜgung stellen, das die einzige Zeit-

schrift dieser Art im deutschenSprachraum

ist, weshalb wir uns auch besonders be-

mÜht haben, sie jenen Berufsgruppen zur

VerfÜgung zu stellen, die erfahrungsgemÉÑ

fremdsprachige Publikationen nicht lesen.

In unmittelbarer Zukunft wird sich die

OGF in erster Linie darum bemÜhen mÜs-

sen, neue Mitglieder zu werben, die nicht

nur MitgliedsbeitrÉge zahlen, sondern vor

allem aktiv Projekte in die Wege leiten und

durchfÜhren kÇnnen.

Die Ziele derOGF im nÉchsten Jahr sind

in erster Linie daraufgerichtet, Medizinstu-

denten auf die Familienplanung und ihre

MÇglichkeiten aufmerksam zu machen, so-

wie die Arbeit mit den Beratern in den Fa-

milienberatungsstellen zu intensivieren.

Dr. Elisabeth Jandl-Jager M. A. arbeitet am Institut fÜr Tie-
fenpsychologie der UniversitÉt Wien, ist Vorstandsmitglied der
Ästerreichischen Gesellschaft fÜr Familienplanung und Mit-
glied des Regionalausschusses der Region Europa der IPPF.

entscheiden zu kÇnnen. Mit Nachdruck

wurde den Regierungen demonstriert,

daÑ die Menschen Familienplanungs-

dienste benÇtigen und daÑ solche Dien-

ste einen integralen Bestandteil der Ge-

sundheitsdienste bilden sollten und

nicht ausGrÜnden fÜr oder gegen BevÇl-

kerungszuwachs behindert oder gefÇr-

dert werden sollten.

Selbstbestimmung auf

Konferenzen

Die erste Regionalkonferenz, die 1957

in West-Berlin abgehalten wurde, hatte

zum Thema: âDie gesunde Familie:

Ethische, sexologische und psychologi-

sche Aspekteá. In seiner ErÇffnungsan-

sprache erinnerte Hans Harmsen die

Teilnehmer, daÑ zwischen den beiden

Weltkriegen neo-malthusianische Theo-

retiker hauptsÉchlich âAngelsachsená

waren; die Internationale Union fÜr die
wissenschaftliche BevÇlkerungsfor-

schung, die in den zwanziger Jahren ge-

grÜndet wurde, erforschte wissenschaft-

lich demographische Fragen; eine Reak-

tion auf die neo-malthusianischen Dis-

kussionen war in Frankreich die GrÜn-

dung eines Internationalen Komitees

fÜr das Familienleben, dessen Ziel es
war, den sinkenden Geburtenraten in

Europa entgegenzuwirken und gegen
VerhÜtung anzukÉmpfen. In Frankreich

wurde das Gesetz von 1921 gegen Ver-
hÜtung und Schwangerschaftsabbruch,

welches eingefÜhrt worden war, um die
Geburtenraten zu erhÇhen, erst 1967
wieder aufgehoben.

Die Konferenz widmete sich Themen

wie der Psychologie der Familienpla-

nung, der Anerkennung der SexualitÉt

in der Ehe, der Sexualerziehung in den

Schulen, der Erziehung in familiÉren Be-

ziehungen, zerrÜtteten Ehen als Ursa-

che fÜr die VernachlÉssigung von Kin-
dern und JugendkriminalitÉt, Unfrucht-
barkeit und SterilitÉt, Schwangerschafts-

abbruch, Faktoren, die sich auf das Fa-

milienleben zerstÇrerisch auswirken.
Die Konferenz im Jahre 1957 war ein

wichtiger Meilenstein in der Entwick-
lung der Region. Sie brachte im Bereich

der Region Vertreter von allen Teilen

Europas zusammen, einschlieÑlich der

Vertreter der neugegrÜndeten Organisa-

tionen in Belgien, Frankreich, Italien

und Polen, sowie aus Ästerreich, DDR

und Jugoslawien, wo bisher keine Orga-

nisationen bestanden.

Der IPPF-Vorstand traf sich zum Zeit-

punkt der ersten Regionalkonferenz in

West-Berlin zu einer Sitzung. Bei dieser

Gelegenheit verlas Abraham Stone vor

dem IPPF-Vorstand einen Brief von Vi-

da Tomsic (Jugoslawien), in dem erklÉrt

wurde, daÑ die sozialistischen LÉnder

Europas der IPPF nicht beitreten kÇnn-

ten, solange die IPPF-Satzung auf einer

neo-malthusianischen Theorie basierte.

Die zweite Regionalkonferenz Über

âPsychologische und soziale Aspekte |

der Familienplanungá wurde 1960 im

Sozialinstitut in Den Haag abgehalten.

Der Konferenz war eine wichtige Ta-

gung Über Schwangerschaftsabbruch

vorausgegangen, die von Karl-Heinz

Mehlan in Rostock (DDR) organisiert

worden war. AufdemTreffen inRostock

wurde besonders die FÇrderung von

VerhÜtungsmethoden betont, um die

Notwendigkeit eines Schwangerschafts-

abbruches zu verringern. In Rostock ka-

men die ersten Kontakte mit Vertretern

aus Bulgarien, Tschechoslowakei und

Ungarn zustande.

Auf der dritten Regionalkonferenz,

die 1962 in Warschau stattfand, wurden

âIrends bei der Entwicklung der Familie

in Europaá diskutiert, wobei festgestellt

wurde, daÑ die Region zwar demogra-

phische Fragen nicht unbeachtet lassen,

sondern sie vielmehr in ihre richtige Per-

spektive rÜcken wollte, wobei das hÇher

stehende Recht des einzelnen jedoch

hervorgehoben wurde.

Die sechste und letzte Regionalkonfe-

renz Über âSoziale Demographie und
Érztliche Verantwortungá fand 1969 in
Budapest statt. Einige der Tagungsun-

terlagen wurden in Zusammenarbeit

mit dem Regionalkomitee fÜr Familien-

planungstrends, das im Juni 1965 ge-

grÜndet worden war, vorbereitet.

âSoziale Demographieá

erfunden

Dieses Komitee, das sich aus Demo-

graphen zusammensetzte und auf Vor-

schlag von Egon Szabady und seinen

Kollegen vomZentralen StatistikbÜro in
Budapest gegrÜndet worden war, brach-

te Demographen verschiedener LÉnder
zusammen, unter anderem aus Belgien

(Jean Morsa), DÉnemark (Poul Mat-
thiessen), Griechenland (Vasilias Valao-
ras) und Ungarn. Im Januar 1967 wurde

(Fortsetzung Seite 7)



Karin Jorda

Freddy Deven

Innerhalb eines Gebietes von

30500 qkm hatte Belgien 1830 annÉhernd

3,8 Millionen Einwohner. Diese Zahl stieg

bis zur Jahrhundertwende auf 7 Millionen

und auf nahezu 10 Millionen heutzutage.

Bei der Unterteilung in Regionen und Ge-

meinwesen ist der bestimmende kulturelle

Charakterzug die Sprache. Demnach kÇn-

nen zwei grÇÑere sprachliche Gemeinwe-

sen unterschieden werden. Flandern um-

faÑt ungefÉhr 57 Prozent derbelgischen Be-

vÇlkerung, Wallonien ungefÉhr 32 Prozent,

das Gebiet der zweisprachigen Hauptstadt

(BrÜssel) 10 Prozent. Das wallonische Ge-

biet schlieÑt das einzige deutschsprachige

Gemeinwesen des Landes (0,7 Prozent)

ein.

Im 19. und in der ersten HÉlfte des 20.

Jahrhunderts wardasLand durch einen ho-

hen Grad an HeterogenitÉt in kultureller,

wirtschaftlicher und sozialer Hinsicht cha-

rakterisiert. AuÑerdem zeigten sich groÑe

Abweichungen in der demographischen

Entwicklung (Fruchtbarkeit, Kindersterb-

lichkeit und Lebenserwartung). Es gab al-

lerdings auch erhebliche Unterschiede bei

der Industrialisierung: Wallonien erlebte

schon frÜh ihre klassische Form, wÉhrend

Flandern noch lange vorwiegend landwirt-

schaftlich blieb. Der SÉkularisierungspro-

zeÑ (die allmÉhliche LoslÇsung von dem rÇ-

mischen Katholizismus) fand in dem fran-

zÇsischsprachigen Teil des Landes frÜher

und intensiver statt.

Fruchtbarkeit und

Fruchtbarkeitsregulierung

Aus den Angaben Über eheliche Frucht-

barkeit kann gefolgert werden, daÑ sich

VerhÜtungspraxis seit etwa 1860 in man-

chen Teilen Walloniens zunehmend ver-

breitete. Danach mÜssen VerhÜtungsprak-

tiken allmÉhlich im restlichenWallonien, in

den flÉmischen stÉdtischen Bereichen und

schlieÑlich in den flÉmischen lÉndlichen

Gebieten Übernommen worden sein. Ob-

wohl zweifellos SchwangerschaftsabbrÜ-

che vorgenommen wurden, hat niemand

eine genaue Kenntnis darÜber. Abstinenz

und Coitus interruptus waren die Haupt-

methoden zur Fruchtbarkeitskontrolle.

Die BevÇlkerung begann, ihre Fruchtbar-

keit wahrscheinlich sehr zu Lasten ihrer se-

xuellen BedÜrfnisse zu kontrollieren.

Empirische Belege Über den Gebrauch

von VerhÜtungsmitteln stehen auf Grund

der Fruchtbarkeitsumfragen aus dem Jahre

1966 zur VerfÜgung. WÉhrend der sechzi-

ger und Anfang der siebziger Jahre benutz-

te die verheiratete BevÇlkerung im franzÇ-

sischsprachigen Teil des Landes, imGegen-

satz zu der inFlandern, effektivere âmoder-

neá VerhÜtungsmethoden. Dies war weit-

gehend von dem Verhaltensmuster in der

BrÜsseler Region beeinfluÑt. Die Entwick-

lung des Verhaltens bei der Fruchtbarkeits-

regulierung wÉhrend eines Zeitraums von

fÜnfzehn Jahren kann als eine Revolution

auf dem Gebiet der VerhÜtung charakteri-

siert werden. Tabelle 1 kann dies verdeutli-

chen:

Tabelle I: Der Gebrauch von VerhÜtungsmit-
teln durch verheiratete Frauen (in Flandern,

1966 und 1983).

Altersgruppe: 20-24jÉhr. 40-44jÉhr.

1966 1983 1966 1983
Prozentsatz
der Benutzer 56 67. 7% 89
Prozentsatz der Benutzer, unterteilt nach denje-
weiligen VerhÜtungsmethoden:
âLraditionelleá 32 5 9 31
âMechanischeá 8 7 4 8
âModerneá 10 77 4 23
Sterilisation 1 1 1 37
âTraditionelleá = Coitus interruptus, periodische

Enthaltsamkeit, SpÜlungen;
âMechanischeá = Kondom, Diaphragma;
âModerneá = I.U.D,, Pille.

Gesetzgebung zum

Schwangerschaftsabbruch

Belgien ist eines der wenigen europÉi-

schen LÉnder, wo noch ein striktes Gesetz

den Schwangerschaftsabbruch verbietet.

Nach dem belgischen Strafgesetz von 1867
wird Schwangerschaftsabbruch streng be-

straft, welcher Grund auch immer fÜr die

Beendigung der Schwangerschaft vorliegt.

Die entsprechenden Bestimmungen ste-

hen im Strafgesetz, Buch II, Abschnitt VII:

âåber Verbrechen und Vergehen gegen die

Familienordnung und den Çffentlichen An-

standá, dessen Kapitel 1 âSchwanger-

schaftsabbruchá Überschrieben ist. Es um-

faÑt die Paragraphen 348 bis 353, die den

Schwangerschaftsabbruch ausnahmslos

unter Strafe stellen. Beiden - dem, der den

Abbruch (freiwillig) durchfÜhrt, und der

einwilligenden Frau - drohen eine GefÉng-

nisstrafe von zwei bis fÜnfJahren sowie ei-

ne Geldstrafe. Geringere Strafen werden

angedroht, wenn der Schwangerschaftsab-

bruch unbeabsichtigt bei TÉtlichkeiten ver-

ursacht wurde, wenn derVersuch eines Ab-

bruchs fehlschlÉgt oder wenn mildernde

UmstÉnde angefÜhrt werden kÇnnen.

Schwerere Strafen (bis zu zehn Jahren)

sind vorgesehen fÜr den, der den Abbruch

durchfÜhrt,wenn die Frau nicht einverstan-

den ist, wenn sie stirbt (bis zu 15 Jahre) oder

wenn er dem Érztlichen oder paramedizini-

schen Berufsstand angehÇrt (fÜnfJahre zu-

sÉtzlich zu allen sonstigen Bestrafungen,

maximal 20 Jahre).

Es liegt in der Entscheidungsfreiheit des

Staatsanwalts, Anklage zu erheben oder

nicht. Heimlicher Schwangerschaftsab-

bruch wurde fast immer strafrechtlich ver-

folgt, insofern er nachweisbar war. Es ist je-

doch seit langem Tradition in Belgien,

Schwangerschaftsabbruch dann nicht zu

verfolgen, wenn er durchgefÜhrt wird, um

das Leben der Frau zu retten. Auf Grund

der Gewaltentrennung kann der Justizmi-

nister im Prinzip die AmtsausÜbung derJu-

stizgewalt nicht vorschreiben. Es ist jedoch

bekannt, daÑ er de facto seinen EinfluÑ gel-

tend machen kann. Dies wurde zum Bei-

spiel wÉhrend der siebziger Jahre ins Spiel

gebracht, als die Politiker eine Reform des

Gesetzes Über den Schwangerschaftsab-

bruch âplantená.

Gesetzgebungsinitiativen

Seit Beginn der siebziger Jahre hat das bel-

gische Parlament in periodischen AbstÉn-

den Gesetzesvorlagen zum Schwanger-

schaftsabbruch diskutiert. Wegen heftiger

politischer Meinungsverschiedenheiten

darÜber blieb jedoch das Gesetz unverÉn-

dert. Zwei Arten von GesetzesvorschlÉgen

kÇnnen unterschieden werden: 1. EntwÜr-

fe, die das Gesetz aufDauer abÉndern oder

abschaffen wollen; 2. EntwÜrfe, welche die

Anwendung des Gesetzes zeitweilig aus-

setzen mÇchten.

Seit 1971 wurden hauptsÉchlich von Ab-



geordneten der sozialistischen oder libera-

len Partei ungefÉhr zwanzig GesetzentwÜr-

fe vorgelegt. Die meisten von ihnen wur-

den im Parlament, vorwiegend auf Grund

der politischen InstabilitÉt, niemals disku-

tiert. Da das Parlament beim Sturz einer

Regierung aufgelÇst wird, mÜssen alle Ge-

setzentwÜrfe wiedervorgelegt werden. Ge-

genwÉrtig liegen zwei GesetzesvorschlÉge

zur Diskussion bereit. Sie waren erstmals

1978 vorgelegt worden. Der eine, der von

liberalen Parlamentsmitgliedern stammt,

beabsichtigt die Legalisierung des Schwan-

gerschaftsabbruchs in einer Reihe von FÉl-

len (eingeschrÉnkter Indikationsvor-

schlag). Der von sozialistischen Abgeord-

neten vorgelegte Entwurf sieht vor,

Schwangerschaftsabbruch auf Wunsch zu

erlauben.

AuÑerdem wurde noch eine ganzeReihe

von VorschlÉgen fÜr die zeitweilige Ausset-

zung des Strafgesetzes zum Schwanger-

schaftsabbruch vorgelegt. ZunÉchst wur-

den solche EntwÜrfe fÜr verfassungswidrig

gehalten, da sie auf die Aussetzung der

Strafverfolgung abzielen. 1982 wurde, wÉh-

rend mehrere Verfahren beim Strafgericht

BrÜssel anhÉngig waren, ein solcher Vor-

schlag mit einer Mehrheit von drei Stim-

men im Parlament abgelehnt.

Mitwirkung und Initiativen

von seiten der Regierung

Anfang 1973 wurde die Regierung mit

sozialer Unruhe konfrontiert, nachdem der

renommierte GynÉkologe Willy Peers zu

einerGefÉngnisstrafe verurteilt wurde, weil

er sich dazu bekannt hatte, mehrere hun-

dert SchwangerschaftsabbrÜche aus sozia-

len und wirtschaftlichen GrÜnden durchge-

fÜhrt zu haben. DerZwiespalt zwischen der

gesetzlichen und der faktischen Situation

wurde nun endgÜltig deutlich. Es herrscht

die allgemeine Auffassung, daÑ die belgi-

sche Regierung 1973 EinschrÉnkungen in

bezug aufVerhÜtungsmittel abschaffte, um

eine direkte Konfrontation zum Thema

Schwangerschaftsabbruch zu vermeiden.

Im Dezember 1974 wurde eine âStaatli-

che Kommission zur Erforschung ethischer

Problemeá einberufen, um der Regierung

wissenschaftlich basierte Beratung zu ge-

ben. 25 Mitglieder wurden nach einem um-

fassenden Katalog von Kriterien ausge-

wÉhlt. Im Mai 1976 riet diese Kommission

zu einer Art Straffreiheit fÜr Schwanger-

schaftsabbruch. Wenig spÉter legte dieMin-

derheit der stimmberechtigten Mitglieder

(12) ein Sondervotum vor, in dem die An-

wendung des bestehenden Rechts auÑer

der medizinischen Indikation verteidigt

wird.

Nachdem die Regierung diese Berichte

bei einem Treffen mit Halvor Gille, dem

damaligen Direktor der Abteilung fÜr

soziale Angelegenheiten der Vereinten

Nationen in Genf, Agnete Braestrup,

der RegionalprÉsidentin, und Mitglie-

dern des Regionalausschusses verein-

bart, daÑ das Komitee von dieser Abtei-

lung Übernommen werden soll. Bei die-

sem Treffen wurde der Begriff der âso-

zialen Demographieá geboren. Das Ko-

mitee setzte seine Arbeit als Arbeits-

gruppe zur sozialen Demographie der

Abteilung fÜr soziale Angelegenheiten

der Vereinten Nationen inGenffort und

wurde erweitert, um noch mehr LÉnder

in Europa miteinzubeziehen. Die Re-

gion war auch weiterhin bei seinen Sit-

zungen vertreten. Die Gruppe war der

Auffassung, daÑ Familienplanungsdien-

ste unter allen demographischen Bedin-

gungen zur VerfÜgung stehen sollten.

Nach der Konferenz im Jahre 1969

wurde es nicht mehr fÜr notwendig ge-

halten, Konferenzen im groÑen Rahmen

zu organisieren. Das Thema Familien-

planungalssolches war in Europa an ei-

ne breite Äffentlichkeit gebracht wor-

den, und in den siebziger Jahren kon-

zentrierte sich die Region aufSeminare

und Arbeitsgruppen, an denen sich nicht

nur Vertreter der MitgliedsverbÉnde,

sondern auch andere Fachleute beteilig-

ten.

Auf der Regionalratssitzung in Beirut

im Jahre 1971, der letzten gemeinsamen

Sitzung mit den MENA-LÉndern, wur-

den vier Themenbereiche diskutiert,

wobei zu jedem Thema je ein Sprecher

aus Europa und MENA zu Wort kam:

Emanzipation der Frauen, Jugend und

Elternschaft, Sterilisation bei MÉnnern

und Frauen und die psychologischen

Aspekte der Sterilisation. Das Thema

der psychosozialen Aspekte der Fami-

lienplanung wurde bei dem 1972 in Ita-

lien stattfindenden Ratsseminar wieder

aufgegriffen.

1974 diskutierte der Rat bei einem

Treffen in Belgien BevÇlkerungserzie-

hung und Familienplanung. Norman

Rea (England), der als einer sprach, der

viele Jahre seines Lebens der Erziehung

der Jugend gewidmet hatte, vertrat die

Ansicht, daÑ das Thema Familienpla-

nung in Schulen und Jugendgruppen

nicht vom demographischen Stand-

punkt aus angegangen werden sollte,

sondern im Zusammenhangmit Sexual-

erziehung und Erziehung zum Fami-

lienleben.

Drei Arbeitsgruppen zu verschiede-

nen Aspekten des Schwangerschaftsab-

bruchs beschÉftigten sich 1973, 1974 und

1976 mit Schwangerschaftsabbruch und

Gesundheit der Familie: ein europÉi-

scher åberblick; Beratung zum Schwan-

gerschaftsabbruch: ein europÉischer

åberblick; ethische Aspekte des

Schwangerschaftsabbruchs: einige euro-

pÉische Ansichten. Berichte dieser drei

Treffen wurden verÇffentlicht, und der

Rat verabschiedete 1975 eine ErklÉrung

Über die Politik zum Schwangerschafts-

abbruch. Eine Arbeitsgruppe, die sich

1976 mit SexualitÉt und Behinderte be-

faÑte, erweckte in einer Reihe von LÉn-

dern das BewuÑtsein fÜr die Schwierig-

keiten, denen Behinderte bei der Sexua-

litÉt begegnen.

Die Region fÜhrte zwei vergleichende

Studien durch: 1973 Über den legalen

Status von VerhÜtung, Sterilisation und

Schwangerschaftsabbruch in europÉi-

schen LÉndern(injedem Land stellte ein

Jurist der Region die notwendigen Infor-

mationen kostenlos zur VerfÜgung) und

1975 Über den Stand der Sexualerzie-

hung in den europÉischen Mitgliedsstaa-

ten - auch diese wurde auf freiwilliger

Basis von Mikolaj Kozakiewicz aus Po-

len undNormanRea aus England durch-

gefÜhrt.

Entwicklung der

Mitgliedsorganisationen

In Europa gab es drei Arten von Orga-

nisationen. Diejenigen, wie der briti-

sche, welche ursprÜnglich in erster Linie

aufBeratungszentren basierten und des-

sen Komitees aus Leuten bestanden, die

in diesen Zentren arbeiteten, diejenigen,

wie der schwedische, welche vorwie-

gend auf der gemeinsamen Mitglied-

schaft anderer KÇrperschaften basierten

und diejenigen, die ein nationaler Ver-

bandregionaler Gruppen sind und somit

diese beiden Strukturen miteinander

verbinden.

Parallel dazu, daÑ die Region Trends

und Themen erkennen sollte, die in

Konferenzen und Seminaren diskutiert

wurden, war es Aufgabe der Region, die

Organisationen, welche verschiedene

Entwicklungsphasen durchliefen, dabei

zu unterstÜtzen. Die meisten Leser des
Regionalen Informationsbulletins (das
in Englisch, FranzÇsisch und Deutsch
verÇffentlicht wird) werden sich an den

(Fortsetzung Seite 9)
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erhalten hatte, beschloÑ sie, weitere Initia-

tiven dem Parlament zu Überlassen. Bei ei-

ner Umfrage, die 1978 unter den Abgeord-

neten durchgefÜhrt wurde, sagte die Mehr-

heit aus, sie persÇnlich wÜrde Straffreiheit

bevorzugen. Der Unterschied zwischen der

persÇnlichen Meinung und dem Abstim-

mungsverhalten im Parlament lÉÑt sich er-

klÉren durch Fraktionszwang und den

Wunsch, eine Regierungskrise zu vermei-

den. Vor kurzem stimmte zum Beispiel ei-

ne Reihe von liberalen Abgeordneten, die

sich zuvor fÜr eine neue Gesetzgebung aus-

gesprochen hatten, zusammen mit ihren

christlich-demokratischen Koalitionspart-

nerngegen den Vorschlag fÜr eine zeitweili-

ge Aussetzung des Gesetzes.

Gerichtsverfahren

und UnterdrÜckung

Im September 1981 standen in BrÜssel

Frauen, Eltern, Paare und Paramediziner

vor dem franzÇsischen Strafgericht unter

Anklage. Angeklagt warenGACEHPA und

das St. Pierre-Krankenhaus der Freien Uni-

versitÉt BrÜssel. Die Politik des Gerichts

war es, GACEHPA gegen das St. Pierre-

Krankenhaus zu diskriminieren, da letzte-

res UnterstÜtzung von der UniversitÉt und

von politischen Parteien genoÑ. Das Ver-

fahren basierte auf wissenschaftlichen und

technischen Unterlagen und Daten, wÉh-

rend der Argumentation der GACEHPA

keinerlei Beachtung geschenkt wurde,
nÉmlich daÑ Frauen ihre âunerwÜnschte

Schwangerschaftssituationá bezeugen

wollten, das heiÑt Hinterhofabtreibungen

und ihre lebensgefÉhrlichen Konsequen-

zen, die soziale und wirtschaftliche Reali-

tÉt, in der sie sich befanden, und auch das

Recht der Frauen, ihre Entscheidung selbst

zu treffen.

Mehrere Verurteilungen wurden ausge-

sprochen. Im Juni 1983 revidierte das fran-

zÇsischsprachige Berufungsgericht diese

Urteile. Es hielt den Angeklagten zugute,

ein Gesetz Übertreten zu haben, von dem

sie annehmen konnten, es sei nicht mehr in

Kraft. Im MÉrz 1984 verurteilte das flÉ-

mischsprachige Berufungsgericht einen flÉ-

mischen GynÉkologen aus BrÜssel. Dieser

Fall ging bis an den Obersten Gerichtshof.

Im Juni 1984 wurde ein anderer GynÉkolo-

ge in Flandern mit zehn Tagen GefÉngnis

fÜr einen Schwangerschaftsabbruch be-

straft. Im November 1984 wurde ein GA-

CEHPA-Zentrum auf Grund einer âNotla-

gensituationá freigesprochen, aber die Be-

hÇrden wollen den Fall vor das Berufungs-

gericht bringen. Im Januar und Februar

1985 begannen neue Prozesse in BrÜssel,

sowohl vor dem flÉmischen als auch vor

dem franzÇsischen Strafgericht.

Wie man sehen kann, ist die Verfahrens-

weise bei franzÇsischen und flÉmischen

Gerichten sehr unterschiedlich - auf

Grund politischer Positionen und Druck,

was die Verfahren, die Gerichte und die

ideologischen Tendenzen und MentalitÉ-

ten beeinfluÑt.

Wie verschieden die oben geschilderten

Situationen auch zu sein scheinen, veran-

schaulichen sie doch den betrÉchtlichen

Zwiespalt zwischen der gesetzlichen und

der faktischen Situation beim Schwanger-

schaftsabbruch in Belgien.

DienstefÜr den

Schwangerschaftsabbruch

Trotz der vollkommenen IllegalitÉt des

Schwangerschaftsabbruchs lassen unge-

fÉhr 25000 Frauen pro Jahr in Belgien

SchwangerschaftsabbrÜche durchfÜhren.

Die beiden Haupteinrichtungen, die diese

Dienste anbieten, sind:

1. GACEHPA (Aktionsgruppe von Kli-

niken, die Schwangerschaftsabbruch am-

bulant durchfÜhren). GACEHPA fÜhrt 75

Prozent der SchwangerschaftsabbrÜche

aus, innerhalb der ersten drei Monate. Sie

koordiniert 17 Einrichtungen in Belgien

(neun in BrÜssel, sieben in Wallonien und

eine in Flandern).

2. UniversitÉtskrankenhÉuser fÜhren 25

Prozent der SchwangerschaftsabbrÜche

durch, aber hauptsÉchlich AbbrÜche zwi-

schen dem vierten und sechsten Monat.

Seit 1978 hat STIMEZO (HollÉndischer

Verband fÜr Érztlichen Schwangerschafts-

abbruch) zwei neue Entwicklungen beob-

achtet:

1. Die Zahl der belgischen Frauen, die

einen Schwangerschaftsabbruch in den

Niederlanden wÜnschen, ist wahrschein-

lich auf Grund der GACEHPA-Dienste in

Belgien um mehr als die HÉlfte gesunken.

2. Die belgischen Frauen, die noch

SchwangerschaftsabbrÜche wÜnschen (an-

nÉhernd 6000 pro Jahr), kommen haupt-

sÉchlich aus Flandern, wo UniversitÉts-

krankenhÉuser keine Schwangerschaftsab-

brÜche durchfÜhren, auÑer bei medizini-

scher Indikation.

Es ist wichtig zu erwÉhnen, daÑ die

Funktion und Ziele der GACEHPA sich

von den Diensten fÜr den Schwanger-

schaftsabbruch in den KrankenhÉusern un-

terscheiden. GACEHPA wurde 1978 ge-

grÜndet, um WÜnschen nach Schwanger-

schaftsabbruch nachzukommen und um

ganz bewuÑt gegen ein von der sozialen

Wirklichkeit Überholtes Gesetz zu versto-

Ñen, wobei man hoffte, eine vollstÉndige

Straffreiheit fÜr den Schwangerschaftsab-

bruch zu erreichen. GACEHPA ist eine po-

litische Interessengruppe, die sich fÜr femi-

nistische Probleme einsetzt und der tradi-

tionellen Érztlichen Praxis und Macht ge-

genÜber kritisch eingestellt ist.

GACEHPA bekÉmpft unfachgemÉÑe

und HinterhofschwangerschaftsabbrÜche

und hilft, neue Zentren zu errichten. Sie

kÉmpft fÜr eine gesetzliche Regelung, die

den Schwangerschaftsabbruch nicht mehr

unter Strafe stellen soll.



Auswirkungen und

Empfehlungen

Trotz der Tatsache, daÑ Belgien noch ein

aus dem Jahre 1867 datierendes Gesetz

zum Schwangerschaftsabbruch anwendet,

kann es im Vergleich mit einigen Nachbar-

staaten paradoxerweise bessere Dienste

zum Schwangerschaftsabbruch anbieten.

DaSchwangerschaftsabbruch illegal ist, ha-

ben Organisationen wie GACEHPA mehr

Freiheit, in alternativen medizinischen Ein-

richtungen zu arbeiten, die Dienste und

Funktionenanbieten, die keiner staatlichen

Kontrolle unterliegen. Dies ermÇglicht

GACEHPA, sich fÜr andere politische Ziele

im Zusammenhang mit einer umfassenden

und kohÉrenten Familienplanungspolitik

einzusetzen, daÑ heiÑt der Kampfum bes-

sere KinderfÜrsorgeeinrichtungen, Verbes-

serung der FamilienzuschÜsse, das Recht,

Kosten fÜr VerhÜtungsmittel von dem So-

zialversicherungssystem zurÜckerstattet zu

bekommen, der Kampfum das Adoptions-

recht.

Es ist nicht sinnvoll, daÑ es einer kleinen

Minderheit von Arzten und Paramedizi-

nern vom Staat indirekt auferlegt wird, al-

lein ein eine breitere Äffentlichkeit betref-

fendes Gesundheitsproblem zu behandeln

und zu lÇsen - nÉmlich das des Schwanger-

schaftsabbruchs. Eben diese Arzte und Pa-

ramediziner haben wÉhrend vielerJahre ih-

rer Praxis beobachtet, daÑ der Wunsch nach

Schwangerschaftsabbruch oft auch die er-

ste Gelegenheit im Leben einer Frau ist, ei-

ne umfassende VerhÜtungsberatung zu er-

halten (Information und VerstÉndnis). Eine

Familienplanungspolitik muÑ von eben

dem Parlament entwickelt werden, das

Schwangerschaftsabbruch bestraft, indem

es die Gerichte Årzte und Paramediziner

verurteilen lÉÑt, die fÜr weitreichende Fa-

milienplanungs- und Sexualerziehungspro-

gramme im ganzen Land kÉmpfen. Offen-

sichtlich ist das Parlament nicht bereit, die

GesetzentwÜrfe zum Schwangerschaftsab-

bruch zu diskutieren, obwohl die Nachfra-

ge nach SchwangerschaftsabbrÜchen eine

soziale und wirtschaftliche RealitÉt bleiben.

Wenn 1985 Wahlen stattfinden werden,

wird die Çffentliche Meinung vielleicht von

den zukÜnftigen Parlamentariern eine be-

stimmtere Haltung zu einer globalen Fami-

lienplanungspolitik, einschlieÑlich der

Straffreiheit des Schwangerschaftsab-

bruchs, fordern.

Karin Jorda koordiniert seit 1980 die AktivitÉten der
GACEHPA (Groupe déaction des centres extrahospitaliers
pratiquant des avortements). Er

Dr. Freddy Deven arbeitet am BevÇlkerungs- und Familien-
forschungszentrum in BrÜssel, ist Vorstandsmitglied der belgi-
schen Familienplanungsorganisation und Mitglied des Regio-
nalausschusses der Region Europa der IPPF.

Artikel von JÜrgen Heinrichs (April

1976) erinnern, indem er inallgemeinen

Begriffen die Phasen skizziert, die eine

Organisation im Laufe ihrer Entwick-

lung durchlaufen kann. Wenn die MÇg-

lichkeiten weit entfernt sind, Familien-

planungsdienste in den Gesundheits-

dienst des Landes zu integrieren, gilt die

Hauptsorge der Bereitstellung solcher

Dienste. Folglich ermutigt die Region

dazu, eigene Beratungszentren einzu-

richten. SpÉter liegen die Hauptaufga-

ben zunehmend im Bereich von Bildung

und Information. Es gab eine Zeit, als

die AktivitÉten in einigen LÉndern sich

zu sehr aufdie Techniken der SexualitÉt

konzentrierten, aber in LÉndern wie Po-

len ging dieser Trend allmÉhlich zugun-

sten einer breiteren Themenbehand-

lung zurÜck, wobei die Erziehung zum

Familienleben und das VerstÉndnis se-

xueller Beziehungen im Leben des ein-

zelnen insgesamt betont wird.

In der Europa-Region der IPPFwar es

immer satzungsgemÉÑ niedergelegt,

daÑ die Vertreter im Regionalrat vom

Rat oder vom Vorstand des Verbandes

gewÉhlt werden mÜssen. Somit waren

sie im Regionalrat und im Regionalaus-

schuÑ in der Lage, ihre fachlichenErfah-

rungen sowie ihre Kenntnis von Fami-
lienplanungsproblemen und -ideen von

ihrem Verband in die Region einzubrin-

gen. Dies kam anderen LÉndern in der

Region zugute.

In denersten zehn Jahren bestand der

Kontakt vorwiegend mit Einzelperso-

nen in den verschiedenen LÉndern

durch Korrespondenz, durch Besuche in

den LÉndern und dadurch, daÑ Besu-

cher zum RegionalbÜro kamen. Als die

VerbÉnde sich mehr etabliert hatten,

wurden die Kontakte rationalisiert und

konzentrierten sich auf Korrespondenz

mit der nationalen GeschÉftsstellejedes

Verbandes, und die Beziehungen zu

dem RegionalausschuÑ und dem Regio-

nalrat wurden erweitert. Diese letztere

Entwicklung trat nicht gerade von selbst

ein, sondern war das Ergebnis eines ganz

bewuÑten Versuches der regionalen

Mitarbeiter, dieMitgliedsorganisationen

mehr der regionalen Verantwortung zu
beteiligen.

Jeder RegionalprÉsident hat seine

oder ihre persÇnliche Rolle in der Ent-

wicklung der Region gespielt. Elise Ot-

tensen-Jensen war PrÉsidentin der Re-

gion von ihrer Entstehung im Jahre 1952

bis 1957, aber noch viele Jahre danach

nahm sie an Sitzungen teil und beein-

fluÑte die Leute. Ihre Ideen und Prinzi-

pien wurden innerhalb der Region bei-

behalten und werden am besten in den

eingangs zitierten Zielsetzungen wider-

gespiegelt, die auf der Konferenz von

1946 vereinbart worden waren.

Conrad van Emde Boas (Niederlan-

de), ein Psychiater, der sich mit Sexualre-

form und menschlichen Beziehungen

befaÑte, war der nachfolgende Regional-

prÉsident von 1957 bis 1964.

Agnete Braestrup (DÉnemark), Re-

gionalprÉsidentin von 1964 bis 1969, gab

als KinderÉrztin und SchulÉrztin ihre Er-

fahrungen mit Sexualerziehung an an-

dere LÉnder weiter.

Thorsten SjÇvall (Schweden), ein Psy-

chiater und langjÉhriger Freund von Eli-

se Ottensen-Jensen, war RegionalprÉsi-

dent von 1969 bis 1974. Sein Schwer-

punkt lag immer aufdem Recht des ein-

zelnen, sich frei zu entscheiden, sowie

auf den psychologischen Aspekten der

Familienplanung.

Denys Fairweather (England), Regio-

nalprÉsident von 1974 bis 1980, betonte

als Professor fÜrGeburtshilfe undGynÉ-

kologie, daÑ die Mitarbeiter im Gesund-

heitsdienst als Team arbeiten sollten,

um Familienplanung in ihre AktivitÉten

miteinzubeziehen. Er trat dafÜr ein, daÑ

die âmedizinischená Komitees nicht nur

auf Mitglieder des Arztestandes be-

grenzt sein sollten.

JÜrgen Heinrichs (Bundesrepublik

Deutschland), RegionalprÉsident seit

1980 (und Vorsitzender des Zentralaus-

schusses seit 1983), hatte seit langem die

anderen IPPF-AusschuÑmitglieder auf-

gefordert, anscheinend akzeptierte

Theorien in Frage zu stellen und den

EinfluÑ der geldgebenden Regierungen

zu kontrollieren. Es gelang ihm schlieÑ-

lich, einen Vorschlag zur Diskussion zu

stellen, daÑ die IPPF eine Mitgliederver-

sammlung und jÉhrlich eine Zentralrats-

sitzung haben sollte. (Die erste Mitglie-

derversammlung fand dann 1977 statt.)

Mikolaj Kozakiewicz, Soziologe an

der Akademie der Wissenschaften in

Warschau und RegionalvizeprÉsident

seit 1980, hat in der Region viel getan,

um ein breiteres VerstÉndnis fÜr Sexual-
erziehung als Erziehung zum Familien-

leben zu wecken. Er hat immer wieder

betont, daÑ Familienplanung innerhalb

des sozio-kulturellen Zusammenhanges

eines jeden Landes behandelt werden

sollte.

(Fortsetzung Seite 11)
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Maria Reynolds de Souza

Ana Vicente

Erst nach dem Sturz der faschistischen

Regierung im April 1974 wurde in Portugal

Familienplanung als ein Faktor anerkannt,

der die Gesundheit mitbestimmt. Zuvor

war es trotz aller Empfehlungen der Welt-

gesundheitsorganisation nicht mÇglich, Fa-

milienplanung im staatlichen Gesundheits-

dienst zu berÜcksichtigen. Nur die kleine

nicht-staatliche Familienplanungsgesell-

schaft versuchte ihr Bestes, allerdings stan-

den ihr nur bescheidene Mittel zur VerfÜ-

gung.
Diese âAssociaÉo para o Planeamento

Familiará war 1967 von einigen Årzten,

Priestern und katholischen Ehepaaren ge-

grÜndet worden. Ihre Satzung bestimmte,

daÑ sie âmit portugiesischen Familien zu-

sammenarbeitet, besonders denen mit ge-

ringem Einkommen, so daÑjeder die MÇg-

lichkeit hat, verantwortlich Geburten zu

planená. Die Organisation ist Mitglied des

Internationalen Verbandes fÜr geplante EI-

ternschaft (IPPF).

Unter den damaligen politischen Ver-
hÉltnissen hatte diese Gesellschaft mit vie-
len Schwierigkeiten und Behinderungen zu

kÉmpfen, insbesondere bei ihrer Äffent-
lichkeitsarbeit. Sie versuchte mit unter-

schiedlichen Mitteln, derRegierung die Be-

deutung von Familienplanung klar zu ma-

chen.

Bereits vor 1967 haben sich einige Grup-

pen von katholischen Ehepaaren fÜr natÜr-

liche Methoden in der Geburtenregelung

interessiert, und sie haben inLissabon und

anderen Orten im Lande Informationsar-

beit betrieben. Sie bildeten den âServigo de

Ajuda e DocumentagÉo Conjugalá, eine

Organisation, die auch heute noch tÉtig ist

und Mitglied der Internationalen Union

der FamilienverbÉnde geworden ist.

Die AnfÉnge von Familienplanung in

Portugal haben dem Pionier Dr. Albino

Aroso Ramos viel zu verdanken, der am

Santo-Antonio-Krankenhaus in Oporto

1969 mit der Familienplanungsberatung

begann.

Eingang in die Verfassung

Die Situation hat sich grundsÉtzlich ge-

wandelt, als am 25. April 1974 die Demo-

kratie wieder hergestellt werden konnte.

Im MÉrz 1976 hat der damalige Gesund-

heitsminister Dr. Albino Aroso Ramos eine

Verordnung verÇffentlicht, deren Wortlaut

es wert ist, hier wiedergegeben zu werden:

â1. Die Weltgesundheitsorganisation hat

alle LÉnder auf die Bedeutung der Fami-

lienplanung fÜr die Gesundheitsversor-

gung von Mutter und Kind hingewiesen.

Es konnte zweifelsohne nachgewiesen

werden, daÑ durch Familienplanung

- Erkrankungen und TodesfÉlle von

MÜttern und Kindern verringert werden

kÇnnen;

- der Gesundheitszustand von Kindern

gebessert werden kann;

- Abtreibungen mit ihren verheerenden

Folgen fÜr die Gesundheit vorgebeugt wer-

den kann;

- die Lebensbedingungen der Familien

verbessert werden kÇnnen.

2. In Portugal sind die Abtreibungsraten

sehr hoch und gefÉhrden die Gesundheit

vieler Frauen. Andererseits werden VerhÜ-

tungsmethoden angewandt, jedoch ohne

angemessene Beratung, woraus sich eine

Reihe von Problemen ergeben.

3. Es ist angesichts dieser UmstÉnde

wichtig, schnell MaÑnahmen zu ergreifen,

um die heutigen Bedingungen zu Éndern,

und ich ordne deswegen an, daÑ in jedem

Gesundheitszentrum, soweit es technisch

mÇglich ist, Familienplanungsberatung

stattfindet, die in den MÜttergesundheits-

dienst einzubeziehen istá

DarÜber hinaus wurde in die portugiesi-

sche Verfassung im April 1976 in ihrem Ar-

tikel 67 die Bestimmung aufgenommen,

daÑ der Staat dafÜr zustÉndig ist, âdurch al-

le dazu notwendigen MaÑnahmen das Wis-

sen um Familienplanungsmethoden um-

fassend zu fÇrdern und die rechtlichen und

technischen Voraussetzungen fÜr geplante

Elternschaft zu schaffená. Neben Portugal

ist Familienplanung nur in Jugoslawien,

Mexiko und China in der Verfassung veran-

kert. Auch die VerfassungsÉnderung von

1982 hat diese Bestimmung beibehalten.

Nach der zitierten Anordnung begann

der staatliche Gesundheitsdienst mit Fami-

lienplanungsberatung in den Gesundheits-

zentren im ganzen Land und Übernahm

zugleich die Verantwortung fÜr die Fortbil-

dung der Érztlichen und anderen Mitarbei-

ter desGesundheitsdienstes. Zu dieser Zeit

wurden alle Arzte nach ihrer Ausbildung

auÑerhalb der stÉdtischen Zentren einge-

setzt, was dem Ausbau der Gesundheits-

zentren einschlieÑlich der Familienpla-

nungsberatung sehr geholfen hat und von

der BevÇlkerung sehr gut aufgenommen

wurde.

Im August 1977 waren 159 Beratungs-

mÇglichkeiten erÇffnet, einschlieÑlich eini-

gerin KrankenhÉusern; im Juni 1978 waren

es schon 216. Diese Familienplanungsbera-

tung konnte und kann von jedem in An-

spruch genommen werden, unabhÉngig

vom Alter und Einkommen, ob verheiratet

oder ledig. Es muÑ betont werden, daÑ die

Mitarbeiter die Wahl der Methode durch

die Ratsuchenden respektieren, die Bera-

tung vertraulich ist und kostenlos, ebenso

wie die kontrazeptiven Mittel. In den StÉd-

ten Lissabon, Oporto und Coimbra gibt es

spezielle Beratungen bei SterilitÉts- und se-

xualmedizinischen Problemen. Dort findet

man auch genetische Beratung.

Ebenso wurde das Adoptionsrecht im

Rahmen des geÉnderten Familienrechts er-

neuert, wonachjetzt die Volladoption unter

Beteiligung von BehÇrden mÇglich ist. Die

Portugiesische Regierung hat bisher keine

BevÇlkerungspolitik entwickelt, Familien-

planungsarbeit ist vielmehr begrÜndet als

Teil der GesundheitsfÜrsorge.

Bedarfan

Offentlichkeitsarbeit

Die portugiesische Frauenkommission,

eine staatliche Einrichtung, die dem Mini-

sterprÉsidenten zugeordnet ist, hat ein Pro-

jekt der Bildung und Information Über Fa-

milienplanung in Portugal durchgefÜhrt,

das im Oktober 1978 begann und formal im

Dezember 1981 beendet wurde.



Ziel dieses Projektes war es, die BemÜ-

hungen des nationalen Familienplanungs-

programms zu unterstÜtzen, Familienpla-

nungsinformation und -dienstleistungen in

die regulÉren Mutter-und-Kind-Gesund-

heitsdienste zu integrieren. Dadurch sollte

mit diesem Projekt auch zur ErfÜllung der

Ziele der Frauendekade der Vereinten Na-

tionen und des WeltbevÇlkerungsaktions-

plans von 1974 ein Beitrag geleistet werden.

Im einzelnen wurde angestrebt, daÑ die

BevÇlkerung in wirksamer Weise und regel-

mÉÑig von dem vorhandenenAngebot Ge-

brauch macht, daÑ die Zahl der nicht er-

laubten Abtreibungen zurÜckgeht, um da-

durch den allgemeinen Gesundheitszu-

stand von MÜttern und Kindern anzuhe-

ben, daÑ die MÜttersterblichkeit abnimmt

und die Gesundheit der Kinder sich verbes-

sert.

Als Familienplanungsberatung in Portu-

gal Überall im Lande zugÉnglich gemacht

wurde, muÑte man bald feststellen, daÑ in

der ZielbevÇlkerung nicht nur wenig Infor-

mation Über diesen Bereich im allgemei-

nen vorhanden war, sondern insbesondere

auch die bloÑe Existenz dieses Angebots
weitgehend unbekannt war. Deswegen

wurde es, vor allem im lÉndlichen Bereich,

nicht ausreichend in Anspruchgenommen.

Daraus ergab sich fÜr die Frauenkommis-

sion eine groÑe Aufgabe im Bereich der Äf-

fentlichkeitsarbeit.

EineMeinungsumfrage imOktober 1978

ergab, daÑ 41 Prozent der BevÇlkerung Él-

ter als 15 Jahre die Frage bejahte, ob sie je-

mals etwas von Familienplanung gehÇrt

hÉtten. Von diesen konnten aber nur 44

Prozent einigermaÑen zutreffend angeben,

um was es sich handelt. Es zeigte sich

auch, daÑ nur 26 Prozent der BevÇlkerung

von dem vorhandenen Familienplanungs-

angebot wuÑten. Bei der Umfrage ergaben

sich groÑe Unterschiede je nach sozialem

Status, Einkommen, Wohnregion und

Alter.

Die ProjektaktivitÉten waren auf drei

Ebenen angesetzt: j

- Informationsprogramme in den Me-

dien;

- Herstellung und Verbreitung von ge-

drucktem und audiovisuellem Informa-

tionsmaterial;

- Koordination mit staatlichen und

nicht-staatlichen Organisationen im In-und

Ausland.

Um die BevÇlkerung angemessen an-

sprechen zu kÇnnen, wurde sie in Zielgrup-

pen unterteilt: Zur groben Aufteilung, die

ihrerseits die Bestimmung von Untergrup-

pen notwendig machte, gehÇrten: Frauen

im fertilen Alter, Jugendliche beiderlei Ge-

schlechts, MÉnner (darunter etwa Polizi-

sten, Gewerkschaftler, Sportler), Politiker

auf allen Ebenen, Mitarbeiter im Gesund-

Der RegionalausschuÑ, der vom Re-

gionalrat gewÉhlt wird und in dessen

Auftrag zwischen denjÉhrlichen Sitzun-

gen tÉtig ist, besteht aus drei Vorstands-

mitgliedern (PrÉsident, VizeprÉsident

und Schatzmeister) sowie drei weiteren

Mitgliedern. åber die Jahre haben Mit-

glieder desRegionalausschusses und des

Regionalrats individuell BeitrÉge fÜr die

Arbeit der IPPF geleistet. Einige dieser

BeitrÉge werden erwÉhnt in einem im

Regionalen Informationsbulletin') ver-

Çffentlichten Artikel vonJoan Rettie, die

1978 als RegionalsekretÉrin ausschied.

Der Mitarbeiterstab des RegionalbÜ-

ros bestand ursprÜnglich aus einem

HalbtagsbeschÉftigten und stieg dann

auf eine HÇchstzahl von ungefÉhr 25

Personen, von denen sechs im Versand

von VerhÜtungsmitteln und zwei in der

Verwaltung des regionalen Ausbil-

dungsprogramms beschÉftigt waren. Als

diese regionalen AktivitÉten ÜberflÜssig

wurden, sank der Mitarbeiterstab auf

dengegenwÉrtigen Stand von vierMitar-

beitern.

EigenstÉndigkeit

der Europa-Region

Ein bedeutendes Unterscheidungs-

merkmal der Europa-Region unter den

sechs IPPF-Regionen ist, daÑ sie ein-

schlieÑlich der fÜnf von insgesamt 21

MitgliedsverbÉnden, die bescheidene

Mittel erhalten, weniger als ein Prozent

der gesamten Haushaltsmittel der IPPF

beansprucht. Andererseits ist der Anteil

freiwilliger Mitarbeit an den Programm-

aktivitÉten sehr hoch. Es wÉre in der Tat

gerecht zu sagen, daÑ der Erfolg solcher

AktivitÉten weitestgehend von solchen

BeitrÉgen abhÉngt. Abgesehen davon,

daÑ freiwillige Mitarbeit Bestandteil

einer nichtstaatlichen, freiwilligen Orga-

nisation ist, die auf der Basis demokrati-

scher, reprÉsentativer Prinzipien tÉtig ist,

ist sie notwendig in der gegenwÉrtigen

Zeit finanzieller EinschrÉnkungen.

Seitdem die Region 1978 Forschun-

gen von Mikolaj Kozakiewicz Über Se-

xualerziehung und Jugend in Europa

verÇffentlicht hat, haben regionale Akti-

vitÉten die Form von zwei- bis dreijÉhri-

gen Projekten angenommen, die sich auf

N) RIB, Jahrgang 8, Nummer 2 (April 1979):
Familienplanung in Europa: eine persÇnli-
che Ansicht. Ein groÑer Teil des Materials
fÜr diesen Artikel ist dem Beitrag von Joan
Rettie entnommen.

die folgenden Bereiche konzentrieren:

Ein- und Auswanderer und Familien-

planung (1983 verÇffentlicht); Familien-

planung als ein fundamentales Men-

schenrecht (eine Studie unter 18 euro-

pÉischen LÉndern Über die de jure- und

de facto-Einstellung zu verschiedenen

Aspekten der Familienplanung); Dien-

ste fÜr Jugendliche - Berichte Über die-

se beiden Projekte werden 1985 verÇf-

fentlicht werden, ebenso wie die Berich-

te von zwei Seminaren Über Beratung

bei Vergewaltigung sowie Über Un-

fruchtbarkeit, die von der Region ge-

meinsam mit dem Schwedischen Ver-

band fÜr Sexualerziehung beziehungs-

weise mit VaestÇliitto/Finnland veran-

staltet wurden. Eine neuere Ausgabe

des Regionalen Informationsbulletins

(April 1984) konzentrierte sich auf Femi-

nismus und Gesundheitsbewegung.

Innerhalb der IPPF mÇgen europÉi-

sche Vorurteile und Trends bei Fami-

lienplanungsdebatten fÜr eurozentrisch

gehalten werden, wÉhrend BevÇlke-

rungs- und Entwicklungsprobleme in

den LÉndern der sogenannten Dritten

Welt vernachlÉssigt werden. Anderer-

seits sollte daran erinnert werden, daÑ

sich ein Viertel der IPPF-Mitgliedsorga-

nisationen in den sogenannten entwik-

kelten, von der IPPF nicht bezuschuÑ-

ten LÉndern befindet - von denen meh-

rere als Pioniere die IPPF grÜndeten. Sie

alle hatten und haben zu ihrer Zeit zu

kÉmpfen und âtapfer und zornigá zu

sein, wobei sie soziale MiÑbilligung und

sogar GefÉngnisstrafen riskierten, wenn

sie ihren Kampf fÜr die Verbesserung

des menschlichen Wohlergehens in be-

zug aufSexualleben und Fruchtbarkeits-

kontrolle in âihren eigenen unterent-

wickeltená LÉndern fortsetzten.

In diesem Sinne haben sich europÉi-

sche IPPF-Mitglieder innerhalb der

IPPF bestÉndig dafÜr eingesetzt, daÑ die

Menschenrechtsaspekte bei der Fami-

lienplanung vorherrschen. In derTat war

es auf Anregung der europÉischen Ver-

treter beim Zentralrat im Jahre 1981, daÑ

eine zentrale Arbeitsgruppe der IPPF

Über Familienplanung als Menschen-

recht gegrÜndet wurde. Der Bericht die-

ser Gruppe wurde 1983 bei der Mitglie-

derversammlung in Nairobi ausfÜhrlich

diskutiert, und der EinschluÑ der Men-

schenrechte als ein wichtiger Aktionsbe-
reich bei den IPPF-PlÉnen von 1982-84

und 1985-87 verdeutlicht eine RÜckkehr
zu den fundamentalen, 1946 festgeleg-

ten Prinzipien.
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heits- und Sozialwesen, Lehrer aller Schu-

len, Journalisten, KirchenfÜhrer.

MedienaktivitÉten

Bei der Zusammenarbeit mit Presse,

Rundfunkund Fernsehen kam den Frauen-

zeitschriften eine besondere Rolle zu. Vor

allem eine Frauenzeitschrift, die von etwa

600000 Frauen der unteren Mittelschicht

und Arbeiterfrauen gelesen wird, brachte

jede Woche BeitrÉge. Der Erfolg lÉÑt sich

daran ablesen, daÑ von der MÇglichkeit,

sich weiterfÜhrende Publikationen kosten-

los zusenden zu lassen, im Durchschnitt

dreiÑig Frauen pro Tag Gebrauch machten.

Die Anfragen kamen aus allen Landestei-

len, oft von Frauen mit geringer Schulbil-

dung. Viele von ihnen berichteten uns von

ihrem Leben, von ihren Familien und von

ihrer Umgebung. Sie sagtenauch, daÑ sie es

begrÜÑten, âÜber eine so wichtige Sacheá

Informationen erhalten zu kÇnnen. Aus

der Art, wie viele der Briefe geschrieben

waren, konnte 'man sehen, daÑ die Absen-

derinnen nicht hÉufig Briefe schreiben.

Daraus schlossen wir, daÑ diese Frauen auf

die Meinungsbildung in ihren eigenen

kleinen Gemeinschaften einen groÑen Ein-

fluÑ hatten.

Von der Provinzpresse erhielten 110

BlÉtter zweimal im Monat BeitrÉge zum

Abdrucken. AuÑerdem wurden Journali-

sten, die ihre eigenen Artikel schreiben

wollten, dazu die erforderlichen Materia-

lien zur VerfÜgung gestellt.

Dem Rundfunk kam eine groÑe Bedeu-

tung zu, da etwa zwanzig Prozent der Be-

vÇlkerung Analphabeten sind, mit hÇheren

RatenaufdemLande. Zu denProgrammen

gehÇrten Interviews, GesprÉche, Diskus-

sionen und Beantwortung von Anrufen.

Dem Fernsehen kam eine geringere Be-

deutung zu, da dieses nicht so sehr geeignet

schien fÜr das Vertrautmachen mit einem

wenig bekannten Gegenstandsbereich.

. Eigene

Offentlichkeitsmaterialien

Im Rahmen des Projekts wurden eine

grÇÑereAnzahl von Materialien entwickelt,

produziert und in Umlaufgebracht, teils fÜr

den allgemeinen Gebrauch, teils fÜr be-

stimmte Zielgruppen. Dazu gehÇren BÜ-

cher, BroschÜren, FaltblÉtter, Plakate, Foto-

ausstellungen, Tonbildschauen. Die Aufla-

gen der VerÇffentlichungen sind zum Teil

erheblich; sie gehen bis in die HÇhe von

600000 und 800000, kÇnnen also bei einer

GesamtbevÇlkerung von etwa zehn Millio-

nen einen erheblichen Teil der erwachse-

nen BevÇlkerung erreichen, zumal mit

mehreren Lesern pro Exemplar gerechnet

werden kann.

WÉhrend sich die meisten Materialien

mit Familienplanung und ihren Methoden

befassen, gehen einige darÜber hinaus, be-

handeln allgemeine Fragen der SexualitÉt,

etwa fÜr Jugendliche, oder unterrichten

Über Schwangerschaft, Geburt und SÉug-

lingspflege.

Entwicklung und Einsatz der Materia-

lien geschah in Zusammenarbeit von in-

und auslÉndischen Institutionen, die auf

den Gebieten Gesundheitsvorsorge,

soziale Dienstleistungen, lÉndliche Bera-

tung, Bildung und anderen tÉtig sind.

Einige Ergebnisse

Wichtige VerÉnderungenin Portugal, die

statistisch nachweisbar sind, wurden ver-

mutlich von diesen ProjektaktivitÉten be-

einfluÑt.

Die Zahl der Familienplanungsberatun-

gen im Bereich der Çffentlichen Gesund-

heitsdienste stiegvon 1976: 18872 auf1981:

166 996. Die SÉuglingssterblichkeit fiel von

1975: 39 pro Tausend auf 1979: 26 pro Tau-

send. Die MÜttersterblichkeit ging in den

siebziger Jahren um mehr als die HÉlfte zu-

rÜck.

Im Oktober 1980 ergab eine erneute

Meinungsumfrage, daÑjetzt 56 Prozent der

BevÇlkerung angaben, von Familienpla-

nung gehÇrt zu haben; von diesen konnten

immerhin 61 Prozent eine zutreffende Er-

klÉrung geben. Der Anteil derer, die wuÑ-

ten, daÑ Familienplanungsberatung ange-

boten wird, stieg von 1978: 26 Prozent Über

1979: 31 Prozent aufOktober 1980: 44 Pro-

zent. In vielen einzelnen Briefen, Telefona-

ten und persÇnlichen GesprÉchen zeigte

sich, daÑ das allgemeine VerstÉndnis fÜr die

Bedeutung von Familienplanung fÜr die

Gesundheit und das Wohlbefinden der Be-

vÇlkerung deutlich gestiegen war.

Trotz dieser Erfolge mÜssen wir kritisch

anmerken, daÑ wegen der hohen Analpha-

betenrate Rundfunk und Fernsehen einen

grÇÑeren Anteilan den AktivitÉten desPro-

jekts hÉtten haben sollen. Auch hÉtten spe-

ziell an MÉnner gerichtete Angebote stÉr-

ker berÜcksichtigt werden sollen, etwa un-

ter Benutzung der Sportpresse.

Neuere Entwicklungen

Derzeit ist Portugal von einer tiefgreifen-

den Wirtschaftskrise betroffen. Das ist viel-

leicht der Grund dafÜr, daÑ die Nachfrage

nach Familienplanung sehr groÑ ist. Das

Problem ist, diese Nachfrage angemessen

zu befriedigen. Es ist erforderlich, die Bera-

tungsdienste zu erweitern, die Fortbildung

der Gesundheitsarbeiter zu verbessern, um

sie insbesondere zur GesprÉchsfÜhrung

und Motivation zu befÉhigen. Auch ist es

weiterhin erforderlich, neues Informa-

tionsmaterial herzustellen, beispielsweise

zur UnterstÜtzung von Gruppenarbeit in

den Gesundheitszentren. Die AnfÉnge auf

diesem Gebiet sind vielversprechend.

Im August 1984 wurde ein Gesetz Über

Sexualerziehung und Familienplanung

vom Parlament verabschiedet, ebenso wie

ein Gesetz zum Schutz von Mutterschaft

und Vaterschaft und ein Gesetz zum Aus-

schluÑ der Strafbarkeit des Schwanger-

schaftsabbruchs in bestimmten FÉllen.

Das Familienplanungsgesetz bestÉtigt

das Recht jeden BÜrgers auf Familienpla-

nung, es bestimmt, daÑ Beratungen im Çf-

fentlichen Gesundheitswesen kostenlos

sind und daÑ die Information der BevÇlke-

rung durch die Gesundheitsdienste und die

Frauenkommission zu erfolgen hat. Das

Gesetz erlaubt auch die Sterilisation als

eine VerhÜtungsmethode, wenn auch Årz-

te aus GewissensgrÜnden ihre DurchfÜh-

rung verweigern kÇnnen. Adoptionen ge-

hÇren diesem Gesetz zufolge ebenfalls

zum Aufgabenbereich der Familienpla-

nung. FÜr Jugendzentren ist es verbindlich,

Familienplanungsberatung wahrzuneh-

men. Die Werbung fÜr VerhÜtungsmittel

wird durch das Gesetz reguliert, und

schlieÑlich verpflichtet es die Mitarbeiter

zur Verschwiegenheit.

AbschlieÑend sollte betont werden, daÑ

Familienplanung in Portugal weit Überwie-

gend als eine Çffentliche Aufgabe wahrge-

nommen wurde. Vieles bleibt noch zu tun,

aber vieles konnte im Laufe eines Jahr-

zehnts in einem Land, das sich von einem

autokratischen System zu einer Demokra-

tie entwickelte und seine frÜheren Kolo-

nien gleichzeitig aufgab, erreicht werden.

Portugal hat gezeigt, daÑ es in einer kurzen

Zeitspanne mÇglich ist, eine Familienpla-

nungspolitik auf der Grundlage der Ge-

sundheit und des Wohlbefindens der Men-

schen als individuelles Recht zu verwirk-

lichen.

Maria Reynolds de Sousa, 50 Jahre alt, Studium der deut-
schen und englischen Sprache und Literatur an der UniversitÉt
Lissabon, verheiratet, 4 Kinder, seit 1977 Mitarbeiterin der
Staatlichen Frauenkommission Portugals und zustÉndigfÜr In-
formations- und Äffentlichkeitsarbeit.
Ana Vincente,42 Jahre alt, verheiratet, 2 Kinder, vor 1974 im

aktiven katholischen Widerstand gegen die Salazar-Diktatur,
heute Mitarbeiterin der Staatlichen Frauenkommission,
Schwerpunkt im Gesundheits- und Familienplanungsbereich,
BeratungstÉtigkeit bei WHO Europa, UNESCO und UNFPA.
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Mary Short

Bis Mitte der dreiÑiger Jahre war es in Ir-

land vÇllig legal, VerhÜtungsmittel zu kau-

fen und zu verkaufen. Jedoch wurde 1937

fÜr die (neu gegrÜndete) Republik eine

neue Verfassung entworfen, die der katho-

lischen Kirche eine besondere verfassungs-

mÉÑige Bedeutung verlieh. Irland war und

ist ein vorwiegend katholisches Land. Um

diese Zeit wurde das Strafgesetz abgeÉn-

dert - es verbot nun ausdrÜcklich den Ver-

kauf oder Import von VerhÜtungsmitteln;

gleichzeitig wurde das Gesetz Über dieZen-

sur von VerÇffentlichungen dahingehend

abgeÉndert, daÑ die BefÜrwortung âder un-

natÜrlichen EmpfÉngnisverhÜtungá verbo-

ten wurde.

Trotzdem wurde in den spÉten sechziger

Jahren die erste Familienplanungsbera-

tungsstelle erÇffnet und Fertility Guidance

Clinic (Fruchtbarkeitsberatungsstelle) ge-

nannt, die spÉter die /rish Family Planning

Association 1.F.P. A. (Irischer Familienpla-

nungsverband) wurde. Sie wurde gegrÜn-

det von einer kleinen Gruppe irischer Arz-

te, deren Anliegen es war zu versuchen,

Paaren Mittel zur VerfÜgung zu stellen, um

die Zahl ihrer Kinder und denZeitraum ih-

rer Geburten selbst zu bestimmen.

Mit Hilfe der IPPF und nordirischer Un-

terstÜtzung entdeckte der Irische Familien-

planungsverband raffinierte Methoden,

um VerhÜtungsmittel ins Land zu bringen,

und ermutigte gleichzeitig die Frauen, ge-

gen das Gesetz zu verstoÑen und VerhÜ-

tungsmittel fÜr ihren persÇnlichen Ge-

brauch zu importieren. Die Importe einer

dieser Frauen, Mrs. McGee, wurde vom

Zoll beschlagnahmt. Mrs. McGee war zu-

vor von Arzten geraten worden, keine wei-

teren Kinder mehr zu bekommen. Sie pro-

zessierte gegen dieZollverwaltung, und das

Gesetz, das die Einfuhr von VerhÜtungs-

mitteln verbot, wurde zu Fall gebracht. Der

Oberste Gerichtshof hielt es nun fÜr verfas-

sungswidrig, die Einfuhr von VerhÜtungs-

mitteln fÜr den persÇnlichen Bedarfzu ver-

bieten.

Von da an wurde mehrfach versucht, die

Gesetzgebung abzuÉndern. Die Vorlage,

die sich schlieÑlich erfolgreich durchsetzte,

wurde 1979 das Gesundheits-(Familienpla-

nungs-)Gesetz. Dieses war sehr restriktiv:

- Den bestehenden Familienplanungs-

beratungsstellen muÑte eine Lizenz bewil-

ligt werden, um ihre Arbeit fortsetzen zu

kÇnnen. Diese Lizenz wird nur jeweils fÜr

die Dauer eines Jahres erteilt.

Familienplanung in Irland

- VerhÜtungsmittel konnten nur von ei-

nem Apotheker verkauft werden, wenn ei-

ne Érztliche Genehmigung oder Verschrei-

bung vorlag.

- VerhÜtungsmittel sollten nur âver-

trauenswÜrdigená Paaren zur VerfÜgung

gestellt werden.

- Bevor neue Beratungsstellen erÇffnet

werden konnten, muÑten diese nachwei-

sen, daÑ ein Çffentliches Interesse an ihnen

bestand und sie einen besonderen Bedarf

deckten.

Beidieser Sachlage muÑtenunsere Bera-

tungsstellen

- sich um eine Lizenz bewerben;

- einen Apotheker anstellen;

- Genehmigungsformulare fÜr den Ver-

kauf von Kondomen drucken lassen.

Zuvor wurde es in den Beratungsstellen

so gehandhabt, daÑ Kondome und Dienst-

leistungen den Kunden gegen eine Spende

zurVerfÜgung gestellt wurden. Die Gesetz-

gebung machte dies nun nicht mehr mÇg-

lich. Obwohl die Zahl derjenigen, die unse-

re Beratungsstellen aufsuchten, stÉndig an-

stieg, entstanden groÑe VerzÇgerungen, da

Genehmigungen eingeholt werden muÑ-

ten, bevor Kondome verkauft werden

konnten. Kondome wurden stÉndig teurer

und gegenwÉrtig unterliegen sie - als Lu-

xusgegenstand - einer Mehrwertsteuer von

35%.

FÜr die Mitarbeiter der Beratungsstellen

war es eine harte Arbeit unter sehr schwie-

rigen UmstÉnden, da nie sicher war, daÑ

VerhÜtungsmittel zur VerfÜgung standen;

dies war besonders bei IUDs der Fall, die

nach der Auffassung in manchen Kreisen

SchwangerschaftsabbrÜche bewirken. Da-

zu kam noch, daÑ die Arbeitslosenzahlen

anstiegen, so daÑ immer weniger in derLa-

ge waren, fÜr Érztliche Beratung und Érzt-

lich verordnete VerhÜtungsmittel zu zah-

len. Von jetzt an waren die Beratungsstel-

len fÜr ihr so sehr benÇtigtes Einkommen

stark aufden Verkaufvon Kondomen ange-

wiesen. Arztlich verschriebene VerhÜ-

tungsmittel gelten auch insofern als Luxus,

als der zustÉndige Minister deutlich mach-

te, daÑ der Steuerzahler nicht die Kosten

fÜr VerhÜtungsmittel fÜr niedrigere Ein-

kommensgruppen subventionieren wÜrde.

Dies war nur der Beginn der Probleme

fÜr diel. F.P.A. ImAnschluÑ an dieses neue

VerhÜtungsgesetz, das man eine âirische

LÇsung eines irischen Problemsá nannte,

Überzeugte die âPro-Lifeá-Gruppe die Re-

gierung, einen Zusatzartikel zu unserer

Verfassung einzufÜhren, welcher dem un-

geborenen Kind ab dem Zeitpunkt der Be-

fruchtung einen gesetzlichen Status ver-

leiht. Es gab einen erbitterten Kampf dar-

um, fÜr den sich aufbeiden Seiten Politiker,

kirchlich und nicht-kirchlich religiÇs Ge-

sinnte stark engagierten. Diejenigen, die

die Formulierung des Zusatzartikels in Fra-

ge stellten, wurden als AbtreibungsbefÜr-

worter angesehen. FÜr viele VerhÜtungs-

mittel entstand wieder eine bedrohliche

Lage, insbesondere fÜr das IUD und die

Pille; von beiden glaubte man -inmanchen

Kreisen -, sie wÜrden Schwangerschaftsab-

brÜche bewirken.

Viele unserer Klienten, von denen die

meisten Katholiken sind, waren sehr ratlos.

Im Laufe des Jahres 1983 stieg die Zahl un-

serer Klienten um 6%, die Zahl der IUDs,

die eingesetzt wurden, fielum 18% und die

Zahl der Anfragen, diese wieder zu entfer-

nen, stieg um 27%. Der sechsprozentige

Anstieg der Klientenzahlen spiegelte die

wachsende Anzahl derjenigen wider, die

nun Kondome benutzten.

Im September 1983 stimmte die BevÇl-

kerung Irlands ab zugunsten des 8. Zusatz-

artikels zu der Verfassung, der dem unge-

borenen KindRechte einrÉumte -alles dies

in einem Land, wo die nationale Rate der

unehelichen Geburten 5,4% betrÉgt und

38,5% dieser unehelichen Geburten 19-

zehnjÉhrige undjÜngere MÉdchen betreffen.

Statt sich angesichts der enormenGrÇÑe

ihrer Aufgabe geschlagen zu geben, hat der

Irische Familienplanungsverband erfolg-

reich die Regierung beeinfluÑt, Sexualer-

ziehungsprogramme in Schulen einzufÜh-

ren. Der Verband hat Kurse fÜr Fachleute

abgehalten, die sich mit Sexualerziehungs-

programmen befassen, und ein nationales

Komitee war nun gegrÜndet worden, um

diese Programme fÜr Schulen zu erstellen.

Die Regierung erwÉgt gegenwÉrtig, das

Gesundheits-/Familienplanungs-Gesetz

(1979) abzuÉndern. Durch die vorgeschla-

genen VerÉnderungen kÇnnte die Érztliche

Verschreibungspflicht fÜr Kondome abge-

schafft und kÇnnten die zugelassenen Ver-

kaufsstellen erweitert werden, um Fami-

lienplanungsberatungsstellen und Gesund-

heitszentren miteinzuschlieÑen. Es scheint

jedoch, daÑ eine neue AlterseinschrÉnkung

eingefÜhrt wird, damit es nur Erwachsene

Über achtzehn Jahren erlaubt sein wird,

Kondome zu kaufen.

Es ist zwar schon abzusehen, wie das Er-

gebnis dieser Debatte sein wird, aber wir

hoffen, daÑ die Logik siegen und vielleicht

Irland in das 20. Jahrhundert fÜhren wird.
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Mit einer groÑ angelegten Kampagne

versucht derzeit die britische Familienpla-

nungsorganisation (FPA), die Verantwor-

tung des Mannes fÜr sexuelle Beziehungen

und Familienplanung mehr ins Çffentliche

BewuÑtsein zu rÜcken. Mit UnterstÜtzung

des Birth Control Trust und des Family

Planning Information Service werden ne-

ben gedruckten Materialien Programme

fÜr Rundfunk und Fernsehen entwickelt,

Hilfen fÜr den Schulunterricht bereitge-

stellt und auf lokaler Ebene spezielle Ver-

anstaltungen durchgefÜhrt. Eine der

Hauptaufgaben ist es, Çffentlich zu demon-

strieren, daÑ Beratungsstellen auch von

MÉnnern aufgesucht und in Anspruch ge-

nommen werden kÇnnen.

Nur ein Drittel aller Jugendlichen, so hat

die FPA herausgefunden, bedienen sich,

wenn sie sexuelle Beziehungen aufgenom-

men haben, wirkungsvoller VerhÜtungs-

methoden. Viele gehen nicht zur Beratung,

weil sie fÜrchten, unfreundlich behandelt

zu werden. MÉnnliche Jugendliche bilden

eine Gruppe potentiellerRatsuchender, de-

ren Beratungsbedarf in VerhÜtungsfragen

im allgemeinen vernachlÉssigt wird. Ju-

gendliche zeigen dieselbe ambivalenteHal-

tung zur SexualitÉt wie Altere: sie wird ei-

nerseits akzeptiert als eine lustvolle BetÉti-

gung, sie bleibt aber andererseits eine

schamhafte Angelegenheit. PrÉventive

Kontrazeption wird eher vernachlÉssigt,

denn sie bedeutet, daÑ sexuelle Beziehun-

gen eingeplant sind. Wenn schon, soll das

MÉdchen die Pille nehmen und damit die

Verantwortung Übernehmen, und ihr wird

eine unerwÜnschte Schwangerschaft ange-

lastet.

Das alles ist aber nicht unbedingt ein

Ausdruck von mÉnnlicher RÜcksichtslosig-

keit und Egoismus. Deidre Sanders, eine

erfahrene Journalistin, schreibt im Vorwort

zu Men, Sex and Contraception (London,

1984): âJede Woche hÇre ich von jungen

MÉnnern, die sich Über Fragen der VerhÜ-

tung Sorgen machen. Egal was unverheira-

tetejunge MÉnner tun, sie kÇnnen es kaum
recht machen. Wenn sie nicht fÜr VerhÜ-

tung sorgen, werden sie unmoralischer und
unverantwortlicher SelbstsÜchtigkeit be-

schuldigt, weil sie riskieren, daÑ eine Frau

schwanger wird. Wenn sie sich um VerhÜ-

tung kÜmmern, werden sie als sexuelle

WÜstlinge beschimpft, die die Konsequen-

zen ihres Verhaltens nicht zu tragen bereit

sind.

Die Mehrheit derjungenMÉnner, die ich

kenne, versuchte ihr Bestes, sich verant-

wortlich zu verhalten, da weder sie noch ih-

re Freundinnen sich in der Lage sehen, se-

xuelle Beziehungen nicht aufzunehmen.

Ihre Fragen beschrÉnken sich oft nicht

nur aufVerhÜtung, sie sorgen sich vielmehr

um die Gesundheit ihrer Freundinnen. In

einigen FÉllen gibt es offenbar ernste Pro-

bleme. Die MÉnner schreiben, daÑ ihre

Freundinnen nicht bereit sind, einen Arzt

oder eine Beratungsstelle aufzusuchen. Sie

sind zu erschreckt und furchtsam, sie

scheuen sich vor einer Untersuchung und

befÜrchten, der Arzt kÇnne ihre Eltern in-

formieren. Ich bin diesen jungen MÉnnern

dankbar, daÑ sie zu mitfÜhlend sind, um

einfach den Kopf in den Sand zu stecken,

und ich bin beeindruckt von ihrer FÜrsorg-

lichkeitá

åber die bisherigen Erfahrungen mit der

MÉnnerkampagne haben wirRomie Good-

child in London befragt. Sie ist die Leiterin

der Presseabteilung der FPA.

JÜrgen Heinrichs: Die Materialien, die ich

von Ihrem MÉnner-Projekt bisher gesehen

habe, und verschiedene Informationen

deuten darauf hin, daÑ Sie sich hauptsÉch-

lich an junge MÉnner wenden. Weshalb

konzentrieren Sie Ihre BemÜhungen auf

diese Altersgruppe?

Romie Goodchild: In einem gewis-

sen Umfang trifft es zu, aber von denMate-

rialien, die wir demnÉchst verÇffentlichen
werden, werden Sie sehen, daÑ wir uns um

alle Altersgruppen bemÜhen. Wir sagen,

daÑ wir uns an alle MÉnner wenden, aber

wir bemÜhen uns auch um eine realistische

EinschÉtzung der MÇglichkeit, Verhaltens-

weisen zu beeinflussen. Wir gehen davon

aus, daÑ bei jungen MÉnnern die Verhal-

tensweisen eher beeinfluÑt werden kÇnnen

als bei Élteren. Bisher standen junge MÉn-

ner auch deswegen im Vordergrund, weil

wir in unsererKampagne Idole verwenden.

Solche Idole aus dem Sport oder aus dem

Unterhaltungssektor sprechen eher junge

als Éltere MÉnner an.

J.H.: Vielleicht finden Sie es auch leicht-

er, sich an jÜngere als an Éltere MÉnner zu

wenden?

R.G.: Wirhaben generell die Schwierig-

keit, MÉnner als Zielgruppe zu erreichen.

Die Sorte von Zeitungen und Zeitschriften,

die MÉnner Überwiegend lesen, haben fÜr

solche Themen Überhaupt keinen Platz. Es

gibt viele Zeitschriften, die sich auf be-

stimmte Hobbys und Sportarten konzen-

trieren, aber zumindest in diesem Lande

gibt es keine allgemeinen MÉnnerzeit-

schriften, wie es sie fÜr Frauen durchaus

gibt. Es trifft auch fÜr andere Medien zu,

daÑ es keine Programme fÜr MÉnner als

solche gibt, sondern sie sich in der Regelan

speziellen Interessen von MÉnnern orien-

tieren. FÜr junge MÉnner gibt es den Be-

reich derUnterhaltungsmusik, und mit den

entsprechenden Medien kÇnnen wir noch

am ehesten zusammenarbeiten.

J.H.: Es gibt also in GroÑbritannien kei-

ne eigentlichen MÉnnerzeitschriften?

R. G.: Bisher gibt es sie nicht, aber in al-

lerjÜngster Zeit haben zwei Frauenzeit-

schriften, die sich an etwas Éltere Frauen

richten, eine Beilage fÜr MÉnner verÇffent-

licht. Sie untersuchen derzeit, wie das bei

der Leserschaft ankommt. Wenn das fort-

gesetzt wird, ergibt sich hier eine MÇglich-

keit, sich auch an etwas Éltere MÉnner zu

wenden.

J.H.: Haben Sie irgendwelche Erfahrun-

gen mit der Sportpresse?

R.G.: Bisher eigentlich nicht, nur ist die

einzige Anzeige, die wir bisher im Rahmen

dieses Projektes verÇffentlicht und bezahlt

haben, in einem speziellen Magazin fÜr das

Pfeilwurfspiel erschienen. Dieses Magazin

liegt in allen GaststÉtten aus, in denen das

Pfeilwurfspiel gespielt wird. Die normalen

Sportzeitungen sind so spezialisiert, daÑ

sich hier kaum MÇglichkeiten Çffnen. Al-

lerdings wird derzeit eine neue Zeitschrift

geplant, die Gesundheit und Sport zusam-

menzumThema hat. Hier sollte es mÇglich

sein, eine solche Thematik unterzubringen.

J.H.: Ihre Kampagne fÜr MÉnner istjetzt

schon eine Reihe von Monaten alt. Wie

hoch schÉtzenSie den AnteilderMÉnner in

GroÑbritannien, die von dieser Kampagne

etwas gehÇrt haben?

R.G.: Das ist sehr schwer zu sagen. Die

Leute, mit denen ich zusammenkomme,



15

lesen mehr oder weniger dieselben Zeitun-

gen wie ich oder hÇren und sehen dieselben

Programme im Rundfunk und Fernsehen.

Mir ist aber vÇllig klar, daÑ es einen groÑen

Anteil der BevÇlkerung gibt, die hierzu gar

keinen Zugang hat. Ohne einen Anteil

schÉtzen zu kÇnnen, mÇchte ich doch be-

haupten, daÑ eine groÑe Zahl vonMÉnnern

und Frauen diese Thematik heute fÜr wich-

tig hÉlt. Das hÉngt nicht nur mit unserer

Kampagne zusammen, sondern unsere

Kampagne ist nur ein kleiner Teil eines grÇ-

Beren Prozesses, der sich in den letztenJah-

ren abzuzeichnen beginnt. Eine Vielzahl

von VerÇffentlichungen belegt diesen Pro-

zeÑ. GefÜhle und SexualitÉt des Mannes

sind zu einem Çffentlichen Thema gewor-

den, und wir kÇnnen mit unserer Kampa-

gne einen solchen ProzeÑ allenfalls be-

schleunigen und unterstÜtzen.

Unsere Kampagne hat auch indirekte

Auswirkungen, die dann vom Publikum

nicht mehr mit der FPA inZusammenhang

gebracht werden. So hat zum Beispiel das

Institut fÜr zeitgenÇssische Kunst in Lon-

don ein ganzes Programm von VortrÉgen,

Filmen und Ausstellungen veranstaltet,

das sich mit der SexualitÉt des Mannes be-

faÑt. Aufdiese Weise werden sehr vielmehr

Leute erreicht, als es durch unsere Kampa-

gne allein mÇglich wÉre.

J.H.: Eines der Ziele Ihrer Kampagne ist

es, MÉnnern klarzumachen, daÑ Bera-

tungsstellen fÜr Familienplanung auch fÜr

MÉnner zugÉnglich sind. Wenn Sie in die-

sem Punkt erfolgreich sind und MÉnner ge-

hen in grÇÑerer Zahl zu solchen Beratungs-

stellen, was werden sie dort antreffen?

R.G.: Uns war von Anfang an klar, daÑ

hier ein Problem liegt. ZunÉchst einmal ha-

ben wir versucht sicherzustellen, daÑ alle

1800 Beratungsstellen in diesem Lande da-

von informiert sind, daÑ wir diese Kampa-

gne gestartet haben. Wir haben ihnen eine

BroschÜre zugesandt und sie mit anderem

Material versorgt, und jetzt haben wir gera-

de ein kleines Plakat fertiggestellt, das an al-

- Anzeige -

Mit einem kleinen Plakat weisen die Fa-
milienplanungsberatungsstellen in GroÑbri-
tannien daraufhin, daÑ auch MÉnner zur
Beratung willkommen sind.

le Beratungsstellen geschickt wird und die

Botschaft enthÉlt, daÑ auch MÉnner in die-

sen Beratungsstellen willkommen sind.

AuÑerdem haben wir im Bereich unserer

Fortbildung Kurse angeboten, damit dieje-

nigen, an die sich ratsuchende MÉnner in

der Beratungsstelle zunÉchst wenden, wis-

sen, wie sie sich verhalten sollen.

J.H.: MÜssen MÉnner denn dieselben

Beratungseinrichtungen benutzen oder

gibt es fÜr sie auch andere MÇglichkeiten?

R.G.: In jÜngster Zeit werden an drei

oder vier Orten eigene MÉnnerberatungs-

stellen eingerichtet. Diese Beratungsstellen

kÜmmern sich um Gesundheitsfragen im

allgemeinen, wobei SexualitÉt und Fami-

lienplanung einen wichtigen Anteil haben.

Die Entwicklung wird im allgemeinen aber

eher dahin gehen, fÜr Paare Beratungsan-

gebote zu entwickeln. An einer Reihe von

Stellen wird mit den verschiedenen MÇg-

lichkeiten experimentiert.

J.H.:Wie haben dieHomosexuellen und

ihre Organisationen bisher auf diese MÉn-

nerkampagne reagiert?

R.G.: Von einzelnen homosexuellen

MÉnnern wissen wir, daÑ ihnen nicht klar

ist, ob dieses Projekt irgend etwas fÜr sie ist

oder nicht. Da unser Mitarbeiterstab hier

fast ausschlieÑlich aus Frauen besteht, ha-

ben wir uns einen mÉnnlichen Berateraus-

schuÑ zugelegt. Und in dieser Gruppe ist

auch ein Homosexueller. Bisher haben wir

allerdings in unseren VerÇffentlichungen

nicht gesagt, daÑ dieses Projekt auch fÜr

Homosexuelle bestimmt ist. Allerdings

glaube ich, daÑ wir von homosexuellen

MÉnnern einiges lernen kÇnnen und daÑ

wir mit diesem Projekt die Chance haben,

einen Beitrag zur Integration Homosexuel-

ler zu leisten.

J.H.: Und was sagen die Frauen zu dieser

Kampagne?

R.G.: Von lesbischen Frauen und von

anderen feministisch orientierten Frauen

haben wir eine kritische Haltung erwartet,

zumal unsere Kampagne nicht davon aus-

geht, daÑ MÉnner fÜr ihr Verhalten zu kriti-

sieren sind. Aber bisher haben wir insge-

samt keine negativen Reaktionen von

Frauen erfahren. Insgesamt kann man sa-

gen, daÑ wir von Frauen und MÉnnern fÜr

diese Initiative bisher viel Lob und Zustim-

mung erhalten haben. Genaueres Über die

Ergebnisse unserer Kampagne kÇnnen wir

allerdings erst in einem Jahr etwa sagen.

J.H.: Obwohl das VerhÉltnis von MÉn-

nern zu SexualitÉt und Familienplanung

seit einiger Zeit auch bei uns diskutiert

wird, haben wir bisher keine vergleichbaren

AktivitÉten entwickelt. Ich bin sicher, daÑ

unsere Leser Ihre Erfahrungen mit Interes-

se verfolgen, und ich danke Ihnen fÜr dieses

GesprÉch.

1:7

SMSPO.

2000

beim Sparen

und Bauen. Bausparkasse
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schen KÜstenstadt Dubrovnik stattfand.

JÜrgen Heinrichs

Schon bei der Vorbereitung dieser Ver-

anstaltung zeigten sich, nicht unerwartet,

einige Schwierigkeiten. Eine Reihe von eu-

ropÉischen Regierungen, die befragt wur-

den, darunter die der Bundesrepublik

Deutschland, sahen sich nicht in der Lage,

jemanden aus ihren Reihen teilnehmen zu

lassen. Ob das nun nur Terminprobleme

waren oder auch Desinteresse oder gar die

Furcht, zu etwas verpflichtet werden zu

kÇnnen, was man nicht wollte, ist schwer

festzustellen. Jedenfalls waren die Teilneh-

mer, die in der einen oder anderen Weise

Regierungen vertraten, alle voll deutlicher

Sympathie fÜr die AktivitÉten und Ziele der

Familienplanungsorganisationen in ihren

LÉndern. Sie kamen aus Belgien, GroÑbri-

tannien, Frankreich, Italien, Jugoslawien,

Portugal und Spanien. Aus diesen LÉndern

waren auch Familienplaner beteiligt, dazu

der Berichterstatter in seiner Eigenschaft

als PrÉsident der Region, der polnische Vi-

zeprÉsident der Region und drei Mitarbei-

ter der GeschÉftsstelle der Region.

Wozu nun diese Veranstaltung? Die Er-

gebnisse der vorgelegten vergleichenden

Studie weisen einige Defizite bei der Ge-

setzgebung und insbesondere Defizite bei

der Anwendung und AusfÜllung der vor-

handenen Gesetze aus. Daher sollte zu-

sammen mit interessierten Personen, die

im Regierungsapparat oder regierungsnah

tÉtig sind, Überlegt werden, wie solche Defi-

zite Überwunden werden kÇnnen. Es ging

nicht darum, irgendwelche Ergebnisse aus-

zuhandeln. Vielmehr sollte versucht wer-

den, das politische und gesellschaftliche

Umfeld abzustechen, um gemeinsam Rat-

schlÉge fÜr AktivitÉten zu entwickeln.

Vom Nutzen und

Schaden der Gesetze

Immer wieder wurde die Sprache darauf

gebracht, was sinnvollerweise die Funktion

der Gesetzgebung im TÉtigkeitsbereich

von Familienplanungsorganisationen sein

kÇnnte. Ist Gesetzgebung immer erst die

Normierung der Ergebnisse vorausgegan-

gener gesellschaftlicher Prozesse oder kÇn-

nen Gesetze auch ihrerseits gesellschaftli-

che Prozesse einleiten? Ohne diese Alter-

native eindeutig zu entscheiden, war man

sich doch einig, eine gesetzlich nicht gere-

gelte oder gar gesetzwidrige fortschrittliche

Praxis restriktiven Gesetzen vorzuziehen.

Ohnedies hat keiner der Teilnehmer etwas

von einer exzessiven gesetzlichen Normie-

rung erwartet. Vielmehr seien gesetzesfreie

RÉume zur Entfaltung des persÇnlichen,

zwischenmenschlichen und auch politi-

schen Lebens offenzuhalten.

Oft sind Gesetze, das wurde an Beispie-

len dargelegt, auch in wichtigenTeilen vage

und unbestimmt formuliert. Das liegt nicht

so sehr an der UnfÉhigkeit des Gesetzge-

bers, sich klar und eindeutig auszudrÜcken,

sondern ist Ergebnis politischer Kompro-

misse, Dieses fÜhrt dazu, daÑ Gesetze von

unterschiedlichen politischen Gruppierun-

gen verschieden angewandt und ausgelegt

werden kÇnnen. Das franzÇsische Gesetz

zum Beispiel, das den Schwangerschaftsab-

bruch regelt, erlaubt mÇglicherweise eine

sehr viel restriktivere Auslegung, als sie un-

ter der gegenwÉrtigen Regierung gÉngig ist.

Aus noch einem anderen Grunde, so

wurde betont, ist das Heil nicht von Geset-

zen als solchen zu erwarten. In den Regie-

rungsapparaten, die Gesetze vorbereiten,

haben nach wie vor fast ausschlieÑlich

MÉnner das Sagen, die oft dem Kampf der

Frauen um ihre Rechte verstÉndnislos oder

feindselig gegenÜberstehen.

Tendenz zur

BevÇlkerungspolitik

Es ist mit einer ausgeprÉgten Tendenz in

den Regierungsapparaten jedweder Rich-

tung zu rechnen, Familienplanungsaktivi-

tÉten eine bevÇlkerungspolitische Bedeu-

tung zuzuschreiben. Die Menschenrechts-

forderung wird zwar allgemein zugestan-

den, dennoch werden Familienplanungs-

dienste in einer Zeit niedriger Geburten-

zahlen als weniger dringlich angesehen,

was nicht zuletzt Auswirkungen aufdieBe-

reitschaft zu finanzieller UnterstÜtzung

hat. Es wurde als eine zentraleAufgabe von

Familienplanern bezeichnet, immerwieder

Regierungsvertretern gegenÜber klarzu-

stellen, daÑ das Recht aufFamilienplanung

und alles, was dazu gehÇrt einschlieÑlich

Sexualerziehung, nicht demographischen

Entwicklungen unterworfen werden kann.

Familienplanungsorganisationen als

Mitgliedervereine und BÜrgerbewegungen

kÇnnen von politischen Instanzen nur in

engen Grenzen VerstÉndnis fÜr ihre Ziele

erwarten. Ideologisch zeigen sie Ahnlich-

keiten mit Çkologischen und Verbraucher-

Bewegungen, Åhnlichkeiten, die auch poli-

tisch genutzt werden sollten. Jedenfalls ist

eine allzu enge Verbindung mit einer politi-

schen Partei aufdie Dauerwohl nicht nÜtz-

lich, sondern gerade auf diesem Gebiet ist

die Existenz einer nicht parteipolitischen

gesellschaftlichen Kraft, die GlaubwÜrdig-

keit bei breiten BevÇlkerungskreisen ge-

nieÑt, von groÑer Bedeutung.

Die Offenheit war erstaunlich und auch

erfrischend, mit der gerade von den regie-

rungsnahen Teilnehmern zuhÇren war, an-

gesichts der demographischen Entwick-

lung einerseits und leerer Staatskassen an-

dererseits sei nicht viel vonRegierungen zu

erwarten. Statt dessen sollten sich Fami-

lienplanungsorganisationen stÉrker auf ih-

re eigenen KrÉfte besinnen und nach bÜnd-

nisfÉhigen Partnern Ausschau halten. Ge-

genÜber diesem allgemeinen Hinweis tra-

ten die konkreten Versuche zurÜck, im ein-

zelnen zu bestimmen, welche Aufgaben

von staatlichen Stellen und welche von pri-

vaten Organisationen wahrgenommen

werden sollen.

Allgemein geteilt wurde die Beobach-

tung, daÑ staatliche Dienste dazu tendie-

ren, unerwÜnschten Entwicklungen entge-

genzuarbeiten oder ihnen vorzubeugen, al-

so in diesem Sinne negativ bestimmt zu

sein. DemgegenÜber haben Familienpla-

nungsorganisationen als gesellschaftliche

Bewegungen die positive MÇglichkeit, zur

Befreiung der sexuellen Lebens- und Aus-

drucksformen aller BevÇlkerungsgruppen

und Altersstufen beizutragen. Dieses von

Regierungen einfordern zu wollen, so der

Tenor dieser Tagung, verkennt die Gesetz-

mÉÑigkeiten, unter denen europÉische Re-

gierungen in Ost und West arbeiten.
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WHO Europa:

AuszÜge wieder.

SexualitÉt und sexuelle Gesundheit ge-

hÇren vermutlich zu den Themen, die im

kommenden Jahrzehnt grÇÑere Aufmerk-

samkeit beanspruchen. Wenn fÜr die Zu-

kunft ihre steigende Bedeutung behauptet

wird, soll damit weder die Wichtigkeit der

SexualitÉt in Vergangenheit und Gegen-

wart geleugnet werden, noch soll versucht

werden, der SexualitÉt fÜr die Zukunft ei-

nen grÇÑeren Stellenwert zuzuschreiben.

Es wird vielmehr lediglich behauptet, daÑ

Probleme, die etwas mit der SexualitÉt zu

tun haben, in Zukunft hÉufiger als solche

behandelt werden.

DasVerschwindenvonTabuthemen, das

man bereits heute feststellen kann, wenn

manJugendliche mit Élteren Generationen

vergleicht, wird es den Menschen erlauben,

ihre sexuellen MÇglichkeiten stÉrker zu ge-

nieÑen. In Erwartung befriedigender Se-

xualitÉt messen die Menschen diesem Le-

bensbereich grÇÑere Bedeutung bei, und

dadurch wird es eher mÇglich, Beschwer-

den als sexualitÉtsbezogen wahrzuneh-

men. GrÇÑere Erwartungen fÜhren zu

mehr âProblemená, auf die das Gesund-

heitssystem sich dadurch einstellen muÑ,

daÑ es den derzeitigen Gesundheitsbegriff

erweitert, um der sexuellen Dimension

Rechnung zu tragen.

Dieser Wandel im Gesundheitssystem

soll erleichtert und gefÇrdert werden durch

die Weltgesundheitsorganisation, dem das

RegionalbÜro fÜr Europa dadurch nach-

kommt, daÑ es 1984 ein neues Programm

Über SexualitÉt und Familienplanung be-

ginnt.

Es ist derzeit nicht mÇglich, menschliche

SexualitÉt umfassend in einer Weise zu

kennzeichnen, die in allen LÉndern

akzeptiert werden kann, aberjeder einzelne

hat das Recht auf Informationen Über

SexualitÉt und das Recht zu erwÉgen,

sexuelle Beziehungen sowohl zum Ver-

gnÜgen als auch zur Fortpflanzung aufzu-

nehmen.

SexualitÉt beginnt mit der Geburt, wenn

nicht sogar schon vorher. Selbstbefriedi-

gung und sexuelle Spiele sind fÜr Kinder

normale und gesunde BetÉtigungen, je-

doch leiden in den meistenLÉndern Kinder

unter sexueller UnterdrÜckung. Die Ver-

haltensweisen und Reaktionen derUmwelt

haben einen EinfluÑ auf die sexuelle Ent-

wicklung des Kindes und auch darauf, in

welchem Umfang sexuelle Probleme sich

ausbilden. Die FÉhigkeit, als sexuelle We-

sen Freude zu empfinden, muÑ bei Kin-

dern ebenso wie bei Erwachsenen gefÇr-

dert werden.

In der somatischen Medizin und Arznei-

mitteltherapie wurden sexuelle Probleme

von den Fachleuten seitlangem Übersehen.

Viele kÇrperliche Krankheiten haben einen

direkten oder indirekten EinfluÑ aufdie Se-

xualfunktion. Chirurgische und Arzneimit-

tel-Behandlung kÇnnen sich entweder di-

rekt oder im Zusammenhang mit bereits

vorliegenden sexuellen Problemen auf die

SexualitÉt auswirken.

Kontrazeption hat eine enge Beziehung

zur SexualitÉt und daher auch zum VerhÉlt-

nis zwischen MÉnnern und Frauen. Den-

noch neigen Familienplanungsdienste im-

mer noch dazu, jeden Bezug zu einer grÇ-

Beren Befriedigung sexueller Beziehungen

zu vermeiden, um sich hauptsÉchlich auf

Kontrazeptionstechnologie zu konzentrie-

ren. Als Folge davon werden MÉnner und

Frauen, die sich an Familienplanungsdien-

ste mit anderen als nur VerhÜtungsfragen

wenden, oft enttÉuscht. Bei der Familien-

planung liegt eine unvermeidliche Schwie-

rigkeit in dem Gegensatz von RationalitÉt

der Planung und IrrationalitÉt der Sexuali-

tÉt. Daher ist es wichtig, im Zusammen-

hang mit Familienplanung das VergnÜgen

an SexualitÉt hervorzuheben.

Familienplanung

und SexualitÉt

in der DDR

An dieser Stelle sollte ein Beitrag Über die

ll. Rostocker Fortbildungstage zum Thema

Familienplanung stehen. An dieser Tagung

wollte ein Vertreter der Pro Familia teilneh-

men und darÜber berichten. Die Teilnahme

kam nicht zustande. Um dennoch einen klei-

nen Einblick in den Stand der Familienpla-

nung in der DDR zugeben, verÇffentlichen wir

die nachstehende Buchbesprechung. Weitere

Berichte sollten folgen.

Gesellschaftspolitisch sehr aktive junge

Menschen sind auch sexuell aktiver: So lau-

tet, kurz gefaÑt, ein wesentliches Ergebnis

des jÜngst in Ost-Berlin erschienenen um-

fangreichen Sexual-Reports derSoziologen

Kurt Starke und Walter Friedrich. Das rund

350 Seiten umfassende Werk stÜtzt sich auf

mehrjÉhrige Untersuchungen des Zentral-

instituts fÜr Jugendforschung in Leipzig:

5469 DDR-BÜrger beiderlei Geschlechts zwi-

schen 16 und 30 Jahren wurden bei der kom-

plex angelegten Fragebogenaktion mit 333

Indikatoren erfaÑt, und zwar 2163 BerufstÉti-

ge, 1751 Lehrlinge und 1555 Studenten.

Die Grundhypothese der Untersuchung

bestand darin, daÑ das Liebes- und Sexual-

verhalten mit anderen Einstellungs- und

Verhaltensbereichen mehr oder weniger

eng verflochten ist; es muÑ mit Blick aufdie

gesamte PersÇnlichkeit und unter BerÜck-

sichtigung der realen UmweltverhÉltnisse

Una

Kurt Starke/Walter Friedrich: Liebe und
SexualitÉt bis 30. Deutscher Verlag der Wis-
senschaften, Berlin 1984. 354 Seiten.
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erforscht werden, so wie PersÇnlichkeits-

entwicklung immer konkret zu betrachten

ist und was dabei einen solchen wichtigen

Bereich wie Liebe, SexualitÉt, Partner-

schaft nicht ausklammern darf, heiÑt es ein-

leitend in dem Bericht.

Die Ergebnisse decken sich mit der Aus-

gangshypothese der Forscher: Nur ein Pro-

zent derjungen Leute hÉlt dasSexualleben

fÜr bedeutungslos, 90 Prozent der MÉnner

und 87 Prozent der Frauen messen der Se-

xualitÉt âsehr groÑeá oder âgroÑeá Bedeu-

tung zu. Drei Viertel der Jugendlichen erle-

ben ihren ersten Geschlechtsverkehr im

Durchschnittsalter von 16,9 Jahren; rund

86 Prozent der MÉnner und 91 Prozent der

Frauen glauben an âdie groÑe Liebeá und

kÇnnen sich Sex ohne einen âgeliebten

Partnerá zumeist nicht vorstellen. Dement-

sprechend befriedigend erleben sie ihr Se-

xualleben: Rund 70 Prozent der befragten

weiblichen Teilnehmer erklÉrten, bei fast

jedem Koitus mit einem geliebten Partner

einen Orgasmus zu haben, was nach den im

Buch ebenfalls verÇffentlichten Daten le-

diglich bei 40 bis 50 Prozent der westdeut-

schen und US-amerikanischen Ge-

schlechtsgenossinnen zutrifft. Eine positi-

ve Beziehung zur SexualitÉt fÇrdert die Ar-

beit und umgekehrt: Positive Partnerbezie-

hungen wirken sich gÜnstig aufdie Berufs-

verbundenheit aus - diese ihre These fin-

den die Wissenschaftler immer wieder be-

stÉtigt. Man findet nirgendwo den gestreÑ-

ten, Überarbeiteten und abends ausgelaug-

ten Manager oder die Überlastete Funktio-

nÉrin, die abends zur Flasche oder zur Be-

ruhigungspille greift. Die Forscher charak-

terisieren den beruflich erfolgreichen

DDR-Frauentyp so: âSehr aktiv, anspruchs-

voll, Überdurchschnittlich verlangend und

genuÑfÉhig auch im sexuellen Bereichá

Manchmal klingt das fast wie Propaganda
fÜr Arbeitsengagement, Fachidentifizie-

rung und optimistische Lebenseinstellung

der allseits entwickelten sozialistischen

PersÇnlichkeit, wenn man liest: âSehr

engagierte Frauen haben hÉufig Orgasmus

zu 76 Prozent, wenig Engagierte zu 67 Pro-

zentá,

Eine ausfÜhrliche Darstellung der Kon-

trazeption bei Jugendlichen, eine grÜndli-

che Auseinandersetzung mit derGeschich-

te, Theorie und Methodik der Sexualfor-

schung machen den Bericht zu einer span-

nenden, durchweg parteiischen LektÜre bis

hin zur kritischen Auseinandersetzung mit

Freud, dessen Sublimierungshypothese

entschieden vom Tisch gefegt wird: Es

stimme nicht, daÑ soziale, wissenschaftli-

che oder kÜnstlerische Leistungen sich aus

Triebverzicht entwickelten. Es sei Zeit, so

meinen die Forscher, sich âkonsequent von

solchen und anderen traditionellen Denk-

klischees zu trennená, Inge Nordhoff

Gisela Preuschoff:

Von 3 bis 6. Alltag

mit Vorschulkin-

dern. Pahl-Rugen-

stein KÇln, 1984,

176 Seiten, DM

14,80.

Lesen ist immer auch Denken mit dem

Kopf eines anderen. Wer dabei in der Flut

der Literatur Über Erziehungstheorien und

-praktiken zu ertrinken droht, aber doch auf

praktische und theoretische Anregungen

nicht verzichten mÇchte, der findet mit

dem Buch von Gisela Preuschoffeine Viel-

zahl von VorschlÉgen, Über die es sich lohnt

nachzudenken, die zum groÑen Teil nach-
vollziehbar, nachahmbar und anwendbar

sind. Dabei ist alles ohne viel \luhe zu le-

sen und in sehr Übersichtlicher Form darge-

boten. Die Autorin schreibt von sich, daÑ

sie gerne das aufschreibt, was sie von ande-

ren hÇrt, bei anderen sieht, von anderen

lernt, was ihr im Kopférumgeht, wovon sie

trÉumt und was sie mitanderen erlebt. Und

genau diese Aufrichtigkeit und Aufge-

schlossenheit machten das Lesen ange-

nehm. Durch die Themen- und StoffÜlle

dieses Buches zieht sich, wie ein roterFaden,

die zentrale Intention Gisela Preuschoffs, sie

gilt der demokratischen Erziehung.

Die Vielzahl der hier erÇrterten The-

menbereiche, wie Umwelterforschung,

Tod, Politik und Gesellschaft, Medien,

Kunst, musikalische FrÜherziehung, Sau-

berkeits- und Gesundheitserziehung,Woh-

nen, Familienleben, vorschulische Einrich-

tungen, Spielzeug, Spiele und Elemente

kÇnnten einen lockeren Umgang mit dieser

KomplexitÉt erwarten lassen. Und wenn

die Autorin in ihrem Vorwort auch schreibt,

daÑ sie nicht âauf alle Probleme mit Rat-

schlÉgen zu antworten gedenktá

und nicht vorhat, âkeine Fragen offen zu las-

sená, so erweist sie sich doch als sachkundig

in denjeweiligen theoretischen Diskussions-

zusammenhÉngen. DarÜber hinaus ge-

schieht Kulturaneignung, und darum gehtés

auch in Vorschulerziehung, halt eben in die-

ser KomplexitÉt.

In der Einleitung stellt Gisela Preuschoff

die historische Herleitung des Begriffes

Vorschulerziehung in seinem gesellschafts-

politischen Kontext dar und legt damit die

dahinterstehenden jeweiligen Interessen

bloÑ. Eine mehr am Rande erwÉhnte Ziel-

setzung sollte dahingehend relativiert wer-

den, daÑ nicht automatisch ein pÉdagogisch

hochmotivierendes Elternhaus zu schuli-

schem Erfolg fÜhrt. So liest es sich aber,
wenn sie schreibt: âmeinem Kind zu ver-
mitteln, daÑ es nicht die Dummheit seines
zukÜnftigen Klassenkameraden ist, die ihn
als Schulversager abstempelt, sondern seine
LebensumstÉndeá

Das Buch kann fÜr viele Eltern eine wirk-

liche Hilfe darstellen, das Kind besser auf

den schulischen Alltag vorzubereiten.

Wennalle Eltern die hier dargebotene FÜlle

der Anregungen und die geforderte ausge-

dehnte Zuwendungsbereitschaft im Um-

gang mit ihren Kindern beherzigen wÜr-

den, kÇnnte das eine Graswurzelrevolution

der Schule zur Folge haben.

Der partnerschaftliche und zugleich

schutzbietende Umgang, wie die Autorin

ihn aufzeigt und fordert, trÉgt ausnahmslos

zur psychisch gesunden Charakterentwick-

lung bei. Besonders hervorheben mÇchte

ich noch das Kapitel Über MÉrchen. Mit

groÑem Engagement wird die Wieder-

entdeckung der MÉrchen verteidigt, wobei

es im Sinne demokratischer Erziehung den

Kindern Überlassen sein soll, ob sie MÉr-

chen hÇren wollen oder nicht. Der un-

schÉtzbare Wert der MÉrchen liegt in ihrer

MÇglichkeit zur Entwicklung von Phanta-

sie und Optimismus, vor allem, wenn das

Kind widersprechen, schÇpferisch verÉn-

dern und ergÉnzen kann. Wie hilfreich

MÉrchen im Umgang mit den naturgegebe-

nen und kulturell bedingten Ohnmachtser-

fahrungen kleiner Kinder sein kÇnnen, hat

die Autorin anschaulich vermittelt.

Elsbeth KÇhnken

Martina Gamba-

roff: Utopie der

Treue. Rowohlt,

Reinbek 1984. 208

S., 26,-DM.

Gerade sind die groÑen Medien dabei,

das âEnde der Sexwelleá einzulÉuten, da er-

scheint das Buch der inzwischen bekannten
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GieÑener Psychoanalytikerin MarinaGam-

baroff mit dem klangvollen Titel âUtopie

der Treueá, hoffnungsvoll angelehnt an

Ernst Bloch - ein differenziertes, kraftvol-

les PlÉdoyer fÜr eine lange, erfÜllende Be-

ziehung zwischen Mann und Frau: âIch ge-

hÇre zu denen, die weiterhin auf die

Zweierbeziehung setzen oder, pathetischer

ausgedrÜckt, die aufdas Paar hoffen. Ich ge-

hÇre noch immer zu jenen, die glauben,

daÑ die Paarbildung groÑe emanzipatori-

sche Kraft haben kann...á bekennt die Au-

torin.

Also auch hier: RÜckmarsch in die Ro-

mantik? So einfach und eindimensional ist

das nicht. Abgesehen davon, daÑ ein beach-

teter Aufsatz Über die âUtopie der Treueá

bereits vor sieben Jahren im Kursbuch er-

schien, wird hier nicht einer bÜrgerlichen

NormalitÉt mit ihren einschnÜrenden Rol-

lenstereotypen dasWort geredet. Die histo-

risch und gesellschaftlich versierte Analyti-

kerin, Jahrgang 1943, hÉlt es nicht mit Über-

kommenen Moralbegriffen, aber auch

nicht mit der Ideologie der Libertinage

(âwer zweimal mit derselben pennt..%).Sie

weist hinaufein Drittes: Die zumTeilmÜh-

same Entwicklung einer kÇrperlichen und

psychischen Autonomie des Einzelnen als

Voraussetzung, sich an einen anderen

Menschen dauerhaft und aufrichtig zu bin-

den. Das meint Marina Gambaroff zu-

nÉchst einmal ânurá im sexuellen Bereich.

Sie spricht von der SubversivitÉt der Bise-

xualitÉt, von derAufhebung rigider Rollen-

vorschriften, vom mÇglichen Realisieren

der âaktiven wie der passiven prÉgenitalen

und genitalen homosexuellen und hetero-

sexuellen Strebungen und deren entspre-

chenden psychischen ModalitÉtená, was ei-

ne Neudefinierung der Rollen von Mann

und Frau mÇglich machen kÇnnte.

DaÑ die frÜhe Mutter-Tochter-Bezie-

hung auf die Entwicklung der weiblichen

SexualitÉt erheblichen EinfluÑ haben kann,

diesen in der feministischen Literatur oft

betonten Aspekt macht die GieÑener

Analytikerin anhand der FÜlle des ihr be-

kannten unbewuÑten Materials sehr leben-

dig - bis hin zu der These, daÑ die MÉnner-

feindlichkeit bestimmter Frauengruppen

nichts anderes sei als die Abwehr der eige-

nen Mutterproblematik. Umso bedeutsa-

mer die Schwangerschaft, als Gefahr und

als Chance, selbst noch einmal in den âStru-

del der Regressioná zu geraten, sich mÇgli-

cherweise selbst noch einmal ganz neu zu

orientieren: âDie Schwangerschaft einer

Frau gibt beiden Partnern die Chance, mit

Hilfe einer im Dienste der Progression ste-

henden Regression eine Neuorientierung

an inneren Objekten und deren Neukon-

stellierung vorzunehmená, schreibt die Au-

torin und beschreibt, wie sie bei sich und

bei zahlreichen Patientinnen die inneren

Bilder einer Schwangerschaft erlebt und
verarbeitet hat. Schwangerschaftsphanta-

sien, das emotionale Erleben von Genera-

tivitÉt, SexualstÇrungen - Ausdruck einer

Beziehungskrise, Emanzipation macht

Angst, Frauengruppen und ihre Bedeutung

fÜr die weibliche Sozialisation - so heiÑen

andere Texte der Sammlung. Empfehlens-

wert, weil es nicht nur um Therapie, son-

dern auch um nachweisliche Utopie geht.

IngeNordhoff

Angelika Ebbing- nn

haus, Heidrun Kau- Ahern hanbarg

pen-Haas, Karl Er,

Heinz Roth: Heilen

und Vernichten im

Mustergau Ham-

burg. Konkret Lite-

ratur Verlag, Ham-

burg 1984. 214 Sei-

ten, DM 29,80.

InjÜngster Zeit hat sich ein Zweig der so-

zialgeschichtlich orientierten Regionalfor-

schung zunehmend um historische AufklÉ-

rung verdient gemacht. Regionale Sozial-

geschichte bedeutet eine vieldiskutierte pa-

radigmatische Wende innerhalb der Ge-

schichtswissenschaft und grenzt sich durch

zwei Tendenzen von traditioneller Histo-

riographie ab:

1. Sie ist methodologisch so konstituiert,

daÑ geschichtlich handelnde Menschen

sich selbst als Teil der Geschichte - der Ver-

gangenheit, Gegenwart und Zukunft - be-

greifen kÇnnen. Ohne hier die theoretisch-

methodologischen Grundlagen nÉher dar-

stellen zu kÇnnen, lÉÑt sich vereinfacht sa-

gen, daÑ Vergangenheit aus derDimension

der unverbindlichen Kenntnisse oder der

ebenso unverbindlichen Stereotypen und

Klischees in die Dimension der eigenen

IdentitÉt geholt und Gegenwart und Zu-

kunft Über diese Sicht in die Verantwortung

des Einzelnen gelegt werden. In einer um-

gekehrten Perspektive heiÑt das, daÑ wir

aus der Geschichte nur âlernená kÇnnen,

wenn die historiographische Arbeit in der

Betrachtung ihres Untersuchungsgegen-

standes das Subjekt seiner AufklÉrungsab-

sicht nicht vergiÑt.

2. Damit eng verbunden ist das BemÜ-

hen um eine andere Form der Vermittlung

von (wissenschaftlichen) Erkenntnissen

Über die Vergangenheit, die bisher entwe-

der in der innerdisziplinÉren Diskussion

verblieben, Über schnell veraltende Schul-

geschichtsbÜcher das historische BewuÑt-

sein trÜbten, Über museale GroÑprojekte

Ehrfurcht oder Abscheu vor der Geschich-

te provozierten oder Über popularisierende

und die Tatsachen oft verfÉlschende BemÜ-

hungen der Medien und Über ideologische

Auseinandersetzungen von Interessen-

gruppen auf den Markt kamen. Positiv ge-

wendet meint dies: Nur wenn Wissen-

schaftlichkeit als angestrengtes BemÜhen

um RationalitÉt verallgemeinerungsfÉhig

und verallgemeinert wird, kann AufklÉrung

stattfinden, kann aus der Geschichte âge-

lerntá werden.

DaÑ wir aus derjÜngeren deutschen Ver-

gangenheit âlernená sollen, ist ein selbst-

verstÉndliches, emphatisch vorgetragenes

Postulat geworden, wobei oft vergessen

wird, daÑ eine MÇglichkeitsbedingung fÜr

das dunkelste Kapitel der deutschen Ver-

gangenheit geschichtsloses Denken war

und daÑ zur kollektiven VerdrÉngung des

Geschehens zum einen in den âEs-war-ein-

mal-Statusá, zum anderen in die bloÑe Be-

troffenheit ohne rationale Aufarbeitung

nicht zuletzt die Geschichtswissenschaft

beigetragen hat. Auch die Autoren des Bu-

ches âHeilen undVernichten imMustergau

Hamburgá, das Forschungsergebnisse Über

die nationalsozialistische BevÇlkerungs-

und Gesundheitspolitik am Beispiel Ham-

burg zusammenfassend darstellt und ein

vielfÉltiges Quellenmaterial dokumentiert,

erheben mit ihrer Forschung, der VerÇf-

fentlichung der Resultate und der Quellen-

dokumentation einen Lehranspruch. Es ist

ihre Auffassung, âdaÑ wir uns vor einem

Wiederauftreten der nationalsozialisti-

schen AbgrÜnde nur zu bewahren vermÇ-

gen, wenn wir sie genau aufarbeiten und

kritisch wiederholená. Aufarbeitung, kriti-

sche Rekonstruktion und die damit inten-

dierte EinlÇsung von historischer AufklÉ-

rung, die aufdieGegenwart und aufdieZu-

kunft wirkt, gelingt dem Buch inhaltlich

und durch die Form der Materialdokumen-

tation in hervorragender Weise, die zu-

gleich erschrecken lÉÑt.

Inhaltlich sind es - ohne BerÜcksichti-

gung der einzelnen detaillierten, material-

reichen Untersuchungen zu den verschie-

denen Bereichen der kommunalen Fami-

lien-, Sexual-, Jugend-, Gesundheits-, Min-

derheiten-, AuslÉnder- und Sanierungspoli-

tik - vier Hauptergebnisse, die nicht nur in

Hinsicht auf die bisherige Vergangenheits-

deutung der Hamburger im besonderen

und:auf die Interpretation nationalsoziali-

stischer Gesundheits- und Sozialpolitik im

allgemeinen revolutionÉr sind, sondern

auch jenen historisch-kritischen Bezug auf

die Gegenwart und auf ein verantwortli-

ches Handeln mit Blick aufdie Zukunft ein-

lÇsen.

1. Auf der Grundlage sozial- und wirt-

schaftspolitischer Daten wird im Falle

Hamburgs ein genaues Bild der Çkonomi-

schen und sozialen Krisensituation seit

Mitte der 20er Jahre gezeichnet, deren Fol-
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gen mit den Auswirkungen der gegenwÉrti-

gen Krise vor allem in âNotstandsgebietená

mit hoher struktureller und zudem krisen-

bedingter Arbeitslosigkeit und dem PhÉno-

men der âNeuen Armutá vergleichbar sind.

2. WÉhrend sich bisher Untersuchungs-

perspektiven zum Nationalsozialismus pri-

mÉr auf die in der vÇlkischen Ideologie

selbst hervorgehobene Ausmerzung von

Kommunisten, Zigeunern, Juden und âei-

nigen Erbkrankená beschrÉnkten, wird auf-

gezeigt, daÑ fÜr den âMustergauáHamburg

die Ausmerzung der Armut und der in sie

verstrickten âgemeinschaftsunfÉhigen und

leistungsschwachen Schichtená fÜr die

kommunale Justiz-, Innen-, Gesundheits-

und Sozialverwaltung programmatisch ist

und âmustergÜltigá realisiert wird. Die

ideologische Basis der Armutsvernich-

tungsstrategien bildet die åberzeugung,

daÑ Dauerarbeitslosigkeit und Verarmung

von unmoralischen und asozialen Subjek-

ten selbstverschuldet sind, daÑ insofern die

Wirtschaftskrise und ihre sozialen Begleit-

erscheinungen dazu dienen, die âunterwer-

tigen Schichten der Volksgemeinschaftá

deutlich sichtbar zu machen. Aufdieser Ba-

sis wird ein radikaler Sozialabbau betrie-

ben, der Verarmungsprozesse beschleunigt

und die Betroffenen der irrationalen Pla-

nungsrationalitÉt der Gesundheits- und So-

zialbehÇrden ausliefert - jenen Selektions-

undVernichtungsmaÑnahmen(EntmÜndi-

gung, Zwangsasylierung, - arbeit, -sterilisie-

rung, -abtreibung, Eheverbote, Abbau der

Gesundheitsversorgung, Ausbau der âKo-

lonialmediziná, MassentÇtung von Arbeit-

sunfÉhigen und psychisch Kranken, Aus-

sonderung von âfremdvÇlkischená BÜrgern

und bevÇlkerungspolitische und sozial-

technische ZwangsmaÑnahmengegenÜber

Kriegsgefangenen und osteuropÉischen

Zwangsarbeitern/innen), Über die das

Buch berichtet.

3. Die Armutspolitik der staatlichen Ge-

sundheits- und Sozialverwaltung zeichnet

sich durch technisch-bÜrokratische Ratio-

nalitÉt und EffektivitÉt aus, die auf vÇl-

kisch-ideologische Legitimation verzichten

kann und Modellcharakter fÜr das Reich

bekommt. Die ideologie-unverdÉchtige

ZweckrationalitÉt ist eine Ursache fÜr die in

Hamburg nach 1945 propagierte åberzeu-

gung, daÑ die Nazis mit âHamburg wenig

anfangená konnten und dieHamburgerBe-

hÇrden den Nazis gram waren.

4. Dagegen zeigen die Autoren an einem

Musterfall inhaltlich auf, wie technische

Vernunft fÜr beliebige politische Ziele in-

strumentalisierbar ist: Die Nazis kÇnnen in

Hamburg nach 1933 bruchlos an die prakti-

zierte BehÇrdenpolitik der verwaltungs-

technischen Spaltung der groÑen stÉdti-

schen ArmutsbevÇlkerung, ihrer Asylie-

rung und ihrerVerpflichtung zur Zwangsar-

beit anknÜpfen. DaÑ es nach 1945 keine

grundlegenden Ånderungen gibt, scheint

nicht nur ein Problem personeller Konti-

nuitÉten, sondern auch die Folge des åber-
dauerns der åberzeugungen und der Per-
fektion der Logik der instrumentellen Ver-
nunft zu sein.

Das besonders fÜr alle im Sozialbereich
TÉtigen lesenswerte Buch gibt - aufdie Ge-
genwart bezogen - deshalb nicht nur in

Hinblick auf âden heutigen Sozialabbauá

zu denken. Ingrid Stiegler

(siehe hierzu auch den Beitrag von K.-P. Giese
auf Seite 27: Beratung vor 1933)

Neuerscheinungen

In dieser Rubrik teilt die Redaktion mit,

welche Neuerscheinungen ihr zugesandt wur-

den. Eine Beurteilung ist mit dem Abdruck

nicht verbunden.

Gerhard Weinholz: Wider das Klassifizie-

ren von Menschen durch die traditionellen

Experten. Centaurus, Pfaffenweiler 1984.

200 Seiten, DM 24,-.

Rote GrÜtze: DarÜber spricht man nicht

(6., neu.-bearbeitete Auflage). Weismann,

MÜnchen 1984. 112 Seiten, 14,80 DM.

Deutsche Gesellschaft fÜr sozialwissen-

schaftliche Sexualforschung: AIDS - was

tun? Informationen fÜr homosexuell lie-

bende MÉnner. ErhÉltlich bei der DGSS,

Gerresheimer StraÑe 20, 4000 DÜsseldorf.

Werner Gross: Finde ich meinen KÇrper,

so finde ich mich. Herder, Freiburg 1984.

160 Seiten, 8,90DM.

Sylvia Brunn/Eberhardt Schmidt: Die

Kunst des Stillens. Falken, Niedernhausen

1984. 112 Seiten, 9,80 DM.

Sherman J. Silber: Endlich schwanger.

Rowohlt, Reinbek 1985. 124 Seiten,

12,80 DM.

Rita Arditti/Renate Duelli/Shelley Minden

(Hrsgb): RetortenmÜtter. Rowohlt, Rein-
beck 1985. 10,80 DM.

Christine Dombrowsky: Kochen fÜr 10

und mehr (Rezepte fÜr Gruppen). Extra-

buch, Frankfurt 1984. 200 Seiten,

19,80 DM.

Aus und vorbei

Aus und vorbei! Die Korrespondenz Die

Frau stellte zum Jahresende 1984 ihr Er-

scheinen ein. _

Der breiten Äffentlichkeit war dieser Ar-

tikeldienst des Gemeinschaftswerks der

Evangelischen Publizistik e.V. kaum be-

kannt. Vor elf Jahren, als die Frauen in der

evangelischen Kirche unruhig wurden,

grÜndete ein Mann diese Korrespondenz.

Frauen sollte darin die MÇglichkeit gege-

ben werden, eigene Gedanken zur Kirche
und Gesellschaft zu verÇffentlichen. Seit

vier Jahren war Ursula Hoffmann-Volz ver-

antwortliche Redakteurin und versuchte im

Laufe der Zeit, der Korrespondenz ein Pro-

fil zu geben. Weg von einer zufÉlligen The-

menmischung, hin zu monatlichen

Schwerpunkten. Medien, Gewerkschaften

und Ministerien gehÇrten zu den tausend

Abonnenten. Sie konnten Artikel Überneh-

men oder bekamen Anregungen fÜr eigene

Themen.

In einer Stellungnahme des Gemein-

schaftswerks hieÑ es jetzt, es sei schon seit

lÉngerer Zeit diskutiert worden, ob diese

Publikation noch die geeignete Weise dar-

stellt, mit der Frauenthematik in derKirche

umzugehen.

Zu den Schwerpunktthemen der letzten

Monate gehÇrten die derzeitige Diskussion

um den$ 218 StGB, das Scheidungsrecht

und die Gentechnologien.

Das $ 218-Heft war bei der Evangeli-

schen Frauenarbeit besonders umstritten.

FÜr sie war diese Zeitung nicht zuletzt be-

stimmt. Kritisiert wurde die fehlende Aus-

gewogenheit; gemeint war wohl, daÑ sich

die schreibenden Theologinnen und Jour-

nalistinnen zu kritisch ÉuÑerten. Also Kritik

an kritischen AuÑerungen. GrundsÉtzlich

ist nichts dagegen zu sagen, und den Sinn

dieser Publikation nach elf Jahren zu Über-

denken, ist angemessen. Aber daÑ gerade

Frauen, fÜr die dieses âSprachrohrá gedacht

war, sich an die MÉnner wenden, statt das

GesprÉch mit der Redakteurin zu suchen,

ist ein Armutszeugnis.

Ich kann mich des Eindrucks nicht er-

wehren, daÑ mit der Streichung dieser Pu-

blikation politischer Druck ausgeÜbt wird,

da Kirchenfrauen, die einen eigenen unbe-

quemen Standpunkt vertreten, die derzeiti-

ge politische Wetterlage durcheinander

bringen. Ein RÜckschlag fÜr die Frauen in

der evangelischen Kirche, die doch 1984

das zehnjÉhrige Bestehen der Feministi-

schen Theologie in der Bundesrepublik

feierten.

Noch ein Heft durfte erscheinen. The-

ma: Liebe. Jetzt ist die Korrespondenz Die

Frau Vergangenheit.

Melitta Walter
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âKorrekturená

im Scheidungsrecht

âMehr Gerechtigkeit im Einzelfallá ver-

heiÑt die Bundesregierung bei der geplan-

ten Reform des Ehescheidungsrechts. Im

Rechtsalltag bedeutet das âMehr Unrecht

fÜr Familienhausfrauená. Da Frauen noch

immer - so wie es von ihnen erwartet wird -

in der Ehe mit Kindern Überwiegend ihren

Beruf aufgeben oder drastisch einschrÉn-

ken, sind sie in der Ehe die wirtschaftlich

SchwÉcheren. Sie mÜssen also AnsprÜche

geltend machen, wenn die Ehe scheitert

(und jede dritte Ehe wird geschieden), auf

Unterhalt, Versorgungsausgleich und Zu-

gewinn. Bei den geplanten EinschrÉnkun-

gen insbesondere beim Unterhalt und Ver-

sorgungsausgleich werden also Hausfrauen

an ihrer empfindlichsten Stelle getroffen:

ihrer wirtschaftlichen AbhÉngigkeit vom

Ehemann.

Bisher sollte es bei der finanziellen Aus-

einandersetzung zwischen den Eheleuten

objektiv und fair zugehen. Das Schuldprin-

zip war 1977 einstimmig (!) abgeschafft

worden. Nun sollen die âUrsachen der Zer-

rÜttungá wieder berÜcksichtigt werden:

RÜckkehr des Schuldprinzips zu Lasten

von Hausfrauen. Denn bei einem Mann

mit eigenem gesicherten Einkommen, der

auf AnsprÜche gegen seine Ehefrau

nicht angewiesen ist, spielt âSchuldá keine

Rolle.

Frauen dagegen werden kÜnftig ihre rei-

ne Weste vorzeigen mÜssen, um ihre woh-

lerworbenen AnsprÜche auf Unterhalt

durchzusetzen. Wohlerworben durch jah-

relange Familienarbeit unter Verzicht auf

eine eigene wirtschaftliche Existenz. Dabei

ist die Unterhaltssituation ohnehin misera-

bel genug: Nur 27% aller geschiedenen

MÜtter beziehen Überhaupt Unterhalt, nur

5% kÇnnen davon leben. 75% aller geschie-

denen Frauen sind (wieder) erwerbstÉtig,

wobei inzwischen diejenigen glÜcklich

sind, die Überhaupt Arbeit finden. Ein Drit-

tel bezieht Sozialhilfe.

Durch die neuen Gesetze, nach denen

UnterhaltsansprÜche versagt oder einge-

schrÉnkt werden sollen, wird sich diese Mi-

sere fÜr Frauen noch verschlimmern. Auch

der Versorgungsausgleich, durch den ins-

besondere Frauen seit 1977 einen Anteilan

der Altersversorgung des Ehemannes als

eigene Rente erhalten, soll in derForm ent-

fallen. Damit wÜrde Frauen auch dieser

kleine Grundstock fÜr eine eigenstÉndige

Alterssicherung genommen.

Fraueninitiative 6. Oktober

çWeil die beispielhafte und gesellschaft-

lich notwendige Arbeit der FrauenhÉuser

bisher nicht gesichert,ja in derWeiterarbeit

gefÉhrdet ist, fordern wir ein Bundesgesetz

zur Finanzierung von FrauenhÉusern, das

die Einrichtung und den Betrieb von

FrauenhÉusern im ganzen Bundesgebiet

ermÇglicht. So soll soziales Unrecht und

Rechtsunsicherheit beendet und sollen fÜr

alle Betroffenen und Mitarbeiterinnen

menschenwÜrdige Bedingungen des Mit-

einanderlebens und Miteinanderarbeitens

geschaffen werdená

Mit dieser BegrÜndung hat die Zentrale

Informationsstelle fÜr autonome Frauen-

hÉusergemeinsam mit den BÜrgerrechtsor-

ganisationen Gustav-Heinemann-Initiati-

ve und Komitee fÜr Grundrechte und De-
mokratie am 20. November 1984 an denPe-

titionsausschuÑ des Deutschen Bundesta-

ges eine Petition fÜr ein Gesetz zur Finan-

zierung vonFrauenhÉuserngerichtet. çWeil

die bisher verheimlichte und geduldete Ge-

walt gegen Frauen keine Privatangelegen-

heit ist, sondern die Gesellschaft, uns alle,

angeht, bitten wir um Ihre UnterstÜtzung
fÜr diese Petitioná

Eine kleine BroschÜre mit einer vorbe-

reiteten Postkarte an den Petitionsaus-

schuÑ kann bezogen werden vom Komitee

fÜr Grundrechte und Demokratie e. V,, An

der Gasse 1, 6121 Sehnsbachtal.

Die GrÜnen im Bundestag haben im De-

zember 1984 eine Gesetzesinitiative vorge-

stellt zur Errichtung einer Bundesstiftung

(!), die mit fÜnfzig Millionen DM jÉhrlich

ausgestattet sein soll, um das finanzielle

Defizit von vorhandenen und neu zu er-

richtenden FrauenhÉuser abzudecken.

âGroÑer Ratschlagá

Auftakt zur âAktion Muttertagá 1985

Ende Januar diskutierten in KÇln Über

250 Frauen aus Gewerkschaften, Parteien,

VerbÉnden und der autonomen Frauenbe-

wegung Über die Situation der Frauen, die

Ursachen ihrer UnterdrÜckung und Per-

spektiven der Frauenbewegung.

Eingeladen hatten die Initiatorinnen der

Aktion Muttertagé84.Ihr Anliegen ist es, die

unterschiedlichsten Frauengruppierungen

trotz verschiedener Arbeitsschwerpunkte

und politische EinschÉtzung zusammenzu-

fÜhren, um gemeinsame Handlungsstrate-

gien gegen die frauenfeindliche Politik der

Bundesregierung zu erarbeiten.

Eine zentrale Frage war deshalb auch in

allen elf Arbeitsgruppen: Wie kÇnnen wir

uns trotz unserer Verschiedenheiten besser

zusammenschlieÑen?

Alle Frauen sprachen sich dafÜr aus,

auch 1985 wieder eine zentrale Demonstra-

tion in Bonn durchzufÜhren. Wegen der

Wahlen in Nordrhein-Westfalen wurde als

Termin der 18. 5. 85 beschlossen. Unter

demselben Motto wie im letzten Jahr çWir

machen Putz in Bonn/ Nicht nur Blumen,

Rechte fordern wirá wird aufdem MÜnster-

platz in Form eines Frauenparlamentes/

Tribunals Frauen die MÇglichkeit gegeben,

ihre unterschiedlichen Forderungen zu-

sammenzutragen. Der âGroÑe Ratschlagá

ist auch Auftakt zu einer Postkartenaktion.

Die mit Forderungen bedruckten Karten

sollen breit gestreut und von Frauen nach

Bonn oder an kommunale Politiker/innen

geschickt werden.

åber die Muttertagsaktion 84 liegt eine

140 Seiten starke Dokumentation vor, die

den Weg von der Idee bis zur Demonstra-

tion aufzeigt und damitAnregungen fÜran-

dere Aktionen liefert. Die Dokumentation

(5,- DM) und die Postkarten (1,- DM)

kÇnnen bestellt werden bei: âAktion Mut-

tertagá - Postfach 130 176, 5300 Bonn.

IPPF unter

Sozialismusverdacht

WÉhrend die Weigerung der US-Regie-

rung, den Internationalen Verband fÜr ge-

plante Elternschaft (IPPF) weiterhin finan-

ziell zu unterstÜtzen (siehe Kommentar im

Pro Familia Magazin 1/85,S. 22), weltweit in

vielen fÜhrendenTageszeitungen aufKritik

gestoÑen ist, hat das Wall Street Journal in

seiner Ausgabe vom 19. Dezember 1984 die

US-Regierung in ihrer Entscheidung unter-

stÜtzt und die Ansicht geÉuÑert, die IPPF

sei ein enges VerhÉltnis zum Sozialismus

eingegangen.
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Termine

29. bis 31. MÉrz

âEinfÜhrung in die Methode der funktio-

nellen Entspannungá (Adressaten Hebam-

men und FrauenÉrzte). Haus Buchberg,

HornisgrindestraÑe 15, 7540 NeuenbÜrg.

19. bis 21. April

âFrauen gegen Gentechnik und Repro-

duktionstechniká in der IGS Bonn-Beuel.

Veranstalter: Die GrÜnen im Bundestag

und Sozialwissenschaftliche Forschung

und Praxis fÜr Frauen. Infomappen gegen

Voreinsendung von zehn Mark (Postgiro

344 782-500 KÇln, Sozialwissenschaftliche

Forschung und Praxis fÜr Frauen, Her-

warthstr. 22, 5000 KÇln 1).

19. bis 21. April

âli. KongreÑ zur FÇrderung demokra-

tisch politischer Kulturá in MÜnchen. NÉ-

heres beiderHumanistischen Union, BrÉu-

hausstr. 2, 8000 MÜnchen 2.

13. bis 15. Mai

Nationaler HebammenkongreÑ (100
Jahre Hebammen-Berufsorganisation) in

der Stadthalle Bad Godesberg. Einzelhei-

ten bei der GeschÉftsstelle des Bundes

Deutscher Hebammen, Postfach 1724,

7500 Karlsruhe.

15. bis 17. Mai

âVon der Behandlung der Krankheit zur

Sorge um die Gesundheitá im Wilhelm-

Polligkeit-Institut Frankfurt. Anmeldung

beim ParitÉtischen Bildungswerk, Hein-

rich-Hoffmann-StraÑe 3, 6000 Frankfurt.

21. bis 23. Mai

çWir reden auch ohne Worte miteinan-

der - Zum Verstehen nichtsprachlicher

Kommunikation zwischen Kindern und Er-

wachsenená. Haus Buchberg, Hornisgrin-

destr. 15, 7540 NeuenbÜrg.

10. bis 14. Juni

âFortschritte der Sexualtherapieá in

Stuttgart. NÉhere Information bei Arbeits-

gruppe SexualitÉt, Steinenhausenstr. 33,

7000 Stuttgart.

16. bis 19. Mai

Internationaler KongreÑ âBedrohte VÇl-

ker in der TÜrkeiá in Hannover. Einzelhei-

ten bei Gesellschaft fÜr bedrohte VÇlker,

Postfach 2024, 3400 GÇttingen.

30. Mai bis 2. Juni

âAuslÉnderinnen mit kleinen Kinderná,

Haus âactioná, Frankfurt. Anmeldungen

beim ParitÉtischen Bildungswerk, Hein-

rich-Hoffmann-StraÑe 3, 6000 Frankfurt.

ihre âTÜbinger Reiheá aufgenommen.

Beitrag von Frau Doritt Cadura-Graf unter dem
Titel âPatriarchalischer Zynismusá (Heft 6/84)

Auch wenn ich mit der Autorin in ihrer

Kritik der SexualitÉt der alternden Frau in

manchen Punkten Übereinstimme, muÑ

ich doch als 55-jÉhrige FrauenÉrztin sehr

dagegen protestieren, wenn die von Profes-

sor Lauritzen vertretene Substitutionsthe-

rapie mit Ästrogenen im Alter auf diese

Weise in Frage gestellt wird. Es gibt schon

sehr wenige FrauenÉrzte, die sich Über-

haupt die MÜhe geben, Frauen in diesem
Alter ernst zunehmen, und ihnen genau an
diejeweilige Patientin adaptierte Hormone

verschreiben. Nun ist Lauritzen internatio-
nal bekannt fÜr sein Fachwissen im Bereich

der Endokrinologie. Er wird also wohl

kaum, wie es so tendenziÇs in diesem Bei-

trag dargestellt wird, Medikamente ver-
schreiben, die âverheerende oder tÇdliche

Krankheiten verursachená!

Zudem bin ich selber aktive Feministin

und weiÑ also, von was ich spreche, wenn

ich mit alternden Frauen zu tun habe.

Ästrogen-Therapie in dieser Altersgruppe

kann Wunder wirken und sehr viele negati-

ve Begleiterscheinungen des Klimakte-

riums aufheben. Viele Frauen berichten,

daÑ sie wieder wie neugeboren sind. Selbst-

verstÉndlich mÜssen solche Therapien indi-

viduell genau angepaÑt werden und nicht

ziellos und allgemein zur Anwendung

kommen, was ja auch gerade Lauritzen

nicht tut.

Alles hÉngt von dem eigenen Hormon-

defizit ab. FÜr mich ist die Aussage, daÑ

Lauritzen âseine Kenntnisse allein aus den

Forschungsarbeiten der Pharmakonzerne

beziehtá, schlicht und einfach eine Diffa-

mierung.

Warum sollen Frauen nicht vom Fort-

schritt der Medizin und der modernen En-

dokrinologie profitieren, um ihre Lebens-

qualitÉt zu behaupten und zu sichern? Sol-

len wir etwa wieder auf die BÉume zurÜck-

klettern?

Ich werde von keinem Pharma-Konzern

fÜr diese Aussage bezahlt! Und meine

Kenntnisse in Sachen Klimakterium habe

ich auf Fachkongressen in Frankreich und

der BRD, sowie dem Kontakt und dem Zu-

hÇren in einer mehr als 20-jÉhrigen Praxis

mit den Frauen gesammelt.

Luxemburg Dr. M.P. Molitor-Pfeffer

Zu Helmut Kentler: PÉpstliche Sexualerziehung
(Heft 2/84)

In Heft 2/1984 Ihrer Zeitschrift hat sich

Helmut Kentler mit neueren Positionen

der katholischen Kirche zur SexualpÉdago-

gik auseinandergesetzt. Ich teile die Posi-

tion des Verfassers, meine aber, daÑ er sich

in einem Punkt unnÇtigerweise auf gegne-

risches Niveau begibt: Der klerikalen Ge-

ringschÉtzung von âInstinktená hÉlt er ent-

gegen, daÑ die menschliche Natur - na-

mentlich die Geschlechtlichkeit - âvon

allem Tierisch-Naturhaften grÜndlich ab-

gehoben und folglich instinktungesichertá

sei. Richtig beobachtet. Meiner Meinung

nach sollte allerdings gerade in diesem Zu-

sammenhang die namentlich von Wilhelm

Reich immer wieder mit Nachdruck her-

vorgehobene Erkenntnis berÜcksichtigt

werden, daÑ gerade die klerikale Ideologie

zu einer regelrechten AbtÇtung natÜrlicher

Sexualinstinkte und als Resultat hieraus zu

einer neurotischen Charakterpanzerung

fÜhrt. Das Ergebnis sind nicht nur Verge-

waltigungen und Sexualmorde, sondern

auch eine leichtere politische VerfÜgbar-

keit.

Bonn Holger Theubert
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Kommentar

Der Bundesminister fÜr Jugend, Familie

und Gesundheit hÉlt eine BroschÜre bereit:

âDasLeben vorderGeburtá, von Katharina

Zimmer (Auflage 300000, ein Nachdruck

ist fÜr die nÉchsten beiden Jahre in gleicher

HÇhe bereits vorgesehen), die wir in den

Beratungsstellen verteilen sollen. Vor etwa

einem Jahr hat eine Interministerielle Ar-

In der Folge der allgemeinen Diskus-

sion Über LeihmÜtter hÉufen sich bei

Pro-Familia-Beratungsstellen die Anfra-

gen nach Vermittlung. Pro Familia lehnt

die Rolle des ZwischenhÉndlers generell

ab, weil sie sich gegen jede Form von

kommerzieller und institutionalisierter

LeihmÜtterschaft wendet.

Wir wollen nicht die einzelnen

Frauen verurteilen, die ihren KÇrper fÜr

dieses GeschÉft zur VerfÜgung stellen.

Bezahlte LeihmÜtter kann es nur in

einer Gesellschaft geben, in der Frauen

aus Çkonomischen GrÜnden sich ge-

zwungen sehen, sich zu vermarkten.

Diese spezielle Form weiblicherArbeits-

leistung, gegen Bezahlung ein Kind aus-

zutragen, kann fÜr die Frau emotional

und sozial zu schweren Problemen fÜh-

ren, wie die Schwierigkeiten von Frauen

zeigen, die ihr Kind adoptieren lieÑen.

Durch die Bezahlung von 30000 DM

sichert sich der samenspendende und

auftraggebende Vater eine genetische

Beteiligung an âseinemá Kind, das da-

durch eine hÇhere Wertigkeit erhÉlt als

ein ânur adoptiertesá. Wir wollen hier

nicht aufdie individuellen HintergrÜnde

eines Kinderwunsches von Frauen und

von MÉnnern eingehen. Sicherlich ver-

festigt aber eine institutionalisierte Leih-

mÜtterschaft die Ideologie der allein

glÜcklichmachenden Kleinfamilie mit

Kind, in deren Folge Frauen nun noch

weniger die auch kÉuflich gewordene

Mutterrolle verweigern kÇnnen.

Nicht ohne Zufall entsteht diese Dis-

kussion zu einem Zeitpunkt, zu dem die

Angst um den Fortbestand der weiÑen

Rasse offensiv geschÜrt wird. Jede Chan-

ce, ein weiÑes, erbgesundes, deutsches

Kind zu âproduzierená, wird wahrge-

nommen (siehe hierzu auch die Diskus-

sion um Abtreibungen), wÉhrend fÜr die

DritteWelt bishin zuZwangssterilisatio-

nen alle Mittel recht sind, um eine

âåberbevÇlkerungá einzuschrÉnken.

LeihmÜtterschaft bedeutet, daÑ arme

Frauen fÜr Reichere Kinder austragen.

Ein neuer Beruf der gewÉhlten âZucht-

mutterá entsteht, indem rassische Krite-

rien (nach dem neuesten Leihmutterka-

talog, wie in den USA bereits Üblich)

ausschlaggebend fÜr die VerdienstmÇg-

lichkeiten werden.

Wenn Kinder als Ware durch Agentu-

ren gehandelt werden kÇnnen, kann

auch die QualitÉt der Ware, also ge-

wÜnschte erbbiologische Faktoren, mit-

bestimmt und bei Nichtgefallen (bei-

spielsweise Behinderung) deren Annah-

me verweigert werden. Durch organi-

sierte LeihmÜtterschaft sind wir der

gezielten Menschenproduktion wieder

ein StÜck nÉhergerÜckt. Dies kÇnnte

die EinfÜhrung weitergehender Repro-

duktions- und Gentechnologien erleich-

tern.

beitsgruppe zum Programm âSchutz des

ungeborenen Lebensá eine solche VerÇf-

fentlichung gefordert, um das çWertbe-

wuÑtsein in der BevÇlkerungá zu stÉrken.

Auf den ersten Blick ist gegen das neue

Werk nichts einzuwenden: eine schÇne,

einfÜhlsame und populÉre Darstellung der

Entwicklung von der befruchteten Eizelle

bis zur Geburt. Nichts scheint dagegen zu

sprechen, diese Texte und farbigen Bilder

zugÉnglich zu machen, da ja die meisten

Kinder - wenn auch oft nach anfÉnglichem

ZÇgern - freudig erwartet werden, und sich

die Frauen und Paare um vielerlei Informa-

tionen bemÜhen, damit sie die Schwanger-

schaft richtig verstehen und bestehen kÇn-

nen. Kein Wort findet sich Über Abtrei-

bung.

Vielleicht ist es doch nicht nur meiner

notorischen Kritiksucht zuzuschreiben,

daÑ mir diese BroschÜre dennoch nicht ge-

fÉllt. Ich mÇchte sie weder Frauen zumu-

ten, die ihre Schwangerschaft austragen,

noch Frauen, die einen Schwangerschafts-

abbruch vor oder hinter sich haben.

Sie enthÉlteim schwer durchschaubares

Geflecht von widersprÜchlichen Informa-

tionen und Anforderungen, die insgesamt

dazu dienen, Frauen zu verwirren und zu

bevormunden. DÜrfen sie denn ein Kind

Überhaupt austragen, wenn sie ihm nicht

pausenlos Mutterliebe und eine sorgen-

freie Umwelt bieten kÇnnen? DÜrfen sie

denn eine Schwangerschaft beenden, wenn

âauch vorgeburtliches Leben personales

menschliches Leben istá?

âNicht nur Abwehrstoffe machen das

Kind lebenstÜchtig. Mindestens genauso

wichtig wie sie sind die GefÜhle, die die

Mutter ihrem ungeborenen Kind entge-

genbringt. Von ihnen hÉngt nicht nur sein

Gedeihen im Uterus ab, sondern auch sei-

ne spÉtere seelische und kÇrperliche Ge-

sundheitá (S. 13). âSchlimmer noch als ge-

legentliche Besorgnis oder Angst ist fÜr den

zarten FÇtus, wenn die Mutter ihn ablehnt.

Sie kann ihn diese negative Einstellung fÜh-

len lassen, indem sie sich selber gesund-

heitlich vernachlÉssigt und damit bewuÑt

oder unbewuÑt das Kind in Gefahr bringt.

Vielleicht fordert sie auch Unfallsituatio-
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nen heraus, treibt in Übertriebener Weise

Sport, versÉumt Voruntersuchungen, zieht

zu enge Kleidung an, oder sie schÉdigt ihr

Kind durch Alkohol, Nikotin und andere

Drogen. Oft ist sie sich Über ihr Verhalten

gar nicht im klaren. Das Kind aber nimmt

ihre Zeichen der Lieblosigkeit aufund wird

in seiner Entwicklung behindert, ja sogar

gefÉhrdet. Die Folgen einer solchen negati-

ven Beziehung offenbaren sich oft sowohl

bei der Geburt als auch im spÉteren Verhal-

ten des Kindesá (S. 13/15).

Dagegen steht eindrucksvoll die Darstel-

lung des bereits in seiner frÜhesten Gestalt

beseelten und sozialen Embryos: âIn sei-

nem eigenen winzigen KÇrper spÜrt der

Embryo (natÜrlich noch ohne BewuÑtsein),

was der KÇrper seiner Mutter an Signalen

Übermittelt: Signale Über ihr Empfinden

und Erlebená(S. 4). âAm Anfang entfalten

sich vor allem Herz und Hirn besonders

rasch. Sie stellen sozusagen die frÜhe KÇr-

per-Seele-Einheit dará (S. 4). Auch die

Sprache betont, daÑ es sich um ein âKindá

handelt, nicht um Embryo oder FÇtus. âAl-

le Erkenntnisse, die hier zusammengetra-

gen worden sind, und noch viele mehr, die

nicht vorgestellt werden konnten, deuten

daraufhin, daÑ wir allen Grund haben, den

FÇtus und auch schon den Embryo als fÜh-

lenden, Erfahrung sammelnden und liebe-

bedÜrftigen Menschen ernstzunehmená

(S. 17.

Also, was soll eine Schwangere tun,

wenn sie nicht garantieren kann, daÑ sie im-

mer liebevoll Über das zukÜnftige Kind

denken wird und wenn ihr Partner seiner

Aufgabe nicht gerecht wird, âdafÜr zu sor-

gen, daÑ die werdende Mutter mÇglichst

frei von seelischen Belastungen leben

kanná (S. 12)?

Was tun, wenn sie ihren Job verliert oder

eine bedrÜckende Arbeit hat, vom Freund

geschlagen wird, keine Wohnung hat, ihr

erstes Kind unter Pseudokrupp leidet oder

sie seit Jahren von Sozialhilfe lebt? Was

tun, wenn sie beabsichtigt, das Kind adop-

tieren zu lassen? Was tun, wenn sie aus me-

dizinischen oder genetischen oder krimino-

logischen GrÜnden vor einem Schwanger-

schaftsabbruch steht? Solchen Frauen

mÜssen die Worte und Bilder zynisch vor-

kommen.

Die Ziele der BroschÜre verstehen wir

erst richtig, wenn wir das Nachwort des

Herausgebers Dr. Heiner GeiÑler lesen:

âIch hoffe, die Information Über das Leben

vor der Geburt trÉgt dazu bei, daÑ mÇg-

lichst viele BÜrger frei und mÜndig ihre

Entscheidungen so zeitig treffen, daÑ der

Konflikt einer unerwÜnschten Schwanger-

schaft vermieden werden kanná. Damit

meint also offenbar Herr GeiÑler: Sie hÉt-

ten eben nicht schwanger werden sollen.

FÜr die Kampagne mit der BroschÜre

Die seelische und kÇrperliche Entwicklung des Kindes im Mutterleib

Katharina Zimmer

Über das Leben vor der Geburt konnten

sehr schnell, so war zu erfahren,

500000DM aus dem Bundeshaushalt be-

reitgestellt werden. Dagegen gehen seit

Jahren die Bundesmittel fÜr vorbeugende

Familienplanungsarbeit zurÜck. Und viel-

leicht geht es auch gar nicht darum, unge-

wollte Schwangerschaften unbedingt zu

verhÜten. Weist doch der Familienminister

auf BeschlÜsse der Bundesregierung in der

PresseerklÉrung, mit der die BroschÜre vor-

gestellt wird, hin, die ab 1. Januar 1986 wun-

derbarerweise bewirken sollen, âdaÑ keine

Frau deswegen, weil sie ein Kind bekommt,

in soziale Not gerÉtá.

Noch einige MerkwÜrdigkeiten am Ran-

de: Gleichzeitig mit der BroschÜre verteilt

das Familienministerium kostenlos das

Buch derselben Autorin: âDas Leben vor

dem Lebená (KÇsel-Verlag, 1984) an Bera-

tungsstellen. In diesem Buch, das offenbar

fÜr die âinformierteá Leserschaft gedacht

ist, gibt sich die Autorin differenzierter. Sie

zeigt VerstÉndnis fÜr den Schwanger-

schaftsabbruch und betont, âdaÑ man dem

heranreifenden Kind nicht çgegené seine

Mutter helfen kanná (S. 36). Sie gibt sich

auch zuweilen nachdenklich: çWie weit das

Kind mit seinen zu diesem Zeitpunkt funk-

tionierenden Systemen bereits çfÜhlté, was

mit ihm geschieht, ob es geliebt, abgelehnt

oder gar gehaÑt wird, wissen wir nicht. Si-

cher ist nur, daÑ dieses frÜhe Erleben Fol-

gen fÜr sein spÉteres Leben hatá (S. 33). In

der BroschÜre wird daraus: âEr (der FÇtus)

fÜhlt wahrscheinlich - aufeine mit unseren

GefÜhlen zwar noch nicht vergleichbaren

Weise -, ob er von seinen Eltern erwÜnscht

und geliebt wird. Sicher ist jedenfalls, daÑ

dieses frÜhe Erleben Folgen fÜr sein spÉte-

res Leben hatá (S. 6). Renate Sadrozinski

Heile Welt

im SÜdwesten

Stellungnahme des ArbeitskreisesSexual-
pÉdagogik Baden-WÜrttemberg der Pro

Familia zu den baden-wÜrttembergischen
Richtlinien zur Geschlechtserziehung in

der Schuleé vom 26. April 1984

Pro Familia hat als Beratungsorganisa-

tion fÜr Sexualberatung und Familienpla-

nung seit drei Jahrzehnten mit demThema

SexualitÉt (âGeschlechtlichkeitáè) zu tun.

Aus den langjÉhrigen Erfahrungen mit Fra-

gen der Partnerschaft, Schwangerschaft,

EmpfÉngnisverhÜtung und sexueller

Schwierigkeiten wurde deutlich, daÑ die

Arbeit schon im Vorfeld der Beratung ein-

setzen muÑ, um spÉtere Probleme zu ver-

meiden. SexualpÉdagogik mit Jugendli-

chen, Mitarbeitern in der Jugendarbeit und

Eltern wurde zur sinnvollen und notwendi-

gen ErgÉnzung der Arbeit von Pro Familia.

âGeschlechtserziehung unterstÜtzt als Teil

der Gesamterziehung die personale Entwick-

lung der Kinder und Jugendlichen, damit die

eigene kÇrperliche und geistig-seelische Ent-

wicklung nicht unvorbereitet erlebt wird. Ge-

schlechtserziehung soll darÜber hinaus zur

Bildung einespersÇnlichen Urteils undzu ver-

antwortungsvollem Handeln befÉhigen.á

So lautet der einleitende Abschnitt zu

denAufgaben der Geschlechtserziehung in

den baden-wÜrttembergischen Richtlinien.

Diese programmatische Aussage deckt sich

mit unseren Vorstellungen einer integrier-

ten Sexualerziehung.

BestÜrzt sind wir darÜber, wie der pro-

grammatische erste Abschnitt der Richtli-

nien in den weiteren AusfÜhrungen StÜck

fÜr StÜck eingeschrÉnkt, zurÜckgenommen

und letztlich ad absurdum gefÜhrt wird.

Wir nehmen dazu in folgenden Punkten

Stellung:

1. âGeschlechtserziehungá soll keine Sonder-

stellung im pÉdagogischen Gesamtkonzept ein-

nehmen, vielmehr soll sie integriert werden,
denn SexualitÉt tangiert viele Bereiche mensch-

lichen Lebens.

Wir sind befremdet, wie mit diesen unbe-

streitbaren Tatsachen kÜnftig an Baden-WÜrt-
tembergs Schulen umgegangen werden soll:

- Geschlechtserziehung ist in der Grund-
schule nicht vorgesehen, Fragen der SchÜler sol-
len mÇglichst rasch (und verschÉmt?) abgehan-
delt werden. Zusatzfragen sind nicht erlaubt (irr-
te Freud mit der Annahme, auch Kinder seien
Sexualwesen?).

- Auch spÉter kommen nur bestimmte Klas-
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sen (5, 9 oder 10) in den âGenuÑá der Ge-
schlechtserziehung, die freilich nur streng biolo-
gische Fakten behandeln darf.

In Klasse 5 schreibt der Lehrplan die Informa-
tion Über PubertÉt vor. Wie ist es zu vertreten,
den SchÜlern nur die Fakten zu vermitteln, ohne
aufihre GefÜhle, ihre Ångste, Erwartungen, Un-
sicherheiten einzugehen, die sie gerade in dieser
Entwicklungsphase aufgrund ihrer kÇrperlichen

VerÉnderungen bewegen?

- Die Ausnahme der Schulen fÜr geistig Be-
hinderte lÉÑt den Verdacht aufkommen, daÑ bei
diesem Personenkreis SexualitÉt noch stÉrker ta-

buisiert und unterdrÜckt werden soll, also im

Unterricht gar nicht zur Sprache kommen darf.

- Ein freiwilliges Unterrichtsangebot, das

nach groÑem HÜrdenlauf zustande kommen

kann, unterstreicht den auÑergewÇhnlichen

Charakter der Geschlechtserziehung. SchÜler,
Eltern, Lehrer mÜssen zusÉtzliche Zeit aufwen-
den, wenn diese Sonderveranstaltung durchge-

fÜhrt werden soll.

Eindeutig ist: Mit diesen Anweisungen soll

ein wichtiger Teil menschlicher PersÇnlichkeits-
entwicklung nicht integriert, sondern so weit wie

mÇglich negiert, verschwiegen, tabuisiert wer-
den.

2. Die Richtlinien, die doch eine Hilfe fÜr den
Lehrer darstellen sollen, verbreiten auf Grund
ihrer widersprÜchlichen Aussagen eher Unsi-
cherheit: Was darf ich mit dem SchÜler bespre-
chen? Wo endet die Geschlechtserziehung, wo
beginnt die unerwÜnschte Sexualerziehung,
welche Materialien sind nicht indiziert, kann ich
Fachleute aus der Praxis hinzuziehen, was sagen
Kollegen, der Schulleiter? Es entsteht eine
AtmosphÉre der Angst, die fÜr viele Lehrer zur
Folge hat, das Thema mÇglichst zu umgehen,
sich nicht in die Nesseln zu setzen, anzuecken.
VerstÉrkt wird diese Haltung durch die Fortbil-
dungen, bei denen die Lehrer einseitig mit den
Vorstellungen des Kultusministeriums vertraut
gemacht werden.

Durch unsere eigenen Pro Familia-Fortbil-
dungsseminare fÜr Multiplikatoren wissen wir,
daÑ zu einer sinnvollen Vorbereitung auf den
Themenbereich Sexualerziehung mehr gehÇrt,
als die Vermittlung von Wissen. Als unverzicht-
barer Bestandteil muÑ die MÇglichkeit zur Refle-
xion der eigenen Einstellung zur SexualitÉt ge-
geben sein. Die Auseinandersetzung mit der ei-
genen psychosexuellen Entwicklung, den inter-
nalisierten Werten und Normen ermÇglicht es
erst, bewuÑter und sicherer aufJugendliche rea-
gieren zu kÇnnen und angemessener auf ihre

Ansichten, Fragen, BedÜrfnisse, Ångste und

Schwierigkeiten einzugehen.

3. Besonders eklatant und erschreckend ist,
welcheRealitÉts- und Praxisferne dieRichtlinien

und ihre Verfasser enthÜllen. Kann man wirklich

Übersehen,

- welchen sexuellen Reizen die Jugendlichen
tÉglich ausgesetzt sind, die unverarbeitet blei-

ben,

- daÑ dieSchule in besonderem MaÑe derOrt

ist, an dem Beziehungen untereinander ge-

knÜpft, Probleme und BedÜrfnisse ausgetauscht

werden, sich Interesse am anderen Geschlecht

entwickelt. Freundschaften, Cliquen entstehen,

- daÑ Eltern oft dem Problem kÇrperlicher
Reifung, PubertÉt, AufklÉrung hilflos gegen-
Überstehen und die Verantwortung von sich
schieben, etwa auf die Schule,

- daÑ die Schule zum AblÇsungsprozeÑ von
den Eltern beitrÉgt und Jugendliche ganz be-
wuÑt andere Ansprechpartner fÜr ihre Probleme
suchen?

Alldiese sozialen, pÉdagogischen und psycho-
logischen Erkenntnisse werden ignoriert, dieJu-
gendlichen mit ihren Erfahrungen, Sorgen und
BedÜrfnissen nicht ernst genommen. Das dÜrfti-
ge Pflichtangebot lÉÑt keinen Raum dazu, be-
schrÉnkt sich aufEinpauken von Wissen. Ein so

eminent wichtiges Thema wie die EmpfÉngnis-

verhÜtung fehlt darin gÉnzlich. UnverstÉndlich,

denkt man an die moralisierende Haltung des
Kultusministeriums zur Frage des Schwanger-

schaftsabbruchs.

Auch im freiwilligen Unterrichtsangebot sind

PluralitÉt und Auseinandersetzung nicht ge-
fragt. So gibt es dort nur die Lebensabschnitte

âvor der Eheá und âEhe und Familieá. Andere

Lebensformen sind nicht erwÜnscht, dÜrfen
nicht in ErwÉgung gezogen, nicht diskutiert wer-

den.

Partnerschaftliche Beziehungen vor der Ehe
sind charakterisiert durch Freundschaft,
SchwÉrmen, Verliebtsein, Liebe. âGeschlecht-

lichkeit als Ausdruck persÇnlichen Verbunden-

seins und Liebeá ist erst im Abschnitt âEhe und

Familieá vorgesehen.

4. Soviel RealitÉtsferne entlarvt die alarmie-
renden politischen Absichten des Verfassers:

Ein rigides, lebens- und menschenfeindliches

Weltbild herrscht vor, das die alte patriarchali-
sche Ordnung und Hierarchie wiederherstellen

will in der Familie, in der Schule, in der Gesell-

schaft. Bejahte SexualitÉt, die selbstverstÉndlich
und selbstbewuÑt gelebt wird, stellt eine Bedro-
hung dar und hat darin keinen Platz. Gefordert

werden Einsicht, ZurÜcknahme, EinschrÉnkun-
gen, Abstinenz - mit streng erhobenem Zeige-
finger.
Die EinschÉtzung, der Mensch werde von ge-

fÉhrlichen Trieben beherrscht, die unter allen

UmstÉnden einzudÉmmen und zu unterdrÜcken
sind, wird wieder aus der Mottenkiste geholt. Po-
sitive Aussagen, nÉmlich daÑ SexualitÉt etwas
Lebenswertes, Befreiendes oder gar Lustvolles
fÜr den Menschen ist, kommen nicht vor.

Wir wenden uns mit Nachdruck gegen

diese Richtlinien, die wieder alte ZwÉnge

einfÜhren, die SchÜler nicht zu Eigenver-

antwortlichkeit, kreativen Auseinanderset-

zungen und tolerantem Verhalten ermuti-

gen, sondern auf konservative, starre Nor-

men einschwÇren.

Wir protestieren gegen die armselige

Auffassung von SexualitÉt, die ihre Funk-

tion nur in âPartnerbindung und Fortpflan-

zungá sieht.

(Der Text der Richtlinien kann angefordert werden
vom Arbeitskreis SexualpÉdagogik Baden-WÜrttem-
berg, Helmut Koerner, c/o Pro Familia, BertoldstraÑe
63, 7800 Freiburg.)

Aus Zeitschriften

Durch den Bund wurde mit Gesetz vom

13. Juli 1984 eine Bundesstiftung errichtet.

Eine verfassungsrechtliche WÜrdigung

kommt zu dem SchluÑ, daÑ die Verwal-

tungskompetenzen der LÉnder nicht hin-

reichend beachtet wurden.

Michael Borchmann: Bundesstiftung

âMutter und Kindá - ein unzulÉssiger

Eingriff in den Verwaltungsraum der

LÉnder. In: Die Äffentliche Verwaltung,

Heft 21, November 1984, S. 881-884.

Das Grundgesetz geht entsprechend

dem fÇderativen Prinzip grundsÉtzlich da-

von aus, daÑ die AusÜbung der staatlichen

Befugnisse und die ErfÜllung der staatli-

chen Aufgaben Sache der LÉnder ist. Es

weist nur einenrelativ kleinen Aufgabenka-

talog der bundeseigenen Verwaltung zu.

Will der Bund sich staatlicher Einrichtun-

gen der LÉnder bedienen, so sieht das

Grundgesetz hierfÜr die Bundesauftrags-

verwaltung vor. Die tatsÉchlich fÜr diese

Bundesstiftung gewÉhlte Form muÑ dage-

gen als verfassungswidrig gewertet werden.

Der BeschluÑ des 10. Gewerkschaftsta-

ges der Gewerkschaft Çffentliche Dienste,

Transport und Verkehr zum $ 218 StGB hat

eine lebhafte und keineswegs beendete

Diskussion auch unter den Mitgliedern

ausgelÇst. Zu den zahlreichen Leserzu-

schriften gehÇrt die von:

Sigrid Wieja: âNicht einmischená. In:

Das Çtv-magazin, Nr. 1, Januar 1985,

S.7.

Darin heiÑt es: âAus den Leserbriefen,

die sich gegen den Antrag 964 richten, kann

ich nur mÉnnliche Arroganz und Unwis-

senheit herauslesen.

- Welcher Mann stellt denn schon fest,

daÑ er zum Beispiel zum dritten Mal

schwanger ist?

- FÜr welchen Mann stellt sich bei einer

Schwangerschaft denn die Frage: Was wird

aus meinem Beruf?

- Welcher Mann kÜmmert sich nach der

Geburt des Kindes mit seiner ganzen Kraft

und Energie um die Pflege und Erziehung

des Kindes, obwohl er vielleicht lieber an

seinen Arbeitsplatz zurÜck mÇchte?

Frauen gesteht man die Gewissensent-

scheidung, wie sie mit werdenden Men-

schenleben umgehen, nicht zu! MÉnner,

die den Kriegsdienst mit der Waffe nicht

verweigern, also auch das TÇten von Men-

schen lernen, haben offensichtlich eine mo-

ralisch und ethisch anerkannte Gewissens-

entscheidung getroffen.

Solange sich MÉnner, aus welchen GrÜn-

denauch immer, zum TÇten vonMenschen

ausbilden lassen, sollen sie sich nicht in die

Gewissensentscheidung der Frauen einmi-

schená J.H.
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Im Dezember 1984 fand eine Fachta-

gung Über Weibliche SexualitÉt und Bera-

tungskonzepte statt. Das einfÜhrende Re-

ferat hielt Andrea Hettlage-Varjas aus Basel

zum Thema âFrauen zwischen Wunsch,

Angst und Trostpflaster - neuere psycho-

analytische Aspekte zur weiblichen Eman-

zipation und SexualitÉtá. Dieses Referat be-

zog sich aus psychoanalytischer Sicht auf

die Probleme der sexuellen Entwicklung

und Emanzipation von Frauen in einer po-

laren Gesellschaft (Mann/Frau). Sie ging

vor allem aufdie psychischenBarrieren von

Frauen ein, die sich auch bei gÜnstigen so-

zialen Voraussetzungen ihrer Emanzipa-

tion entgegenstellen. Am Abend folgte

eine Diskussion mit Barbara Sichtermann,

Berlin, Über verborgene Motive von

Frauen, die zum Austragen oder zum Ab-

bruch einer Schwangerschaft motivieren

kÇnnten. Frau Sichtermann kritisierte den

Begriff der sozialen Indikation, dem sie

stÉrker persÇnliche und intime Motive fÜr

die Entscheidung zu oder gegen eine

Schwangerschaft gegenÜberstellte. Sie

zeigte nicht-objektivierbare und nicht-judi-

fizierbare GrÜnde fÜr den Abbruch einer

Schwangerschaft auf.

Am zweiten Tag fanden vier Arbeits-

gruppen statt. Zwei Gruppen beschÉftigten

sich mit feministischen Alternativen zur

Beratung von Frauen (Feministisches

Frauen-Gesundheitszentrum, Berlin, und

Frauentherapie-Zentrum, MÜnchen), eine

mit den Problemen der Sexualberatung

von AuslÉnderinnen in der Bundesrepublik

(unter Leitung von Prof. Rita Rosen, Wies-

baden) und eine mit dem Zusammenhang

von weiblicher SexualitÉt und Familienpla-

nungsverhalten (unter Leitung von Dr. Sil-

via Kontos, Frankfurt).

Konsequenzen fÜr

die weitere Arbeit

In der AbschluÑdiskussion der Tagung

ergaben sich folgende Konsequenzen fÜr

die weitere Arbeit der Pro Familia, die hier,

ohne einem endgÜltigen AbschluÑbericht

schon vorgreifen zu wollen, in folgenden

Punkten festgehalten werden kÇnnen:

1. Es ist zu fragen, ob die von der Pro Fa-

milia weithin vertretene moralisch-norma-

tive Orientierung an der Verantwortung der

Frauen zurVerhÜtung noch lÉnger so unge-

brochen aufrecht erhalten werden kann.

Die Chance, relativ zuverlÉssige VerhÜ-
tungsmittel zur VerfÜgung zu haben, war

lange Zeit auch eine Chance zurEmanzipa-

tion von den sozialen ZwÉngen, die weibli-

che Fruchtbarkeit mit sich bringt. Heute

wird immer deutlicher, daÑ mit diesen Ver-

hÜtungsmitteln auch Formen der tech-

nisch-rationalen Kontrolle einer MÉnner-

gesellschaft ein Beherrschungsinstrument

fÜr Frauen sein kÇnnen. Die einseitige

Orientierung an der folgenlosen SexualitÉt

von Frauen verstellt den Blick dafÜr, daÑ

weibliche Fruchtbarkeit, zumindest histo-

risch gesehen, auch ein Autonomie-Mo-

ment enthÉlt. Die Macht von Frauen be-

stand in ihrer FÉhigkeit, Kinder zu gebÉren.

Diese FÉhigkeit ist heute in eine UnfÉhig-

keit zurVerhÜtung umdefiniert worden. Je-

de Frau, die sich der rationalen Kontrolle

ihres KÇrpers widersetzt, gilt als unaufge-
klÉrt, Beratung ist blind geworden fÜr den

Zusammenhang zwischen Fruchtbarkeit

und Sexuallust. (Fruchtbarkeitslust bei

Frauen ist tabu - PotenzÉngste bei MÉn-

nern sind verstÉndlich!)

Die Diskussion dieses sehr brisanten

Themas zeigte, daÑ es einer gefÉhrlichen

gleichkommt, Über

Fruchtbarkeit und weibliche SexualitÉt zu
sprechen, ohne in modische Mystifikatio-
nen von weiblicherPotenz zu verfallen. FÜr

Beratung bleibt es weiterhin notwendig,

AufklÉrung Über VerhÜtungsmethoden zu

verbreiten und dabei auch schichtspezifi-

sche Verhaltensunterschiede zu berÜck-

sichtigen; dennoch begibt sich ein an Ver-
antwortung einseitig orientiertes Konzept

von Beratung in Gefahr, Frauen einer tech-

nisch-rationalistischen Kontrolle, die eine

MÉnnergesellschaft hervorgebracht hat,

nur auf einer weiteren Stufe der Beherr-

schung, unterzuordnen.

2. Es ist unter Beraterinnen weithin

unklar, in welchem VerhÉltnis sich profes-

sionelle Beratung zur Selbsthilfe von

Frauen zur Wiedergewinnung ihrer weibli-

chen FÉhigkeiten und ihrer eigenen Sexua-

litÉt verhÉlt. Professionelle Beratung zur

UnterstÜtzung oder Initiierung von Selbst-

hilfegruppen fÜr Frauen wird dann proble-

matisch, wenn sie in der Gruppe ohne pro-

fessionelle Distanz aufgeht. BehÉlt sie aber

diese Distanz, reprÉsentiert sie zugleich

auch immer ein Moment von Kontrolle

dieser Gruppe, die von sich ausjagerade an

der Selbstbestimmung orientiert ist. Hier-

bei wurden grundsÉtzliche Probleme des

VerhÉltnisses von ProfessionalitÉt und

Selbsthilfe deutlich.

3. Inwieweit Einzel- oder Gruppenbera-

tung geeignete Formen fÜr Beratung zur

weiblichen SexualitÉt sein kÇnnen, war

ebenfalls nicht zu klÉren. Gruppenbera-

tung schÜtzt solange nicht vor der Kontrol-

le durch die Beraterin, solange sie Zielvor-

gaben Über sogenannte richtige oder fal-

sche weibliche SexualitÉt im Kopf behÉlt.

Dagegen muÑ auch Einzelberatung nicht

unbedingt selbstÉndige Lernprozesse von

Frauen behindern, nur weil die âwissendeá

Beraterin Über professionelle Techniken

verfÜgt. Gruppenberatungen von vornhe-

rein als emanzipatorischer zu bezeichnen

als Einzelberatung, erschien den anwesen-

den Teilnehmerinnen nicht gerechtfertigt.

Ambivalenzen

Es war meines Erachtens ein Vorteil der

Tagung, daÑ sozioÇkonomische Aspekte

der Lage von Frauen in weiten Bereichen

aus der Diskussion ausgeklammert blie-

ben, so daÑ weibliche SexualitÉt als gesell-

schaftliches PhÉnomen generell in den

Blick rÜcken konnte. So war es mÇglich,

sich grundsÉtzlich sehr ambivalenten Fra-

gestellungen zu nÉhern. Es wurde zugleich

deutlich, daÑ vielzu wenig darÜber bekannt

ist, wie sich Frauen in einerjeweils konkre-

ten sozialen Situation und im Zusammen-

hang mit ihrer jeweils spezifischen Lebens-

phase ihr Bild von sich selbst und ihrer Se-

xualitÉt machen. Gerade weil Tendenzen

zur Mystifikation von weiblicher Frucht-

barkeit und SexualitÉt verbreitet sind, wird

es notwendig sein, in den Fortbildungsver-

anstaltungen in Zukunft stÉrker darauf zu

achten, daÑ Beraterinnen lernen, sensibler

zu werden fÜr Spannung zwischen ihrem

Modell einer aufgeklÉrten und selbstbe-

wuÑten Frau oder ihrer unausgesproche-

nen und unbewuÑten Verachtung fÜr die

unaufgeklÉrte Frau, sowie ihrer eigenen

Ambivalenz in Bezug auf ihre ungewissen

und bewuÑtseinsfernen WÜnsche nach

Freiheit und Unkontrollierbarkeit.

Ein ausfÜhrlicher Tagungsbericht mit

den Referaten und Arbeitsgruppenergeb-

nissen wird als Pro Familia-Materialien im

Laufe dieses Jahres verÇffentlicht werden.

Monika Simmel-Joachim
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gung gestellt hat.

Karl-Peter Giese

Vor derJahrhundertwende wurden neue

Methoden zur Geburtenplanung von Me-

dizinern entwickelt. In den zwanziger Jah-

ren unseres Jahrhunderts erfolgte dann die

organisierte Ehe- und Sexualberatung, in

Beratungsstellen, die von Wohlfahrtsver-

bÉnden, VersicherungstrÉgern, von Stadt-

und Landkreisen oder auch von privaten

Vereinigungen gegrÜndet wurden.

Zu den Zielen der Beratung gehÇrten:

- Entscheidungsfreiheit der Frau, Frei-

willigkeit der Mutterschaft, Gleichstellung

der ledigen Mutter, Schutz gegen die Ab-

treibung.

Nach SchÉtzungen starben etwa 50000

Frauen pro Jahr an den Folgen krimineller

Aborte. Um diese âAbortseucheá zu be-

kÉmpfen, sollten zweiWege gleichzeitig ge-

gangen werden:

- Ersatzlose Streichung des$ 218 StGB,

- AufklÉrung Über und Anwendung von

verhÜtenden MaÑnahmen und allgemeine

Verbesserung der gesundheitlichen und so-

zialen VerhÉltnisse.

Als erste erreichte es Herta Riese in

Frankfurt am Main, daÑ PrÉventivmittel

zur kassenÉrztlichen Verordnung zugelas-

sen wurden, 1933 war dies auch in Berlin

und Breslau mÇglich. Viele Mediziner be-

schÉftigten sich eingehend mit den Proble-

men der Geburtenregelung und Sexualbe-

ratung. Walter Stoeckel, Berlin, stellt
GrundsÉtze fÜr âdie KonzeptionsverhÜ-

tung als Gegenstand des klinischen Unter-

richtsá auf. Hugo Sellheim, Leipzig, fordert

einen Ausbau der Ehe- und Sexualbera-

tungsstellen undL. Fraenkel, Breslau, leitet

den GynÉkologen-KongreÑ in Frankfurt,

der sich ausschlieÑlich mit den Fragen der

KonzeptionsverhÜtung befaÑt. \

1933 wurden viele der beratenden Arzte

mit Berufsverbot belegt und die Beratungs-

stellen zwangsweise geschlossen.

Geschichtliche Entwicklung

Vor dem Ersten Weltkrieg gab es in

Deutschland zwei verschiedene StrÇmun-

gen, aus denen spÉter Ehe- und Sexualbera-

tungsstellen hervorgingen. Zum einen han-

delt es sich hierbei um die amtlichen Ehe-

beratungsstellen, die eine EheeignungsprÜ-

fung im eugenischen Sinne vornahmen.

Aufder anderen Seite gab es viele Vereini-

gungen und VerbÉnde, die sich mit der Si-

tuation der Frauen in der Familie und der

Gesellschaft befaÑten. In den zwanziger

Jahren arbeiteten Årztinnen und auch Årz-

te als Berater bei Ehe- und Sexualproble-

men mit.

Der Deutsche Bund fÜr Mutterschutz

Sexualreform wurde 1905 von Dr. phil. He-

lene StÇcker in Dresden gegrÜndet. Er

kÉmpfte fÜr die Gleichberechtigung der

Frauen in Ehe, Familie und Gesellschaft

ebenso wie fÜr die rechtliche Gleichstel-

lung der ledigen Mutter. Bei der Sexualbe-

ratung ging es um Freiheit der Frau, die

Freiwilligkeit der Mutterschaft und um den

besten Schutz gegen die Abtreibung.

In Dresdenwurde im AnschluÑ an den4.

Internationalen KongreÑ fÜr Geburtenre-

gelung im Jahre 1911 das âKomitee fÜr Ge-

burtenregelungá gegrÜndet, etwa ein Jahr

vor der GrÜndung der âAmerikanischenLEi-

ga fÜr Geburtenregelungá durch Margret

Sanger. Die ersten erfolgreichen AnfÉnge,

um 1878, eine Beratungsstelle fÜr Gebur-

tenregelung einzurichten, sind aufDr. Alet-

te Jacobs, Amsterdam, zurÜckzufÜhren.

Auf einem internationalen KongreÑ in

New York im Jahre 1925 berichtet sie Über
eine vierzigjÉhrige Erfahrung!

In den GroÑstÉdten Berlin, Hamburg,

Frankfurt, Mannheim und Breslau wurde

seit 1924 in den Ehe- und Sexualberatungs-

stellen des Bundes fÜr Mutterschutz Érztli-

cher Rat in Fragen der GeburtenverhÜtung

erteilt. Zuvor war dies nur im Institut fÜr

Sexualwissenschaft in Berlin mÇglich.

Dieses Institut war 1919 von Magnus

Hirschfeld gegrÜndet worden und wurde

bis 1933 von ihm geleitet. Auch die Arbei-

terwohlfahrt, politische und karitative Ver-

bÉnde luden zu AufklÉrungsveranstaltun-

gen ein und errichteten zusammen mit ih-

nen nahestehenden Årzten Ehe- und Se-

xualberatungsstellen. (Marie Juchacz,

1929, Henni Lehmann, 1932.)

Um 1927 wurden die Sexualberatung

und die Geburtenregelung auch in den

amtlichen Eheberatungsstellen durchge-

fÜhrt. Dies war sowohl ein Ergebnis der

starken Nachfrage in der BevÇlkerung als

auch Erfolg engagierter Mediziner. In

einem Vortrag vor dem Landesgesund-

heitsamt Dresden fordert der Direktor der

UniversitÉts-Frauenklinik Leipzig, Ge-

heimrat Prof. Dr. Hugo Sellheim 1927:

âEhe- und Sexualberatungsstellen... mÜs-

sen aus kleinen AnfÉngen heraus zu einer

sozialhygienischen Orientierungs-, Bera-

tungs-, Volksbildungs- und Erziehungsan-

stalt aller erstenRanges ausgebaut werdená

Sellheim hÉlt die Ehe- und Sexualberatung

fÜr den wichtigsten Weg, das VolksunglÜck

des kriminellen Abortes einzuschrÉnken,

und er kritisiert, daÑ viele Arzte sich bisher

viel zu vornehm befunden haben, sich um

das Sexualelend des Volkes zu kÜmmern.

Aus der Enquete Über die Ehe- und Se-

xualberatungsstellen in Deutschland mit

BerÜcksichtigung der Geburtenregelung

(Lotte Neisser-Schroeter, 1928) geht hervor,

daÑ im Jahre 1928 bereits zweihundert Be-

ratungsstellen in Deutschland eingerichtet

waren, doch nur wenig Über zehntausend

Personen beraten wurden. TrÉger der mei-

sten dieser Beratungsstellen waren die

Stadt und Landkreise, 14 Stellen befanden

sich in HÉnden der freien Wohlfahrtspfle-

ge. Die Beratungsstelle in Breslau wurde

vom VersicherungstrÉger unterhalten, in

Kiel vom stÉdtischen Gesundheitsamt, zu-

sammen mit der Ortskrankenkasse.

Beratung und Methoden

zur Geburtenregelung

Der erste Årztekurs Über Geburtenrege-

lung wurde 1928 in Berlin abgehalten; hier

berichtete Kurt Bendix (1928), derauch Or-

ganisator dieser Veranstaltung war, Über die

fÜnf Beratungsstellen der Krankenkassen

in Berlin: Årztinnen in Zusammenarbeit

mit FÜrsorgerinnen hielten die Sprechstun-

denab,Schwangerschaftsunterbrechungen

wurden in den Beratungsstellen nicht

durchgefÜhrt, die GrÜnde fÜr eine Emp-

fÉngnisverhÜtung lagen in erster Linie in

der wirtschaftlichen Notsituation. Die Rat-

suchenden waren hauptsÉchlich Kassen-

mitglieder und deren FamilienangehÇri-
gen. Etwa zehn Prozent der beratenen

Frauen waren nicht schwanger. Der Alters-

gipfel lag zwischen 26 und 30 Jahren.

Zu den empfohlenen Methoden gehÇrte

inerster Linie dasScheidendiaphragma mit

zusÉtzlich zu benutzender spermazider

Salbe; operative Sterilisierung wurde in

AusnahmefÉllen empfohlen; ebenso derIr-

rigator zur postcoitalen ScheidenspÜlung.
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Die Zeitwahlmethode nach Knaus und die

Anwendung der von GrÉfenberg weiterent-

wickelten Intrauterinpessare fanden nur in

begrenztem Umfang Anwendung. Metho-

den, die allein vom Mann zu kontrollieren

waren, wie der coitus interruptus und auch

das Kondom, sollten nicht Über einen lÉn-

geren Zeitraum angewandt werden, um die

ErlebnisfÉhigkeit der Frauen nicht negativ

zu beeinflussen. In allen beratenden

GesprÉchen wurde betont, daÑ eine hun-

dertprozentige Sicherheit mit den vorhan-

denen Methoden nicht erzielt werden

konnte.

In ihrem Beitrag betonte Martha Ruben-

Wolf, daÑ es sich gerade bei der Geburten-

regelung um einen typischen åbergang

von der alten Form der Krankheitsbehand-

lung zu der modernen Form der Prophyla-

xe in Verbindung mit medizinischer Auf-

klÉrung handelt. Sie fordert eine wissen-

schaftliche PrÜfung der PrÉparate auf ihre

UnschÉdlichkeit. (M. Ruben-Wolf, 1928).

Die Kosten dieser vorbeugenden MaÑ-

nahmen wurden zunÉchst in Frankfurt -

das war besonders dem unbeugsamen Ein-

satz von Herta Riese zu verdanken - spÉter

in Berlin und Breslau von den Krankenkas-

sen Übernommen. (F. E. Hirsch, 1931).

In VerÇffentlichungen (J. H. Leunbach,

1930, L. Fraenkel, 1931) wird daraufhinge-

wiesen, daÑ die AufklÉrung Über empfÉng-

nisverhÜtende Mittel eine Érztliche Auf-

gabe ist und nicht den GeschÉftsleuten

Überlassen werden sollte. Hans Harmsen

(1930) berichtet Über die Fachkonferenz fÜr

Geburtenregelung, zu der die Arbeitsge-

meinschaft fÜr Volksgesundung e. V. einge-

laden hatte. In dieser Arbeitsgemeinschaft

waren 350 Wohlfahrts-, Frauen- und Ju-

gendverbÉnde vereinigt. Der Direktor der

UniversitÉts-Frauenklinik Berlin, Geheim-

rat Prof. Dr. Walter Stoeckel, faÑte das Er-

gebnis der Sitzung zusammen: Eine sachli-

che, von allen Nebenabsichten freie Auf-

klÉrung ist notwendig, Richtlinien sowohl

fÜr die Anwendung der Mittel selbst, als

auch fÜr die Behandlung dieser Fragen im

akademischen Unterricht mÜssen aufge-

stellt werden, und die PrÜfung einer SchÉd-

lichkeit gegenwÉrtig angepriesener Mittel

erscheint unbedingt erforderlich.

In seinem Aufsatz âDie Konzeptionsver-

hÜtung als Gegenstand des klinischen Un-

terrichtsá weist Stoeckel (1931) darauf hin,

daÑ zur DurchfÜhrung der Kontrazeption

die Indikationsstellung erforderlich ist:

âEin indikationsloses Handeln vertrÉgt sich

auch hier nicht mit der richtigen Érztlichen

Berufsauffassungá Er unterscheidet die

Érztliche (medizinische), die eugenische

und die soziale Indikation. âDie Schwan-

gerschaftsabneigung der Frau ist fÜr den

Arzt keine Indikation fÜr konzeptionsver-

hÜtende MaÑnahmená

Gegen den

Paragraphen 218 StGB

Nach SchÉtzungen von W. Liepmann

(1925) wurden in Deutschland jÉhrlich etwa

800.000 kriminelle Aborte durchgefÜhrt; an

den unmittelbaren Folgen starben etwa

50000 Frauen, und eine noch grÇÑere Zahl

von Frauen litt an schweren, langwierigen,

oft tÇdlichen Nachkrankheiten (L. Levy-

Lenz, 1926; M. Rodecurt, 1931) (Bei einer

jÉhrlichen Geburtenzahl von 1,5 Millionen

starben etwa 6000 Frauen an Geburtskom-

plikationen). Um diese âAbortseucheá be-

kÉmpfen zu kÇnnen, wurden zwei Wege

gleichzeitig beschritten: Zu einem sollte die

ersatzlose Streichung des $ 218 erreicht

werden und zum anderen sollten die Auf-

klÉrung verstÉrkt, die Anwendung emp-

fÉngnisverhÜtender MaÑnahmengefÇrdert

und die allgemeine Verbesserung der sozia-

len VerhÉltnisse erreicht werden.

So beschloÑ der RechtsausschuÑ des

sÉchsischen Landtages einstimmig, einen

Antrag in den Reichstag einzubringen, in

dem die Freigabe der Abtreibung gefordert

wird. (H. Sellheim, 1928). Eine Eingabe an

den Reichstag und seinen Strafrechtsaus-

schuÑ wurde 1930 von 356 Berliner Arztin-

nen, das waren dreiviertel aller in Berlin

lebenden Arztinnen, unterzeichnet. (A.

Durand-Wever 1930).

In Altenburg in ThÜringen war, von Kol-

legen denunziert, Dr. H. Kanter angeklagt,

in 35 FÉllen gegen den Wortlaut des$ 218

verstoÑen zu haben. Die SachverstÉndigen

Prof. Liepmann, Dr. Teilhaber und Ge-

heimrat Sellheim bestÉtigten Übereinstim-

mend, daÑ der angeklagte Arzt sozial und

menschlich, wenn auch nicht immer klug

gehandelt hatte. Er wurde freigesprochen.

Viele der betroffenen Frauen wurden ohne

Gerichtsverhandlung mit Strafmandaten -

drei Monate GefÉngnis mit BewÉhrungs-

frist - verurteilt. (H. StÇcker, 1929).

FÜr AufklÉrung und Prophylaxe

Bei den prophylaktischen MaÑnahmen

wurden die Verantwortlichkeit von Frau

und Mann betont. Lotte Fink (1931) beton-

te, daÑ die Befolgung der VerhÜtungsvor-

schriften im Zusammenhang mit dem Ver-

antwortungsbewuÑtsein der Frau steht.

Die Situation der Frau in Ehe und Gesell-

schaft wurde durch angewandte Geburten-

regelung zu ihren Gunsten geÉndert. FÜr

J.H. Leunbach (1928) waren Gegner der

Geburtenregelung gleichzeitig Gegner der

Gleichberechtigung der Frau. Seiner Mei-

nung nach konnte mit den Methoden der

Kontrazeption die sogenannte Sexualnot

beseitigt und die Prostitution verhindert

werden. Durch die Anwendung von VerhÜ-

tungsmethoden, die nicht vom Mann ab-

hÉngen, wurde den Frauen freiere sexuelle

ErlebnisfÉhigkeit ermÇglicht.

Nach 1933

Nach der Machtergreifung durch die Na-
tionalsozialisten wurden die Ehe- und Se-

xualberatungsstellen geschlossen, das In-

stitut fÜr Sexualwissenschaft in Berlin zer-

stÇrt. Viele der engagierten Arzte erhielten
Berufsverbot, und sie muÑten emigrieren

wie Magnus Hirschfeld, Julius Hodann,
Herta Riese, Lotte Fink, Ludwig Fraenkel,

Hans Lehfeld und Ernst GrÉfenberg, oder
sie suchten den Freitod wie Kurt Bendix.

Ein erneuter Aufbau von Ehe- und Sexual-

beratungsstellen fand nach Kriegsende nur

sehr zÇgernd statt.
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PlanungfÜr die

Bundesarbeitstagung 1985

Der Bundesvorstand hat sich in seiner

Januar-Sitzung mit der Gestaltung der

Bundesarbeitstagung 1985 befaÑt. Das

Thema dieser Fachtagung wird sein:

çâWechselbeziehungen zwischen Familien-

planung und BevÇlkerungswissenschaft

und BevÇlkerungspolitiká. Nach einem ein-

fÜhrenden Referat, das die Thematik in ih-

rem Zusammenhang erlÉutert, wird einRe-

ferat die Geschichte, Struktur und Arbeit

des Internationalen Verbandes fÜr geplante

Elternschaft darstellen. Danach soll die

Frage gestellt werden: Erzeugt unkontrol-

liertes BevÇlkerungswachstum Raubbau

und Verelendung? SexualitÉt und BevÇlke-

rungspolitik im Nationalsozialismus ist das

Thema eines weiteren Referates. Die âBe-

ratung Fremderá soll an Beispielen aus der

Pro Familia-Arbeit dargestellt werden. Ar-

beitsgruppen zu nationalen und internatio-

nalen Aspekten des Gesamtthemas sind

weiterhin vorgesehen. Materialien zur Ein-

fÜhrung in die Thematik werden rechtzei-

tig an die Teilnehmer verschickt werden.

Inseminationen bei

Pro Familia in Bremen

Ab Dezember 1984 wird im Beratungs-

zentrum der Pro Familia Bremen die kÜnst-

liche Befruchtung (heterologe Insemina-

tion) durchgefÜhrt. Dabei stÜtzt man sich

auf Erfahrungen in den Niederlanden und

in den USA. Es werden Samen von Spen-

dern verwendet, âbei denen keine schwer-

wiegenden Krankheiten bekannt sindá, wie

es in einem Faltblatt heiÑt. âDie Kosten fÜr

die kÜnstliche Befruchtung wÉhrend eines

Zeitraums von sechs Inseminationszyklen

betragen DM 800,-.á Die Samenspender

erhalten keine Bezahlung.

SpÉtestens seit der Mitgliederversamm-

lung 1984 wird im Rahmen der Auseinan-

dersetzung mit Reproduktionstechniken

auch die heterologe Insemination in der

Pro Familia diskutiert. In Bremen wird sie

als ein Bestandteil des Konzepts sexueller

Selbstbestimmung des Menschen angese-

hen. Der Vorstand des Landesverbandes

Bremen wird fÜr die Ausgabe 3/1985 eine

Darstellung dieser neuen Dienstleistung
schreiben. Jh

BeschluÑ des Vorstands:

åber neue Konzepte informieren

Der Bundesvorstand hat sich auf seiner

Januar-Sitzung mit einer Reihe von Aspek-

ten der Planung und Finanzierung der Ar-

beit des Verbandes befaÑt. Er hat beschlos-

sen: âDer Bundesvorstand fordert die Lan-

desverbÉnde auf, rechtzeitig Über das Kon-

zept neuer Arbeitsbereiche zu informie-

rená Damit soll sichergestellt werden, daÑ

neue ArbeitsansÉtze, die im Bereich eines

Landesverbandes aufgenommen werden

sollen, im Gesamtverband rechtzeitig dis-

kutiert werden kÇnnen.

AbbrÜchejetzt auch

in RÜsselsheim mÇglich

Im Pro Familia-Zentrum RÜsselsheim

(LahnstraÑe 20, Tel. 06142) sind seit An-

fang des Jahres auch Schwangerschaftsab-

brÜche mÇglich. Die AbbrÜche werden

nach Voranmeldung montags und diens-

tags vorgenommen, fÜr eine Nachsorge ist

gesorgt. In einem Rundschreiben weist das

Zentrum daraufhin, daÑ es keine Bevorzu-

gung von Frauen gibt, die ihre Indikations-

stellung bei Pro Familia erhalten haben.

Der Abbruch kostet fÜr Nichtversicherte

230 Mark, bei gesetzlich oder privat Versi-

cherten wird nach dem Üblichen Verfahren

abgerechnet. Das Zentrum versteht sich in

erster Linie als Einrichtung fÜr RÜssels-

heim und Umgebung.

Infostandfand star-

kes Interesse

Viel Beachtung fand ein Informations-

stand in der Freiburger Innenstadt unter dem

Motto âVerhÜtung ist auch MÉnnersacheá.

Vorbereitet wurde er vom ArbeitskreisfÜr Of-

fentlichkeitsarbeit der Freiburger Pro Fami-

lia. Auf8Schautafeln gab es viel zu lesen und

anzuschauen: Provozierendes und Ermuti-
gendes. BefÜrchtete negative Reaktionen von

Passanten blieben fast ganz aus, im Gegen-

teil: viele lasen die verschiedenen Artikel von

A bis Z. Ein extra gedruckter Handzettel mit

Hinweis auf die MÉnnersprechstunde und

dem Foto vom schwangerenMann erwies sich

als gute MÇglichkeit, die Leute neugierig zu

machen. Beratungsstellen, die Ahnliches pla-

nen, kÇnnen gerne nÉhere Informationen er-

halten bei: Pro Familia, Bertoldstr. 63, 78

Freiburg (Wolfgang Friederich).

Foto: Friederich
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GroÑe

Nachfrage

nach

VerhÜtungs-

mittelkoffer

Seit der Bundes-

arbeitstagung 1984

gibt es wieder den

Pro Familia-VerhÜ-

tungsmittelkoffer.

DaÑ dieses Projekt

so gut lÉuft, hatten

wir kaum erwartet.

In den letzten Mo-

naten des Jahres

1984 nahmen die

Anfragen immer

mehr zu: Schulen,

Jugendeinrichtun-

gen, Beratungsstel-

len (auch von Pro Familia) bestellen den

Koffer. Da kein Lehrmittelverlag etwas

Éhnlich Praktisches fÜr die AufklÉrungsar-

beit im Programm hat, wird der Pro-Fami-

lia-VerhÜtungsmittelkoffer auch in nÉch-

ster Zeit nachgefragt werden.

Koifer .#

Die Familienplanungsarbeit von Pro Fa-

milia wird mit dem Koffer bekannter. Er

kommt in die Biologiesammlung und in

den Unterricht, erreicht also viele junge

Menschen, die vielleicht bis dahin noch

nichts von Pro Familia wuÑten.

Das Familienplanungszentrum Hamburg

(FPZ) hat im Streit mit der KassenÉrztli-

chen Vereinigung Hamburg (KVH) um

einen Institutsvertrag einen ersten Sieg er-

rungen: Ab 1. 1. 1985 gilt der Vertrag zwi-

schen dem FPZ und der KVH, der es uns

erlaubt, Leistungen im Zusammenhang

mit ambulantem Schwangerschaftsab-

bruch Über die Krankenkassen abzurech-

nen. Dies ist das Ergebnis von 2% Jahren

zÉher Verhandlungen. Leider entspricht

der Vertrag nicht in allen Teilen unseren Er-

wartungen:

@ê WirkÇnnen nur mitdenRVO-Kassen

abrechnen; Über die Einbeziehung der Er-

satzkassen befinden wir uns im Rechtsstreit

mit derKVH. Nach dem wir im Mai 1984 in

erster Instanz gewonnen haben, ist die

KVH in die Berufung gegangen. Auf die

endgÜltige Entscheidung werden wir mÇg-

licherweise jahrelang warten mÜssen.

ê Die Frauen mÜssen einen åberwei-

sungsschein, ausgestellt aufs FPZ, vorlegen.

ë AuÑerdem gibt es eine Reihe von un-

tergeordneten Vertragsklauseln, die uns

nicht gefallen.

Dennoch ist der Institutsvertrag ein er-

ster Erfolg. Die Arzteschaft in Hamburg

sieht das jedenfalls so. Mit einer heftigen

StÇrkampagne direkt vor dem BeschluÑ der

Vertreterversammlung der KVH wollten

z.B. der Berufsverband der FrauenÉrzte

und der Hartmannbund in Hamburg die

Unterzeichnung schlieÑlich doch noch ver-

hindern: Briefe an die Delegierten, Çffentli-

che Verlautbarungen in der Presse und im

Fernsehen Über die Rechtswidrigkeit und

die åberflÜssigkeit des FPZ gehÇrten dazu.

Auch die KVH ÉuÑerte sich nach dem Be-

schluÑ: Wir seien ÜberflÜssig, allerdings

mÜsse man âdiese KrÇte schluckená, da die

Rechtslage eindeutig dazu zwinge.

Der Berufsverband der FrauenÉrzte

Hamburg forderte danach seine Mitglieder

Pro Familia-Beratungsstellen kÇnnen

(wie wir es auch weiterhin tun) den Koffer

im Rahmen ihrer Äffentlichkeitsarbeit an

Schulen, Jugendeinrichtungen und sonsti-

ge Gruppen verleihen.

Der komplette Koffer mit

- Dose mit Kondomen

- Dose mit Pillenpackungen (leer aus

arzneimittelrechtlichen GrÜnden)

- Dose mit SchaumzÉpfchen

- Dose mit Diaphragma, Creme, Ein-
fÜhrstab und Applikator

- Dose mit Binden, Tampons
- Speculum (Plastik)

- Schwangerschaftstest

- Heft mit Temperaturtabellen

- Heft mit Zykluskalendern

- Ordner mit BroschÜren,Anleitung,Li-
teraturhinweisen

- 30xBroschÜren âMuÑ-Ehen muÑ es

nicht gebená

- Pro Familia-Poster

geben wir derzeit noch zum Selbstkosten-
preis vonDM 190,- (+ Versandkostenpau-
schale DM 5,-) ab. Sollten wir kÜnftig
wenigerMuster zurVerfÜgung haben, mÜs-
sen wir im 2. Halbjahr 1985 den Preis er-
hÇhen.

Bezugsadresse: Pro Familia-Zentrum

RÜsselsheim, LahnstraÑe 30, 6090 RÜssels-
heim, Telefon: 06142/12142.

und andere niedergelassene FrauenÉrzte

dazu auf, zu bedenken âob åberweisungen

an Pro-Familia-Stellen und das Familien-

planungszentrum Überhaupt notwendig

sind; denn diese Einrichtungen sind Pilot-

projekte zur EinfÜhrung der Staatsmedi-

ziná Im gleichen Briefwird behauptet, daÑ

âFrauen in der Konfliktsituation im Fami-

lienplanungszentrum nur dann beraten

werden, wenn sie es wÜnschen und das ist

eindeutig kontralegal. Dem abrumpieren-

den Arzt kann strafrechtliche Verfolgung

drohen, wenn er dann trotzdem einen

Schwangerschaftsabbruch durchfÜhrt. Er-

klÉrt er sich aber mit dieser Arbeitsweise

einverstanden, dann macht er sich auÑer-

dem zum BefehlsempfÉnger von Sozialar-

beitern in einem staatlichenModell und be-

gibt sich seiner Érztlichen Freiheit!áWirha-

ben die Vorsitzende des Berufsverbandes

aufgefordert, ihre Behauptungen zurÜck-

zunehmen. R. S.



31

Hamburg:

Mit der Zusammenlegung der beiden

Beratungsstellen Steilshoop und An der Al-

ster hat der Landesverband Hamburg eine

zentral gelegene und gut ausgestattete Be-

ratungsstelle erÇffnet. Die Anschrift lautet:

Poppenhusenstr. 12

2000 Hamburg 60

Tel.: 040/ 290702

Da die rÉumlichen Bedingungen in den

beiden zusammengelegten Beratungsstel-

Bundesstiftung

ein Fehlgriff

Die Bundesstiftung âMutter

und Kindá ist nach Meinung von

profamilia âein glatter sozialpoli-

tischer Fehlgriffá. Eine Studie, in

der 401 in pro familia-Beratungs-

stellen gestellte AntrÉge ausge-

wertet wurden, habe gezeigt,

daÑ sich die in die Stiftung gesetz-

ten Erwartungen nicht erfÜllt

hÉtten.

Als wichtigste Argumente

nenntprofamilia, daÑ die Stiftung

SchwangerschaftsabbrÜche kaum

verhindere und die Stiftungsgel-

der unzureichend seien. Die Bun-

desregierung wird aufgefordert,

die Stiftung aufzulÇsen und dafÜr

mehr Geld in die Vorbeugung un-

gewollter Schwangerschaften zu

investieren.

Der vollstÉndige Text der Un-

tersuchung âDie Bundesstiftung

çMutter und Kindè in der Praxisá

kann gegen DM 5,- Über die

BundesgeschÉftsstelle der pro

familia, Cronstettenstr. 30, 6000

Frankfurt 1, bezogen werden.

(AusfÜhrlicher Bericht im nÉch-

sten Heft).

len sehr schlecht waren, versprechen wir

uns durch die ErÇffnung der 200 qm groÑen

Beratungsstelle in der PoppenhusenstraÑe

(direkt an einem Verkehrsknotenpunkt ge-

legen) eine wesentliche Verbesserung der

Arbeit.

Von sieben Mitarbeiterinnen (davon

zwei ABM-KrÉfte) werden folgende Ar-

beitsschwerpunkte wahrgenommen:

1. Intensivierung der sexualpÉdagogi-

schen Jugendarbeit. Es sollen Kontakte

aufgebaut werden zu Jugendeinrichtungen

in den angrenzenden Stadtteilen.

2. Beratung von Jugendlichen mit Pro-

blemen der VerhÜtung, der SexualitÉt und

Schwangerschaft sowie UnterstÜtzung der

Jugendlichen bei Schwierigkeiten in der

Partnerschaft und im Elternhaus.

3. Beratung von Frauen hinsichtlich

Schwangerschaft, Geburt und damit zu-

sammenhÉngender auch rechtlicher Pro-

bleme.

4. GesprÉchsgruppen fÜr alleinstehende

Schwangere und MÜtter sowie Geburtsvor-

bereitungskurse.

5. Gruppen fÜr Frauen in Trennungssi-

tuation.

6. Hilfe fÜr Frauen mit immer wieder-

kehrenden kÇrperlichen Beschwerden,

z.B. Menstruations- und Unterleibs-

schmerzen, MigrÉne.

AuÑerdem werden von der Beratungs-

stelle angeboten:

- Beratungen zur VerhÜtung

- Anpassung von Diaphragmen

- Informationen Über soziale Hilfen

- Beratung zur çPille danachè

- Beratung bei Kinderwunsch

- Beratung zur Sterilisation

- Bescheinigung der sozialen Beratung

nach $ 218 b StGB

- Stellung der Indikation fÜr den

Schwangerschaftsabbruch nach$218a

StGB

- Beratungen bei Problemen in der Part-

nerschaft

- Offentlichkeitsarbeit mit Gruppen

und Schulklassen.

Offene Sprechstunde: Dienstag 16-19

Uhr und Donnerstag 9-12 Uhr, auÑer nach
Vereinbarung.

Telefonsprechzeiten: Montag und

Dienstag 10-13 Uhr sowie Mittwoch, Don-

nerstag und Freitag 12-15 Uhr.

Oft angefeindet -

dennoch erfolgreich

âOft angefeindet ã dennoch erfolgreich:

15 Jahre Pro Familia in MÜnchená ... war

der Titel des Berichts im Lokalteil der SÜd-

deutschen Zeitung Über das JubilÉum, das

die MÜnchner Pro Familia im Dezember

1984 gefeiert hat. âPro Familia, ein Verband

als TrÉger der Beratungsstellen im Span-

nungsfeld psycho-sozialer und medizini-

scher Probleme, ein geliebtes und ein unge-

liebtes Kind der MÜnchener BÜrger, aber

eine notwendige Einrichtung einer plurali-

stischen Gesellschaftá, so begann die stell-

vertretende Vorsitzende des Ortsverbands

MÜnchen, die Arztin und Psychotherapeu-

tin Renate Schicketanz ihren RÜckblick auf

15 Jahre Geschichte der Pro Familia in

MÜnchen. Sie machte deutlich, daÑ die Ar-

beit der Pro Familia in der Landeshaupt-

stadt MÜnchen selten leicht und trotzdem -

oder gerade deswegen - erwiesenermaÑen

erfolgreich war. Ihr RÜckblick schloÑ mit

Pro Familia

LandesverbÉnde

Baden-WÜrttemberg: 7000 Stuttgart
SchloÑstraÑe 60
Telefon (07 11) 617543

Bayern: 8000 MÜnchen 40
TÜrkenstraÑe 103/1
Telefon (089) 39 90 79

Berlin: 1000 Berlin 30
Ansbacher StraÑe 11
Telefon (030) 21390 13

Bremen: 2800 Bremen
Stader StraÑe 35
Telefon (04 21) 49 1090

Hamburg: 2000 Hamburg 11
SeewartenstraÑe 7
Tel. (040) 311024 98/ 31102305

Hessen: 6000 Frankfurt/Main 50
HÜgelstraÑe 70
Telefon (069) 533257

Niedersachsen:
3000 Hannover 1,
Am Hohen Ufer 3 A
Telefon (05 11) 15459

Nordrhein-Westfalen:
5600 Wuppertal 2
LoherstraÑe 7
Telefon (0202) 8982122

Rheinland-Pfalz /Saarland:
6500 Mainz, Rheinallee 40
Telefon (06131) 672151

Schleswig-Holstein:
2390 Flensburg, Marienkirchhof 6
Telefon (0461) 179 11
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den Worten: âSo sind wir also eine Bera-

tungseinrichtung, die im Spannungsfeld

geboren und gewachsen ist. Und ich hoffe,

daÑ uns dieses zwar manchmal sehr be-

schwerliche und krÉftezehrende Leben

noch lange erhalten bleibt, um den zahlrei-

chen Ratsuchenden weiterhin Beistand lei-

sten zu kÇnnen!á Und zahlreich waren sie,

die Ratsuchenden: so wurden im Bereich

EmpfÉngnisregelung, Partnerschaft und

SexualitÉt 57 500 Beratungen durchgefÜhrt

und im Bereich Schwangerenberatung (die

anerkannte Beratungsstelle gibt es seit fÜnf

Jahren) 15 525 Beratungen. Und da es gera-

de um Zahlen geht: der Gesamthaushalt

fÜr die Beratungsstellen hat sich seit 1969

auf das Sechzehnfache erhÇht. Von DM

52000 auf DM 832000.

Nach den GruÑworten, u.a. von BÜrger-

meister Dr. Hahnzog und Bundesge-

schÉftsfÜhrerin Elke ThoÑ, deren Worte be-

sonders bei den anwesenden Frauen groÑe
Zustimmung fanden, machte Dr. JÜrgen

Heinrichs âBemerkungen zum VerhÉltnis

von Familienplanung und BevÇlkerung-

sentwicklungá, ein Thema, das von seinem

Anspruch her fÜr manche unter den FestgÉ-

sten gewisse Anforderungen stellte. Er un-

ternahm den Versuch, das VerhÉltnis von

Familienplanung zu BevÇlkerungsentwick-

lung einerseits und zu BevÇlkerungspolitik

andererseits nÉher zu bestimmen. Jede ge-

lungene familienplanerische Intervention,

so fÜhrte er aus, hat in der einen oder ande-

ren Richtung eine unmittelbare Auswir-

kung auf die Geburtenzahl. Also, so Hein-

richs, kann man nicht sagen, Familienpla-

nung hÉtte mit BevÇlkerungsentwicklung

nichts zu tun. âMan kann allerdings davon

ausgehen, daÑ demographische ZielgrÇÑen

auf das Fortpflanzungsverhalten des ein-

zelnen oder des einzelnen Paares keine un-

mittelbare Auswirkung haben. Daher ist

Familienplanung nicht BevÇlkerungspla-

nungá

BeiSekt, Saft und Wasser klang die Jubi-

lÉumsveranstaltung aus. Was folgte, waram

Abend in den RÉumen der Beratungsstel-

len ein groÑes Fest fÜr Mitglieder, Freunde

und Mitarbeiter, bei dem auch die Bundes-

vorsitzende Melitta Walter begrÜÑt werden

konnte. Das Fest, von den Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeitern mit viel KreativitÉt

und Phantasie vorbereitet und durchge-

fÜhrt, ging nachts um 1.30 Uhr zu Ende. Fa-

zit am Morgen: das MÜnchnerPro Familia-

JubilÉum war eine ârunde Sacheá.

Robert Bolz

MÜnchner

AktivitÉten

Unter dem Titel âPro Familia MÜnchen

stellt sich vorá hat der Ortsverband MÜn-

chen eine Selbstdarstellung herausgege-

ben, damit sich Interessenten vorab schon

einmal informieren kÇnnen, welche Bera-

tungsangebote und andere Dienstleistun-

gen sie in dieser Stadt von Pro Familia er-

PRO FAMILIA
Deutsche Ge:

warten kÇnnen. Etwa dreihundert Mitglie-

der zÉhlt dieser seit fÜnfzehn Jahren tÉtige

Verband, er trÉgt drei Beratungsstellen mit

siebenundzwanzig Mitarbeiterinnen und

Mitarbeitern.

âNeue Mitglieder sind uns immer will-

kommen. Wir brauchen Sie, um dem Ver-

band seine Lebendigkeit zu erhalten, auch

um ihn zu befÉhigen, seine innerverbandli-

che Arbeit zu meistern und seine sozial-

und gesundheitspolitischen Forderungen

nach auÑen zu vertreten und

mitzutragen...wir haben vielfÉltige MÇg-

lichkeiten der Mitarbeit und UnterstÜtzung

zu bietená

Auch die MÜnchner SexualpÉdagogen

sind aktiv. FÜr 1985 bieten sie wieder neben

einer speziellen Jugendberatung in den Be-

ratungsstellen die DurchfÜhrung sexual-

pÉdagogischer Jugendgruppen an. Dieses

ist ein Angebot der offenen Jugendarbeit,

wo fÜr Gruppen von bis zu fÜnfzehn MÉd-

chen und Jungen etwa fÜnfTreffen im ein-

wÇchigen Abstand von jeweils einer Frau

und einem Mann aus dem sexualpÉdagogi-

schen Team der Pro Familia MÜnchen

durchgefÜhrt werden.

Dr. med. Hans Rausch

Zur Herkunft: 1940 í
geboren und aufge-

wachsen auf einem
Bauernhof in Ungarn,

19497 Flucht nach

Ästerreich, ab 1950 in
der BRD. Nach dem

Studium auÑer medi- /

zinischer TÉtigkeit ë

Weiterbildung in Psy-

chosomatik, Sozialmedizin und PrÉventivmedi-
zin. 1971-81 TÉtigkeit als praktischer Arzt, ne-

benberuflich einige Jahre Gastdozent fÜr Sozial-
medizin, publizistische TÉtigkeit und Referen-
tentÉtigkeit. Seit 3 Jahren angestellter Arzt an
Fachklinik fÜr Suchtkranke. Seit 12 Jahren Mit-
glied der Pro Familia, 1975 Mitaufbau der Bera-
tungsstelle in Koblenz, 1981-82 Mitglied des
Landesvorstands in Rheinland-Pfalz/Saarland.

Elsbeth KÇhnken:

Ich arbeite nicht bei

der Pro Familia, gehÇ-

re aber dem Bremer
Landesvorstand an.
Ich habe erst spÉt mit
einem Studium an der
Bremer UniversitÉt
begonnen. Nach dem
2. Staatsexamen 1983
bin ich jetzt auch, wie

so viele Kolleginnen und Kollegen, von der Lehre-

rarbeitslosigkeit betroffen. Meinen Unterhalt ver-
diene ich durch meine TÉtigkeit im Steuerbera-
tungsbÜro meines Mannes. Ich bin seit 26 Jahren
verheiratet und habe eine erwachsene Tochter.

Meine Interessen liegen im sozial- und gesell-

schaftswissenschaftlichen Bereich. Ich bin seit Jah-
ren aktives Mitglied der aktuellen Friedensbewe-

gung. Gemeinsam mit vielen anderen Frauen will

ich im Zusammenhang mit meiner Arbeit bei Pro

Familia die Abschaffung des $ 218 erreichen.

Erich Bodenbender:

31, Diplom-Psycho-
loge, lebe -nach Kind-

heit und Schulzeit in

Hessen - seit Über

zehn Jahren in WÜrz-

burg. Ich arbeite in

einer Beratungsstelle

der Arbeiterwohlfahrt

mit den Schwerpunk-

ten Partner- und Se-

xualberatung, auÑerdem Lehrbeauftragter an

der UniversitÉt WÜrzburg. Durch eine Freundin

bin ich vor einigen Jahren zu Pro Familia gekom-
men, habe 1983 den WÜrzburger Ortsverein mit-
gegrÜndet und bin dort in der Vorstandsarbeit

stark engagiert. Meine Interessen im Bundesvor-

stand: Auseinandersetzung mit Beratungskon-
zepten (auch fÜr MÉnner!!); gesellschaftspoliti-

sche Implikationen der Arbeit von Pro Familia

(Familienpolitik, BevÇlkerungspolitik).
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Methoden fÜr

den âMorgen danachá

BundesÉrztekammerfolgt

den Erfahrungen der Pro Familia

Im Deutschen Årzteblatt vom 26. Okto-

ber 1984 wurden âHinweise zur Verord-

nung oraler Kontrazeptivaá einer Fach-

kommission des wissenschaftlichen Beirats

der BundesÉrztekammer verÇffentlicht.

åber die âPille danachá heiÑt es, die Ein-

nahme von je zwei Tabletten der kombi-

nierten Ostrogen-Gestagenpille nach dem

Verkehr und nochmals nach zwÇlfStunden

sei zu bevorzugen. âNicht mehr empfohlen

werden kann die postkoitale Verabfolgung

von Ästrogenen in sehr hoher Dosis allein

oder von Gestagenen alleiná Damit folgt

die Fachkommission den Erfahrungen des

Postkoital-Programms der Pro Familia.

Auch sie betont die 48-Stunden-Grenze, in-

nerhalb derer die Wirkung umso sicherer

ist, je frÜher mit der Einnahme begonnen

werden kann.

Neues Faltblatt

Der immer stÉr-

ker werdenden For-

derung, die MÉnner Das

sollten in Sachen L [

VerhÜtung nicht VerhÜtung fÜr

alle Verantwortung den Mann

und Last den

Frauen Überlassen,

wird ein neues Faltblatt gerecht, das der

Bundesverband der Pro Familia mit Unter-

stÜtzung der Bundeszentrale fÜr gesund-

heitliche AufklÉrung herausgegeben hat.

Es geht um das Kondom.

RedaktionsschluÑfÜr

die nÉchsten Ausgaben

Die Redaktion freut sich Über jeden
Beitrag aus dem Kreis derLeserinnen und
Leser, auch Über Leserbriefe (die sollten
mÇglichst kurz gehalten sein, damit KÜr-
zungen nicht erforderlich sind).

Heft 3/85 zum Thema âKinderwunsch
und Reproduktionstechnikená erscheint
Anfang Mai. Das Schwerpunktthema ist
redaktionell abgeschlossen. Aktuelle

Kurzberichte kÇnnen bis zum 29. MÉrz
eingeschickt werden.
Heft 4/85 zum Thema âPro Familia-

Praxis 1985á erscheint AnfangJuli. Redak-

tionsschluÑ fÜr BeitrÉge zum Schwer-

punktthema ist der 29. MÉrz, fÜr aktuelle

Kurzberichte der 31. Mai.

Klassiker der Sexualwissenschaft

Mit der Reihe âKlassiker der Sexualwissenschaftá beginnt der Verlag

Walter de Gruyter eine Serie von Editionen epochemachender Werke

der frÜhen deutschen Sexualforschung. SorgfÉltige photomecha-

nische Nachdrucke der Originalausgaben, zum Teil mit kommentieren-

den ErlÉuterungen namhafter moderner Sexualwissenschaftler, erÇff-

nen diese kaum noch erhÉltlichen Werke einem breiten interessierten

Publikum.

Die HomosexualitÉt

des Mannes und

des Weibes

17 x 24 cm. XXVll, 1067 Seiten. 1984.

Photomechanischer Nachdruck der Erstauflage

von 1914, mit einer kommentierenden Einleitung

von Prof. Dr. Dr. Erwin J. Haeberle.

Gebunden DM 298,- ISBN 3 110101300N

Magnus Hirschfeld

Diese âEnzyklopÉdie der HomosexualitÉtá stellt das erste umfassende

Werk zu diesem Thema dar und ist bis heute durch keine vergleichbare

Publikation je erreicht worden.

Es hat daher, Über seinen historischen Stellenwert hinaus, auch heute

noch hohe wissenschaftliche Relevanz.

E.J. Haeberle

Die SexualitÉt des Menschen

Handbuch und Atlas

21,5 x 27,8 cm. Xll, 559 Seiten. 294 Abbildungen. 7 Tabellen. 1983.

Broschiert DM 54,- ISBN 311008753 7

Haeberle hat mit seinem Handbuch die seit langem umfassendste

Darstellung der Sexualforschung geschaffen, die auch wissenschaft-

lichen AnsprÜchen genÜgt. Daneben ist ihm zugleich das KunststÜck

gelungen, ein wirklich allgemeinverstÉndliches und im besten Sinne

populÉrwissenschaftliches Buch zu schreiben, das sich wegen sei-

ner klaren Gliederung und seines Registers ausgezeichnet als Nach-

schlagewerk eignet.

SÜddeutsche Zeitung

... TatsÉchlich gibt es wohl kein zweites Fachbuch, das die Vielfalt

menschlichen Sexuallebens so reichhaltig und freizÜgig, dabei

durchaus Ésthetisch in Bildern - historischen und realistischen - dar-

bietet wie dieses.

Frankfurter Rundschau
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Walter de Gruyter Berlin : NewYork



Im Vergleich

zu uns

Sind alle

anderen gleich!

Nachrichtenagenturen sind fÜr alle Ta-

geszeitungen die wichtigste Informa-

tionsquelle. Der Abdruck von Agentur-

meldungen macht jedoch die Zeitungen

oft Éhnlich. Die meisten Zeitungen sind

zu groÑen Teilen wortgleich.

Zwar bedienen auch wir uns der Nach-

richtenagenturen, dennoch unterschei-

den wir uns von den anderen erheblich:

Mit unseren 32 Regionalredakteuren/in-

nen verfÜgen wir zusÉtzlich Über ein In-

formationsnetz, das uns bei vielen aktu-

ellen Ereignissen in die Lage versetzt,

Hintergrundinformationen und Sicht-

weisen zu bieten, die andere Zeitungen

nicht haben. Deshalb ist der Anteil der

EigenbeitrÉge in der Tageszeitung we-

sentlich hÇher, als bei herkÇmmlichen

Zeitungen.

Dies ist zwar ein wesentlicher Unter-

schied, aber nicht der einzige. Wer

glaubt, alle QualitÉten der TAZ schon zu

kennen, sollte aufeine åberraschung ge-

faÑt sein.

Ich bestelle die TAZ fÜr eine Woche
kostenlos m
zum

Ausprobieren,

Name:
-

Adresse:

Daturg, Unterschrift ;

Z Abo-Abteilung, Wattstr. 11-12,
1000 Berlin 65 0506

Frauen in den Labors
der MenschenzÜchter

Herausgegeben von Rita Arditti,
Renate Duelli Klein und Shelley Minden

frauen aktuell 5538/DM 10,80

Von LeihmÜttern, Retortenbabies und
Samenbanken, von der Zukunft der

kÜnstlichen Menschenproduktion und von
der klÉglichen Rolle, die den Frauen dabei

zugedacht wird, ist hier die Rede.

PRO FAMILIA

Årztin/Arzt

(20 Wochenstunden)

fÜr die Beratungsstellen Alsfeld

und Bad Hersfeld gesucht.

Das Aufgabengebiet umfaÑt:

- Familienplanungsberatung

- Schwangerschaftskonfliktbera-
tung

- gynÉkologische . Untersuchun-

gen -

- SexualpÉdagogik

Fortbildung und Supervision sind

Bestandteil der Arbeit.

PKW ist erforderlich. Einstellung

zum baldmÇglichsten Termin.

Bewerbungen sind zu richten an:

PRO FAMILIA 6320 Alsfeld,

VolkmarstraÑe 3

oder

PRO FAMILIA 6430 Bad Hers-

feld, Kreisgesundheitsamt

Spendenaufruf

FRAUENRECHTSHILFEBåRO

IN MANAGUA / NICARAGUA

Eklatante Diskriminierungen der Frauen wer-
den durch die Revolution alleine nicht ge-
lÇst. Auch gesetzliches Unrecht verschwin-
det nicht von heute auf morgen, so wie neue
Gesetze allein nicht die Gleichberechtigung
der Frau garantieren. Sie mÜssen auch an-
gewendet werden.

Die OFICINA LEGAL DE LA MUJER unter-
stÜtzt die nicaraguanische Frau bei der
Durchsetzung ihrer RechtsansprÜche (Ehe-,
Familien-, Adoptions-, Scheidungsrecht, Ali-
mentenregelung).

FÜr den Ausbau des Projektes, um mehr
Frauen in allen Landesteilen Über ihre Rech-
te aufzuklÉren und zu unterstÜtzen, ist das
FrauenrechtshilfebÜro in Managua auf inter-
nationale UnterstÜtzung angewiesen.

Spendenkonto:
Konto-Nr. 118114263
M. MÜller, StÉdtische Sparkasse GÇttingen
BLZ 26050001
Stichwort: RechtshilfebÜro

NÉheres bei: M. MÜller,
Kreuzbergring 81, 3400 GÇttingen


